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Liebe Leserinnen und Leser, 

in ,thema: berufsbildung', Auagabe 3/4 1987 der Zeitschrift "Berofsbildung in Wissenschaft und Praxis", wurde aufgrund eines Fehlers 
der Redaktion ein Kommenrar des Herausgebers abgedruckt, der bereits in Heft 2/1987 erschienen war. 

Außerdem entstanden durch ein Ve�ehen zwei mißverständliche O/)erschriften auf den Seiten 74 und 75; statt" Vergabe termin" muß 
es" Vergabekrirerium" heißen. 

Die Redaktion bittet um Nachsicht für diese Fehler. 

Henning Bau 

Hermann Schmidt 

Weiterbildungsbeteiligung und ihre Rahmenbedingungen*) 
Vorschläge für qualitative Fortschritte in der beruflichen Weiterbildung 

Die jüngsten Ergebni55e des "Berichtssystems Weiterbildungs­
wrhalt",n" :r:eigen im Rahmen einer insgesamt stagnierenden 
Beteiligung an der beruflichen Weiterbildung folgende zentrale 
Trends: Während zum einen die Unterschiede in der Weiterbil­
dungsteilnahme zwischen Männern und Frauen immer geringer 
werden, verschärfen sich zum anderen die zwischen Penonen 
unterschiedlicher Qualifikationsgruppen: . Bei einfachen Arbei­
tern, Angestellten und Beamten, aber auch bei Facharbeitern 
uod mittleren Beamten ist zwischen 1979 uod 1985 aine rilck­
läufige oder stagnierende Beteiligung an der beruflichen Weiter­
bildung zu beobachten, steigende Tailnahmequotan sind dage­
gen für qualifizierte und leitende Angestellte festzultellen. 

Angesichts dieser Entwicklung ist zu fragen, wie die Rahmen­
bedingungen fW die berufliche Weiterbildung zu gestalten sind, 
damit sie dazu beitragen, diese Polarisierungstendenzen abzu­
bauen und die Akzeptanz der Weiterbildung zu verbessern. Im 
folgenden werden einige Elemente dieser Rahmenbedingungen, 
wie z. B. Weiterbildungsformen, Motivationsanreize oder die 
Qualifikation des Weiterbildungsper50nals, unter dem Aspekt 
thematisiert, die gering Qualifizierten für eine stärkere Weher­
bildungsbeteiliguog zu motivieren und zu fördern. 

Motivationdördernde Weiterbildu ngsformen entwickeln 

Der Anteil der berufstätigen Teilnehmer, der ausschließlich 
eigeninitiativ an einer Weiterbildung teilnimmt, geht in den 
letzten Jahren zurück. Nach Ergebnissen des "Berichtssystems 
Weiterbildungsverhalten" nannte die Hälfte aller Befragten 
Eigeninitiative als Teilnahmemotiv, 1979 und 1982 lag dieser 
Anteil noch über 50 Prozent (1979: 53 %; 1982: 55 %1.lnsbe­
sondere die Häufigkeit betrieblich veranlaBterWeiterbilduogsteil­
nahme durch Anordnung oder Vorschlag der Vorgesetzten hat 
zugenommen. [1] 

In der primär außerbetrieblichen Weiterbildung ist die Motivation 
ruf Weiterbildung von unterschiedlichen Tendenzen geprägt: 

• Für die Arbeitslosen (mit Anspruch auf Arbeitslosengeld) hat 
sich ilufgrund der AFG-Förderungsbedingungen praktisch 
eine Weiterbildungsptlicht bzw. ein Zwang zur Weiterbildung 
herausgebildet, denn Weiterbildungsvorschläge des Arbeits· 
amtes können nur "aus wichtigem Grund" abgelehnt werden. 
Die Weiterbildungsbereitschaft von Langzeitarbeitslosen ist 
aus unterschiedlichsten Gründen niedrig (z. B. geringe finan­
zielle Förderungsanreize, skeptische Einschätzung des lern­
erfolges und der Vermittlungsaussichten nach ·Abschluß der 
Maßnahme)_ 

• Hoch weiterbildungsmotiviert sind dagegen die Erwerbstäti­
gen, die ganz oder teilweise ilußerhalb der Arbeitszeit an Auf-

.) überartMlllete Fassung einll elltrztgeS zu einem Studienge-spräch du 
I nstitul$ der deutlichen Wirllchaft in Wiesenillig IMai 1987). 

stiegsfortbildung (Meister, Techniker usw.) teilnehmen; hier 
geht die Teilnahme zu zwei Dritteln von den Teilnehmern 
selbst aus. 

Oie quantitativen Befunde verweisen darauf, daß sich heute im­
mer mehr Menschen der Weiterbildung stellen müssen, für die 
die Anreize Aufstieg, höheres Einkommen und/oder Ansehen 
keine oder nur geringe Bedeutung als Weiterbildungsmotiv ha­
ben. In vielen Fällen werden solche klassischen Anreize insbe­
sondere in der betrieblichen Weiterbildung wegen des beffirchte­
ten Honorierungsdrucks heute nicht mehr gegeben. Unter dem 
Aspekt des lernerfolgs und der Effizienz von Weiterbildung5-
maßnilhmen sollte iluf die Freiwilligkeit der Bildungsteilnehme 
nicht verzichtet werden. Die betrieblichen Mitarbeiter stehen 
vor der Frage, "von oben" verordnete Weiterbildung als Chance 
zur Selbstentfaltung und/oder als Schutz gegen Arbeitslosigkeit 
zu nuuen. 

Traditionelle Weiterbildungsformen überwi." noch 

Untersuchungsergebnisse des Bundesinstituts zeigen, daß die 
betriebliche Weiterbildung noch stark von den traditionellen 
Organisationsformen des Seminars, der Schulung, des Lehrgangs 
und der Tagung geprägt ist. [21 Dieses Methodenrepertoire ist an 
den Zielgruppen orientiert, die heute noch in der betrieblichen 
Weiterbildung dominieren: Führungskräfte sowie teclmische und 
kaufmännische Angestellte. Dieses traditionelle Methodenspek· 
trum reicht nicht aus, sogenennte bildungsferne und lernunge­
wohnte Teilnehmer für die Weiterbildung zu mobilisieren. Bereits 
der vermutete schulische Charakter von Weiterbildungsmaßnah­
men wirkt sich bei "bildungsfernen" Personen als Barriere für 
die Bildungsbereitschilft aus.l31 

Im Zusammenhang mit der Herausforderurg durch die neuen . 
Techniken haben die Betriebe inzwischen nicht nur den ganzen 
Menschen, sondern auch die bisher vernachlässigten Zielgruppen 
der Facharbeiter sowie der Un-und Angelernten entdeckt. Denn: 
Als Engpaß für die Durchsetzung betrieblicher Innovation rücken 
immer stärker die betroffenen Arbeitnehmer und ihre Qualifika­
tion anstelle der maschinellen Ausstattung in den Minelpunkt 
des Interesses. Insgesamt gilt es, die arbeitsorganisations- und 
qualifikationspolitischen Konsequenzen aus den technologischen 
Neuerungen zu ziehen. 

Neue Ansätze senken Kosten und fördern Motivation 

Dies hat inzwischen dazu geführt, daß eine Fülle von betriebs­
orientierten Modellen in Ansätzen entwickelt und praktiziert 
wird, die unter den Stichworten Qualitätszirkel, Lernstatt, 
Werkstattformen und Organisationsentwicklung bisher wenig 
berücksichtigte Zielgruppen mit dem Ziel in lern- und Koopere­
tionsprozesse einbeziehen, Motivation, Arbeitszufriedenheit, 
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Kreativität, Identifikation mit der Arbeit und der Firma zu för­
dern. 

Ohne im einzelnen hier auf die Unterschiede dieser Modelle ein· 
zugehen, ist auf deren Erfolgsbedingungen zu achten, damit die 
angestrebten Effekte, wie z. B. Kosteneinsparung, Qualitätsbe­
wußuein, verbesserte Arbeitsmoral und Arbeitszufriedenheit, 
sich nicht nur als kurzlebige Human .... elations-Effekte (Haw­
thorne-Effekt) herausstellen: 

• Qualifizierung im Rahmen von Oualitätszirkeln oder lernstatt 
ersetzt nicht die systematische Fortbildung und den Erwerb 
arbeitsmarktgängiger Qualifikationen durch die Betroffenen 
(vorwiegend auf den unteren Ausführu"ngsebenen), Die nauen 
Weiterbitdungsmodelle sollten vielmehr den Einstieg in die 
Weiterbildung eröffnen und die bisher vorhandenen Qualifi· 
zierungsmöglichkeiten ergänzen. 

• Die Auseinandersetzung der Mitarbeiter mit den Problemen 
ihres eigenen Arbeitsbereichs im Rahmen der neuen Weiter· 
bildungsmodelle schließt ein, daß die betroffenen Gruppen 
auf die technisch-organisatorische Ausstattung ihres Bereichs 
mitgestaltend Einfluß nehmen; das bedeutet auch, daß ent­
sprechende Folgen für Führungsstil und -philosophie zu zie­
hen sind. 

Weiterbildungszeit, Arbeitszeit, Freizeit 

Berufliche Weiterbildung erfordert von den Teilnehmern einen 
hohen Zeitaufwand. Mehr als drei Fünftel aller Lehrgänge dauern 
bis zu sechs Wochen, jede fünfte Maßnahme umfaßt sechs Mo­
nate und mehr. Trotz eines steigenden Weiterbildungsdrucks auf 
Betriebe und Arbeitnehmer hat sich die Zeitstruktur der Weiter· 
bildung in den letzten Jahren kaum verändert. 

Diese große zeitliche Beanspruchung kann von den an der 
Weiterbildung Beteiligten (Erwerbstätigen) bisher nur dadurch 
bewältigt werden, daß mehr als zwei Drittel der Lehrgänge ganz 
cx:Ier teilweise in der Arbeitszeit besucht werden. [4J Ohne Frei­
stellung von der Arbeit wird auch künftig der noch steigende 
Qualifizierungsdruck nicht aufzufangen sein; dies gilt insbeson· 
dere dann, wenn lernungewohnte und weniger leistungsorien· 
tierte Perwnen in die Weiterbildung einbezogen werden sollen. 

Soll Weiterbildung zu einer selbstverständlichen Anforderung im 
Betriebsalltag werden, so sind diese Ausgangsbedingungen bei 
einer Neuverteilung von Weiterbildungszeit, Arbeitszeit und 
Freizeit zu berücksichtigen. 

Mehr Weiterbildung für eineo größeren Adressatenkreis ist nicht 
nur erforderlich, um Qualifikationsengpässe für dringend not­
wendige Innovationen zu beseitigen; auch arbeitsmarktpolitische 
Überlegungeo sprechen für eine stärkere Weiterbildung. Hinzu­
weisen ist insbesondere auf deren Beschäfti�ngsauswirkungen: 
Durch die Qualifizierung von Erwerbstätigen können Beschäfti· 
gungseffekte et2ielt werden, denn die in Bildungsmaßnahmen 
befindlichen Arbeitnehmer müssen im Betrieb ersetzt werden; 
zugleich wird zusätzliches Aus- und Weiterbildungspersonal be· 
nötigt, wenn sich mehr Mitarbeiter qualifizieren. Derquantitative 
Umfang dieser kurzfristig schwer meßbaren Beschäftigungsef­
fekte ist - neben der Anzahl der zu qualifizierenden Mitarbeiter 
und dem Ausbau der betrieblichen Weiterbiklungskapazitäten­
vor allem von der für die Weiterbildung der Mitarbeiter aufge· 
wendeten Zeit abhängig. {5 J 

Tarifvertragliehe Regelungen mit Beschat'tigungseffekten 

Tarifvertraglieh vereinbarte Regelungen könnten zu einer be· 
schäftigungswirksamen Neuverteilung einen entscheidenden Bei­
trag leisten; und zwar könnten sich solche Regelungen sowohl 
positiv auf die Einbeziehung bisher bildungsungewohnter Be­
schäftigter auswirken als auch insgesamt gesehen beschäftigungs­
wirksame Folgen haben. FreisteIlung von der Arbeit für die Wei· 
terbildung dürfte auf nicht weiterbildungsgewohnte Beschäftigte 
eine kaum zu überschätzende Motivierungswirkung haben. [6] 

Um bemerkenswerte Weiterbildungs- und Beschäftigungseffekte 
zu erzielen, mußte der zeitliche Anspruch auf Weiterbildung 
jedoch pro Jahr entsprechend hoch sein oder kumuliert werden 
können !siehe auch Diskussion der Tarifpartner in der Chemiein­
dustrieL [7J Durch Kombination von tarifvertraglichen Rege­
lungen mit Regelungen ffir unbezahlte' FreisteIlung könnten 
weitere Weiterbildungs- und Beschäftigungseffekte erzielt wer­
den. 

Allgemein- und 
PerJÖnlichkeitsbildung im Rahmen der Weiterbildung 

Die Herausforderungen der neuen Technologien haben auch in der 
beruflichen Weiterbildung ein Umdenken eingeleitet. "Ganzheit· 
liehe Konzepte der Arbeitsgestaltung" , "Nutzung der menschli· 
ehen Qualifikationen nicht nur als Restgröße" sind die Stich· 
worte, die diesen Wandel markieren. Dabei wird das Anforde· 
rungs- und Qualifikationsspektrum vor allem in Richtung der 
Sozialkompetenzen erweitert. Erfolgreiche Anwendung und 
kreative Gestaltung der Arbeit mit Hilfe net.l0f Tectmologien 
erfordern eine hohe Fachkompetenz, die durch die altbekannten 
Schlüsselqualifikatiooen, wie Eigeninitiative, verantwortliches 
Handeln, Kooperations- und Kommunikationsfähigkeit, erst 
ricMlg "fruchtbar" 'gemacht wird. Immer wichtiger wird, daß 
jeder Mitarbeiter die Rück'!Virkung seines Handeins und Unter­
lassens auf das Betriebsganze, aber auch auf die Umwelt, erkennt 
und berücksichtigt. 

Das I nstitut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung erfaßt in 
einer neueren Untersuchung diese Sozialqualifikationen in den 
Kategorien Motivatioo, Einstellung zu Arbeit und Beruf sowie 
Fähigkeit im Umgang mit anderen. Die Ergebnisse dieser Unter· 
suchung zeigen deutliche und charakteristische Zusammeohänge 
zwischen den Sozialqualifikationen und den Merkmalen Allge­
meinbildung, berufliche Qualifikation, Stellung im Beruf. Je 
qualifizierter die allgemeine Bildung und berufliche Qualifika­
tion, desto häufiger sind Personen mit starker Ausprägung der 
Merkmale Gewissenhaftigkeit, Leistungsbereitschaft, soziales 
Selbstvertrauen usw. [B] 

Die traditionelle Trennung von beruflicher und 
allgemeiner Weiterbildung 
läßt lieh in vielen Fällen nicht mehr aufTechterhalten 

Diese Zusammenhänge sprechen dafür, daß allgemeinbildende 
Inhalte mit großer Berufsbedeutsamkeit, wie Sprache und 
Mathematik, aber auch Persönlichkeitsbildung, die im Beruh­
bildungsgesetz als charakterliche Förderung gefordert wird, 
zunehmende Bedeutung in der beruflichen Bildung bekommen 
müssen, weil sie offenbar eine wichtige Voraussetzung für eine 
eigenverantwortliche berufliche Weiterbildung sind. 

Belege dafür, daß dies bereits von vielen Beschäftigten so gesehen 
wird, finelen sich im Berichtssystem Weiterbildungsverhalten des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft für 1985: Von 
den berufstätigen Teilnehmern an allgemeiner und politischer 
Weiterbildung hat jeeler dritte angegeben, aus beruflichen Grün­
den an der Weiterbildungsmaßnahme teilzunehmen. Bei einem' 
weiteren guten Fünftel waren berufliche überlegungen zumin­
dest mitentscheidend. Jeder zehnte hatte sogar auf betriebliche 
Anordnung teilgenommen. [gI 

Die Angaben zeigen, daß die traditionelle Trennung von beruf­
licher und nichtberuflicher Weiterbildung in weiten Bereichen 
mit sachlichen Argumenten nicht mehr aufrechtzuerhalten ist. 
In zahlreichen praktischen Ansätzen haben betriebliche Weiter­
bildungsmodelle diese Trennung auch schon überwunden. 
Fernunterrichtsangebote haben z. B. bereits erfolgreich nichtbe­
rufliche Weiterbildung in das Spektrum des traditionellen be­
trieblichen WeiterbildungsangeboU integriert. 

Zur Stärkung der Motivation weiterbildungsungewohnter Be­
schäftigter kommt deshalb Modellen zur Persönlichkeitsent· 
wicklung eine nicht geringe Bedeutung zu. 
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Duales Synem al. Modell für die berufliche Weiterbildung 

Zwi5Chen betrieblicher und außerbetrieblicher Weiterbildung hat 
sich in den letzten Jahl'tln eine kontraproduktive Arbeitsteilung 
herausgebildet: 
• Die außerbetriebliche Weiterbiktung hat sich in weiten Berei· 

chen zu einem von der Bundesanstalt für Arbeit finanzierten 
Instrument für die Wiedereingliederung von Arbeitslosen in 
du BeschiftigunguVdtm entwickelt. Facharbeiter, Un- u nd  
Angelernte sind unter ihl'tln TeHnehmEN"n starlc vertreten. 
Bei der Maßnahmendauer liegt der Akzent (fast 60 %) auf 
Maßnahmen von 4 bis 12 Monaten. 

• Die betriebliche Weiterbildung hingegen ist ein primär einzel· 
betrieblich finanziertes System zur Anpassung vnd zum Auf· 
stieg von MitarbeiterInnen und Mitarbeitern oberhalb der 
Facharbeiterebeoe mit Hilfe vorwiegend kurzfristigerMaßnah­
men (drei Vlertol haben eine Dauer von bis zu einer Woche). 

Berührungspunkte dieser beiden Bereiche, auf die jeweils ca. 50 
Prozent der WeiterbildulllJSteilnehmer entfallen, ergeben sich 
einmal dort, wo Betriebe für außerbetriebliche Lehrgangsteil· 
nehmer Praktik. durchführen oder als Träger von Auftragsmaß· 
nahmen für das Arbeitsamt tätig werden. Zum anderen gibt es 
eine - wenn auch erst in Ansätzen vorhandene - Zusammenar· 
beit zwischen außerbetrieblichen Weiterbildungseinrichtungen 
und Klein- und Mittelbetrieben, die selbst keine oder nur in be· 
grenzten Bereichen Weiterbildung durchführen. 

Im Rahmen einer vom Bundesinstitut für Beruhbildung betreu­
ten Modellversuchsreihe zur beruflichen QualifizieruflQ von 
Erwachsenen, die'keine abgeschlouene Berufsausbiklung haben 
und ein besonderes Arbeitsmarlctrisiko tragen, bei der vornehm­
lich arbeiulose ErWlchseoe zum Erwerb eines anerkannten 
Abschlusses gebracht werden, hat diese Zusammenarbeit zwi­
schen Betrieben und außerbetrieblichet1 Trigefn einen besonde· 
I'tIn Schwefpu"t erhalten. Hier werdert zur Zeit unterschied· 
liche Modelle zur Elnbnlehung von Betrieben und außetbetrieb­
lichen Trägern erprobt. Die bidlerigen Erfahrungen zeigen deut· 
lich, daß sich die bei einer gemeinsam durcngefUhrten Maßnahme 
zwangsläufig notwendige Kooperation für beide Seitan ausge· 
sprochen politiv auswirkt. 

In der WeiteriJildung Arbelt.loser .ind Betriebe unterrepräsentiert 

Insgesamt Ist die Zusammenarbeit zwischen Betrieben und außer· 
betrieblichen Trägern der Weiterbildung jedoch stark unterent· 
wickelt. In die Fortbildung und Umschulung von Arbeitslosen 
sind die Betriebe nur in geringem Umfang einbezogen; der Anteil 
der BildurlQmlaßnahmen in betrieblicher Trägerschaft hat sich in 
den letzten Jahren nur geringtugig erhöht (1984: 11.5 %, 1985: 
11,8 %,1986: 12,6 %), obwohl erhebliche Anstrengungen von 
seiten der Bundesanstalt und der ArbeitgebeNerbäncle unter· 
nommert wurden, mehr Betriebe als Träger zu gewinnen. (101 

Wenn man davon ausgeht, daß den meisten Klein· und Mittelbe­
trieben sowohl die Kapazität als lUch das Know-how fehlen, um 
Weiterbildungsangebote in dem in den kommenden Jahren erfor· 
derlichen Umfange durchzuführen. bietet sich dM! Weiterent· 
wicklung der beruflichen Weiterbildung nach dem Modell des 
dualen Ausbildunguystems geradezu an. Ein solches Komept 
tur ein dualisiertes System der Weiterbildung, das einen Neube­
ginn einer produktiven Arbeitsteilung zwischen Betriebeo und 
außerbetrieblicher beruflicher Weiterbildung setzen könnte, 
wird zur Zeit von verschiedenen Seiten diskutiert. r, 1 J 

Die Beruhschule In du Weiterbildungskonzept einbeziehen 

Es spricht vieles dafür, daß die Berufsschule auch in einem dualen 
Weiterbildung$Syrtem dEN" Hauptpartner der Betriebe sein sollte, 
Es erscheint deshalb äußenot unklug, wenn zur Zeit von staatli· 
chen Stellen oder von der Unternehmerseite die Berufsschule 
vor einer Beteiligung an beruflicher Weiterbildung gewarnt wird 
(Wettbewerbsyerzerrungll. [12)Auf diese Weise werden die liber· 
wiegend hervorragend ausgestatteten Berufsschulen auf vol":eit· 

schulische Bildungsangebote abgedrängt (Berufsfachschulen, 
Fachschulen). die als Wettbewerber des dUiden Systems und der 
beruflichen Weiterbitdung in den Betrieben nicht unbodingt 
erwünscht wären. Eine sinnvolle, auf lokalen Absprachen beru· 
hende Zusammenarbeit zwischen Kleifl- und Mittelbetrieben, 
überbetrieblichen Berufsbildungutänen und Beruh.schulen w"'d 
der betrieblichen Aus· und Weiterbildung zweckdienlicher sein 
als die Ausgrenzung eines Partners. den die Betriebe im Wettbe· 
wert> mit anderen schuliscflen und hochschulischen Bildungs­
gängen noch dringend benötigen werden. 

VorauSHtzung für die Arbeluteiluf1ll Im Rahmen 6ioeJ dualen 
Systems der Weiterbildung in Jedoch eine einheitliche Konzep­
tion, die die Partner im Hauptaussclluß des BundesinstituU tur 
Berufsbildung erarbeiten könnten. 

Weiterbildungsabschlilue und Zertifikate dienen der MotiY1ltion 

Von der abschlußbezogenen Weiterbildung in der klassischen 
Aufstiegsfortbildung gehen besonders starke Motivationsanreize 
aus. Bei der Fortbildung zur AnpassuflQ an die technische. wirt· 
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung entfallen diese An· 
raize häufig. Nur kn.pp die Hälfte aller Teilnehmer hat für ihre 
Weiterbildungsleistungen überhaupt ein Zertifikat bekommen; 
dabei liberwogen die "weichen" FormlJ'l der Teilnahmet>eschei· 
nigungen und der von den TräQern ausgestellten Zeugnisse, in5-
be$Ol1dere bei den Blldungsmaßoahmen mit geringer zeitlicher 
Dauer. Nur knapp 30 Prozent der Teilnehmer, die überhaupt 
einen Nachweis über ihre Weiterbildungsbeteiligung erhielten, 
erwarben einen staatlich aner\(annten Abschluß. insbesondere 
bei Aufstteglilehrgängen u nd  Um!ld'lulungskunen. (13) 

In Zeiten negativer Arbeitsmarktsituationen wird die Erhaltung 
des Arbeitsplaues zwar zu einemwichtigen Weiterbildungsmotfv. 
das jedoch bei lernungewohnten und traditionell biklungsfernen 
Un- und Angelemten für eine aktille Weiterbildungsteilnahme 
oft nicht ausreichend ist. Ein 1 nstrument der betrieblichen P!f· 
sonalpolitik zur Entwicklung von Anreizen für diese Gruppe 
könnte es sein, dia schrittweise zu erwerbenden Qualifikationen 
zu betrieblichen oder allgemein anericannten Weiterbildungs· 
abschlüssen zu bündeln. Ein duales Weiterbildungssystem ist für 
den schrittweisen Erwerb von Qualifikationen unter dem Aspekt 
der Bündeluog zu WeiterbIldungsabschlüssen eine wiChtige Vor· 
aussetzung. Es ermöglicht nämlich auch den Erwerb solcher 
Oualifikationen, die vom Betrieb bisher nicht vermittelt werden 
konnten, für den Abschluß jedoch von Bedeutung sind. 

Die erwachMnenpädaiQgische Quelifikation des 
Weiterbildungspersonals ist zu verbessern 

Lehrlcräfte für die berufliche Weiterbildung werden noch häufig 
vor allem untar dem Aspekt Ihrer fachlichen Kompetenz ausge· 
wählt. Die erwachMnenpädagogischen Anforderu�n sind bis· 
her zu wenig berücksichtigt worden, obwohl die Lehrkräfte auf 
di.sem G.biet mit ständig wach.nden Anforderungen kontrOll­
tl.rt werden (z. B. Motivation von und Umgang mit Lernunge­
wohntenI. Anders als bei den Ausbildern gibt e s  keine Ausbil· 
dungsgänge für Weiterbildner, durch die erwachsenenpidago· 
gi5Che Kompetenzen erworben werden können. Es sind jedoch 
einige Angebote vorhanden, die diese Defizite zum Teil auffan· 
gen köonen, wie z. B. das berufsbegleitende Studium .. Betriebs­
pädagogik für Betriebspraktiker" der Hochschule in Landau, 
das Weiterbildung5llngebot "Berufliche Aus· und Weiterbildung" 

der Universität Hannover. Einen Überblick Uber das innerbe­
triebliche Angebot zur Weiterbildung der in der Erwachsenen· 
bildung tätigen Lehrkräfte gibt es leider nicht. 

Das Bundesinrtltut für Berufsbilclung hat zur Unterstiitzung der 
Weiterbildungspraxis folgende Forschungs· und Entwicklungs­
projekte durChgeführt: 

Entwicklung eines Instrumentariums zur Diagnose von Lern­
problemen Erwachsener In Lehrgängen der beruflichen Wei· 
terbildung; 
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Entwick.lung -eines Konzepts zur berufsbegleitenden Fort­
bildung von Lehrkräften mit dem Schwerpunkt "lernbera­
tung" im Rahmen eines Modellversuchs; 

Entwicklung eines Konzepts für die pädagogische Qualifizie­
rung der Dozenten im begleitenden Direktunterricht im 
Rahmen des Fernunterrichts; 

Entwicklung von Handreichungen für die Fort- und Weiter­
bildung von Fachkräften in der beruflichen und sozialen 
Rehabilitation Behinderter. 

Bei der Auswahl des NachW1Jchses für hauptberufliches Weiter­
bildungspersonal sollte die Gruppe der arbeitslosen Lehrer stär· 
ker berücksichtigt werden. Dort, wo bereits in den vergangenen 
Jahren Lehrer für diese Tätigkeiten weitergebildet wurden, sind 
die Ergebnisse überdurchschnittlich gut. 

Fernunterricht wird für betriebliche Weiterbildung zu wenig 
genutZt 

Fernunterricht in der betrieblichen Weiterbildung ist bisher eher 
noch die Ausnahme, obwohl bereits auf zahlreiche positive Nut· 
zungsmöglichkeiten verwiesen werden kann. Untersuchungser· 
gebnisse zeigen, daß vor allem Klein· und Mittelbetriebe nicht 
ausreichend über das Angebot informiert sind. 

Von fernunterrichtserfahrenen Betrieben wird diese Form der 
beruflichen Weiterbildung überwiegend positiv beurteilt; Erfah· 
rungsbeispiele zeigen, daß sich der Fernunterricht auf so unter· 
schiedlichen Einsatzfeldern der betrieblichen Weiterbildung wie 

- Führungskräfteschulung (Akademie für Führungskräfte der 
Wirtschaft, Bad Harzburg) , 

Persönlichkeitsentwicklung W9·Tage·Training der Reemtsma· 
Gruppe), 

Grunclqualifizierung in Rechnen und Schreiben (Berufsförde· 
rungszentrum Essen) 

einsetzen läßt. Diese Einsatzgebiete zeigen, daß Fernunterricht 
nicht nur für Personen geeignet ist, die weiterbildungsgewohnt 
sind. 

Für eine differenzierte Nutzung des Fernunterrichts durch den 
Betrieb lassen sich folgende Grundmodelle nennen: 

- Der Betrieb finanziert anteilig oder ganz die von seinen Mit· 
arbeitern selbst ausgewählten Fernlehrgänge und stellt die 
Teilnehmer für den begleitenden Direktunterricht von der 
Arbeit frei; 
der Betrieb kauft Fernlehrgänge, die er seinen Mitarbeitern 
anbietet, und organisiert den begleitenden Direktunterricht 
selbst; 

der Betrieb läßt nach seinen Vorgaben für eigene WeiterbiI· 
dungszwecke von einem Fernunterrichtsanbieter Fernlehr· 
gänge entwickeln und führt den begleitenden Direktunterricht 
selbst durch; 

der Betrieb entwickelt eigene Fernlehrgänge wr beruflichen 
Weiterbildung der Mitarbeiter. 

Gegenüber den ausschließlich auf Direktunterricht beruhenden 
Weiterbildungsformeo kann der Fernunterricht je nach Organisa· 
tionsform erhebliche Kostenvorteile bringen. Insbesondere für 
Klein· und Mittelbetriebe, die mit einer längeren Freistellung 
von Mitarbeitern Probleme haben, kann der Fernunterricht 
einen wirksamen Einstieg in die betriebliche Weiterbildung dar· 
stellen. 

Finanzielle Förderung - Kostenübernahme nach Interessenlage? 

Jeder zehnte, der in den letzten fünf Jahren an einer beruflichen 
Weiterbildung teilgenommen hat, wurde - nach eigenen Anga· 
ben - vom Arbeitsamt finanziell unterstützt. Neben den Arbeit· 
gebern, die mit 12 Prozent der Nennungen etwas häufiger als 
Kostenträger genannt wurden, war damit die Bundesanstalt für 
Arbeit die wichtigste Förderungsinstanz. Drei Viertel der Befrag· 

ten gaben an, keinerlei finanzielle Unterstützung für ihre Weiter· 
bildung erhalten zu haben. Da den Befragten bei betrieblichen 
Maßnahmen nicht bekannt ist, ob überhaupt Kosten entstanden 
sind, ist der von den Teilnehmern zu tragende Kostenanteil 
nicht genau anzugeben. [14) Es spricht jedoch vieles dafür, daß 
die Teilnehmer in erheblichem Umfang die Aufwendungen für 
ihre Weiterbildung selbst tragen. 
Die Bundesanstalt für Arbeit hat im Rahmen der Qualifizierungs· 
offensive ihre Ausgaben für Weiterbildung im Jahre 19B6 um 
nahezu ein Drittel gesteigert; für 1987 ist ein weiterer Zuwachs 
auf 5,6 Mrd. DM geplant. Die Ausgaben der BUlldesanstalt ha· 
ben damit - entsprechend der immer noch sehr hohen Arbeits· 
losigkeit - einen bisher nicht gekannten Höchststand erreicht, 
der mit Rücksicht auf die Haushaltsprobleme des Bundes nicht 
weiter angehoben werden dürfte. {15] Die Relation zwischen 
Aufwendungen, die von der Bundesanstalt und der Privat· 
wirtschaft für berufliche Weiterbildung gemacht werden, hat 
sich damit erheblich zu Lasten der Privatwirtschaft verschoben. 
Die Ausgaben der Bundesanstalt, die sich primär auf die Weiter· 
bildung von Arbeitslosen beziehen, belaufen sich bereits auf 
mehr als die Hälfte der 10 Mrd. DM, die als Ausgaben der priva· 
ten Wirtschaft für die berufliche Weiterbildung ihrer Mitarbeiter 
im Jahre 1986 geschätzt wurden. 

Selbst angesichts dieser erheblichen Ausgaben der Bundesanstalt 
darf gleichwohl nicht übersehen werden, daß von der Höhe der 
Unterhaltsgeldzahlungen für Arbeitslose im Rahmen der indivi· 
duellen Förderung zu geringe Teilnahmeanreize ausgehen, da 
der Unterhaltsgeldsatz von 65 Prozent (73 % bei Teilnehmern 
mit Familie) des letzten Nettoentgelts nur 2 Prozent über dem 
Arbeitslosengeld liegt. Untersuchungen der Lehrgangspraxis 
zeigen, daß der Unterhaltsgeldsatz insbesondere dann zu gering 
ist und Ursache für den Abbruch des lehrgangs sein kann, wenn 
die Teilnehmer vorher bereits ein geringes Einkommen hatten 
(z. B. Frauen, Uno und Angelernte) und/oder an langfristigen 
Maßnahmen, z. B. Umschulungen, teilnahmen. Ein Mindestun· 
terhaltsgeld könnte die finanziellen Schwierigkeiten bei diesem 
Personenkreis überwinden helfen. 

Qualität der AFGlIeförderten Weiterbildung durch Kriterien 
sichern 

Die Frage nach der Qualität beruflicher Weiterbildung wird der· 
zeit vor allem angesichts der starken Expansion der AFG1I6fÖr· 
derten Bildungsmaßnahmen und der für sie aufgewendeten 
finanziellen Mittel gestellt. 

Seit die sogenannten Auftragsmaßnahmeo für Arbeitslose Anfang 
der achtziger Jahre zu einem wesentlichen Schwerpunkt der 
AFG-geförderten Weiterbildung geworden sind, stellt sich für die 
Arbeitsämter die Aufgabe, wie die Qualität der Bildungsmaßnah· 
men zu gewährleisten ist, neu: Es geht in erster linie nicht mehr 
darum, die Qualität eines bereits vorliegenden Bildungsangebots 
eines Trägers zu priifen, sondern die Qualität ist im Zusammen· 
hang mit der Entwicklung einer Maßnahme von den Arbeits­
ämtern selbst erst festzulegen und im laufe der Durchführung 
auch zu sichern. Denn bei Auftragsmaßnahmen haben sich, im 
Unterschied zu den freien Maßnahmen der Bildungsträger, zahl· 
reiche Aufgaben von den Bildungsträgern und Bildungsinteres· 
sententreilnehmern auf die Arbeitsämter verlagert; indem sie 
z. B. den Bedarf ermitteln, die Maßnahmen planen, die Teilneh· 
mer auswählen, beraten und motivieren sowie die Bildungsträger 
auswählen und kontrollieren müssen, bestimmen die Ämter im 
wesentlichen die Qualität von Auftragsmaßnahmen. 

In enger Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt wurde deshalb 
vom Bundesinstitut ein Qualitätskonzept entwickelt, das den 
Mitarbeitern der Arbeitsämter helfen soll, die Qualität von Auf· 
tragsmaßnahmen festzulegen und zu sichern. [16] Zu den wich· 
tigsten Merkmalen dieses Konzepts gehört z. B., daß 

die Arbeitsämter ihre Maßnahmekonzepte zusammen mit den 
Betrieben, Bildungsträgern und Kammern ihrer Region ent· 
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wickeln, diese kooperative Maßnahmeentwicklung aber strikt 
von der späteren Vergabe trennen, 

die Bildungsmaßnahmen nach definierten ,maßnahmebezoge­

nen' Kriterien entwickelt und festgelegt werden, 

die Bi ldungsträger, die Auftragsmaßnahmen durchfuhren, 
sich vertraglich ver-pflichten, ,trägerbezogene' Qualitätsstan­

dards einzuhalten, 

Anforderungen an die Mindestqualität (bezogen auf Maßnah­
me und Bildungsträger) erfiiUt sein müssen, bevor der Preis als 
Entscheidullgskriterium berücksichtigt werden kann, 

die Qualität auch während der Durchführung einer Maßnahme 
durch begleitende Kontroll- und Betreuungsaktivitäten zu 
sichern ist. 

Die praktische Umsetzullg dieses Qualitätskonzepts wird durch 
gemeinsam mit der Bundesanstalt·entwickelte Arbeitshilfen für 
die Mitarbeiter der Arbeitsämter gefördert. Eine erfolgreiche 
Umsetzung des Konzepts ist außerdem an Rahmenbedingungen 
gebunden, zu denen insbesondere die systematische Fortbildung 

. der Arbeitsamtsmitarbeiter gehört, die Auftragsmaßnahmeo pla­
nen und gestalten. Eine zentrale Erfolgsbedingung besteht außer­
dem in der derzeit durch drohende Sparmaßnahmen wieder ge­
fährdeten Kontinuität der Förderung der beruflichen Weiterbil· 
dung auf der Grundlage des

'AFG. 

Resümee 

Die Polarisierungstendenzen in der Weiterbildungsbeteiligung 
zeigen, daß für viele gering qualifizierte und lernunerfahrene 
Arbeitnehmer die Barrieren für eine Bildungsbeteiligung noch 
zu hoch sind. Eine Verbesserung der Akzeptanz der Bildungsan­
gebote muß deshalb bei den Rahmenbedingungen ansetzen: 
Weiterbildungsformen, bessere Zusammenarbeit der Träger, 
finanzielle Förderung, zeitliche Organisation und die anderen 
hier thematisierten Rahmenbedingungen sind auf ihren motiva· 
tionsfördernden Charakter zu prüfen und so zu gestalten, daß 
auch Lernungewohnte berufliche Weiterbildung als eine für ihr 
berufliches uoo soziales Leben positive und praktizierbare 
Chance wahrnehmen können. 

Ohne eine teilnehmerfreuooliche Gestaltung der Rahmenbedin­
gungen wird die sich abzeichnende Kluft zwischen der bereits 
gut qualifizierten Minderheit, die ihre Weiterbildungsmöglichkei­
ten intensiv nutzt, und der gering qualifizierten Mehrheit der 
Arbeitnehmer sich weiter vertiefen. 

Wilfried Maleher 
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Qualifizierungsoffensive: Zwischenbilanz und 

Perspektiven 
einer arbeitsmarktpolitischen Strategie 

Im Zeichen anhaltender globaler und zunehmender struktureller 
Arbeitsmarktprobleme wurde im Spä1sommer 1985 in mehreren 
Gesprächen zwischen Bundesregierung, Gewerkschaften und 
Arbeitgebern die Oualifizierungsoffensive ins Leben gerufen. Sie 
zielt primär darauf ab, durch eine Ausweitung der [ber das 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG) geförderten beruflichen Bildungs­
maßnahmen die Wiederbeschäftigungschancen von Arbeitslosen 
zu verbessern. Seit I nkrafttreten der 7, AFG-Novelle am 1. Januar 
1986, die die Oualifizierungsoffensivevon gesetzgeberischer Seite 
her gestützt hat, sind nun mehr als 18 Monate vergangen, die 
ebenso wie einige kritische, zum Teil auch mehr polemische 
Stellungnahmen - wie der in Heft 1/87 dieser Zeitschrift ver-

öffentlichte Aufsatz von Dobischat und Neumann - Anlaß für 
eine Zwischenbilarn: sein sollen. Die finanzielle Entwicklung bei 
der Bundesanstalt fir Arbeit (BA) soll ferner Grund für einige 
Bemerkungen mer die Penpek.tiven der Oualifizierungsoffansive 
sein. 

Ursachen und Ziele der Oualifizierungsoffensive 

Im Gefolge des Konjunkturaufschwungs hat sich 1984 und 1985 
gezeigt, daß zahlreiche Arbeitsplätze nicht oder nicht schnell 
genug besetzt werden konnten, weil viele Arbeitslose nicht oder 
nicht mehr die erforderlichen Qua[ifikationen hatten. Zu einem 
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Teil lag die, darIn, daß mit zunehmender individueller Dauer der 
Arbeitslosigkeit Qualifikationen verl�mt werden, die Akrualisie­
ruog oder itUcn nur Auffrilldlung der Kmntni55e und Fertigkeiten 
der Arbeiuaumahme häufig vorangehen muß. Der wichti!J5te 
Grund ist aber, daß anders als in früheren Aufschwungphasen 
nicht einfach die Im Abschwung stillgelegten Arbeitsplätze wieder 
reaktrviert wurden, sondern zumeist von der Tätigkeiustruktur 
und vom Anforderongsniveau her völlig neue Arbeitsplätze 
gescnaHen wurden. Die $Chrittweise Ausbreitung der SQgenilOnten 
neuen Technologien machteGs möglich. So wurde trotz unverän­
derter Mller Arbeitslosigkeit Fachkräftemangel (1) - regional, 
sektor,1 und berufsfitChlich unterschiedliCh ausgeprägt - zur 
Realität in der Bundesrepublik Deutschland. Wenn aber Arbeits­
losigkeit im KonJunkturaufschwung nicht so schnell abgebaut 
wird wie früher [2J und wenn vorhandene Beschäftigungs-, 
Produktion5- und Wachmumschanoen nicht genutzt werden 
kömen, weil die Qualifikationen von Arbeitslosen nicht zu den 
Qualifikationsanforderungen n,u,r Arbeitsplätze passen, ist die 
Förderung der beruflichen Bildung von Arbeitslosen als spezieller 
Teil der ArbeiumarktpOlitik besonders gefordert. Vor diesem 
Hintergrund kam 1985 die Qualifizierungsoffensive zustande. 
Der Vorstand der BA hat dazu u. a. festgestellt; "Aufbauend auf 
den bereits erzielten, anerkannt gu1&n Ergebnissen ist es Aufgabe 
der Diensutellen der BA, weitere Initiativen zu ergreifen, um 

mehr Teilnehmer für banJfliche Bildurl9SfTlaßnahmen, insbe­
sondere l"IOd1 mehr ArbeiUI!)St zu einem möglid'lSt friihen 
Zeitpunk.t. zu gewinnen, 

- ein noch umfassenderes Förderung5llngebot. das sowohl den 
Qualifikationsbedürfni5Utl der Teiloehmer als auch dem Be­
darf auf dem Arbeitvn.rkt Rechnung trägt, zu erreichen, 
Biklungsziele und ·inhalte so zu gestalten und anzupassen, 
daß sie die VermIttIunp und Beschäft9Jngschancen der Tei" 
nehmer verbessern und 

- verstärkt die Möglichkeiten praxisnaher Qualifizierung zu 
nutzen. 

Im Rahmen der auf die Situ.tion der einulnen ZielgrupPen ausge­
richteten beruflichen BIldungsmaßnahmen haben Maßnahmen im 
Bereich moderner Technologien besondere Aktualität. Insbeson­
dere kommt es darauf an, alle Möglichkeiten zu nutzen,das Maß· 
nahmeangebot bedarfsgerecht zu gestalten. Dies bedeutet, daß 
mit Verbänden der Wirtschaft, Gewerkschaften, Bildungsträgern 
und Betrieben eng zusammengearbeitet werden muß, um diesen 
Bedarf festzustellen. Die Betriebe sollen aufgefordert werden, 
ihren Bedarf rechtzeitig darzulogen. Für die berufliche Eingliede· 
rung Arbeitsloser hat sich ein hoher Praxisbezug von Maßnahmen 
als förderlich erwiesen. Auf die Vorteile betrieblicher Bildungs­
maßnahmen oder Maßnahmen mit Pra)(isanteilen in Betrieben 
ist bereits wiederholt aufmerksam gemacht wordan . . .  Möglich­
keiten von Maßnahmen in betrieblicher Träger$Chaft wie auch 
Maßnahmen mit PUl(lsanteilen in Betrieben, Obungswet1ut.itten 
oder Übungsfirmen in Zusammenarbeit mit bewährten Bildungs­
trägem und bei der Planuflg beruflicher Bildungsmaßnahmen 
auszuschöpfen. Zu beachten bteibt, daß durdl Nutzung betrieb­
licher Kapazitäten das Ausblldung5$telleoangebot nicht beein­
trächtigt wifdtl'i darf." [3) 

Weiterbildung von Arbeitllolllfl im Belrieb erfolgreich 

Die Ingenrebta stärkere EInbeziehung von Betrieben in die AFG­
geförderten Blldungsm.ßn.hmen stützt sich auf die höheren Er· 
folgsquoten betrieblicher bzw. betriebsnaher Maßnahmen. Erfol· 
ge von WeiterbIldungsmaßnahmen können nun unterschiedlich 
gemessen werden. Lern· und Ptüfungserfolg und niedrige Abbre­
cherquotlln sind sicherlich wichtige Maßstäbe, obwohl die einzei­
nen Kennziffern immer einzelfallbezogen hinterfragt werden 
müssen. Zwei Beispiele; Was nutzt dem einzelnen Arbeitnehmer 
ein ausgezeichnetes Prilfungsergebnis, wenn der Weiterbildungs­
gang den Bedarf auf dem erreichbaren Arbeitsmarkt ignoriert 
hat? Ist eine relativ hohe Abbrecherquote auch dann immer ne: 

gativ zu bewerten, w.nn sieh dem Abbr.uch der Maßnahme die ­
Aufnahme einer Beschäftigung anschließt? Diese einfachen und 
keineswegs neuen Fragen zei[l8fl plastisch, daß eine weit überwie­
gend odllf" gar aUßChließlich an den genannten berufsbildungs­
politischen Kriterien orientierte Bildungsföroerung fiir Arbeitl­
lose den Interessen der Arbeitslosen nicht gerecht wen:fen kann. 

Unstreitig dürfte soIn, daß die weit überwiegende Mehrzahl der 
Arbeitoosen (4) ein primäres Interesse daran hat, 50 schnell wie 
möglich wieder einen Arbeitsplatz zu bekommen, den sie nach 
Möglichkeit auch iiber längere Zeit besetzen und auf dem sie 
möglichst vlal von ihren beruflichen Fertigkeiten und Kenntnis­
sen einsetzen kann. Damit erhält die Wiederbeschäftigungsquote 
nach Abschluß einer beruflichen Bildungsmaßnahme dominie· 
rende Bedeutung für die Beurteilung des Erfolgs von Weiter· 
bildungsförderung. Das Institut für Arbeitsmarkt· und Berufs· 
forschung (lABI hat zu diesem Thema mehrere aktuelle Unter­
suchungen vorgelegt [6), die hier etwas ausführlicher wiedergege­
ben und beurteilt werden. [6] 

Zum einen wurde der kürzerfristige Eingliederungserfolg von 
betrieblicher Einarbeitung und beruflicher Fortbildung und 
Umschulung in Vollzeltform, getrennt nach Trägern (betrieblich 
- außerbetrieblichI und auf!ltlschlüsselt nach verschiedenen teil­
nehmer· und maßfIlIhmEbe:zogenen Mer1<malen für zuvor arbeits­
lose Personen trnoben. Die Ergebnisse; 

- Die betriebliche Einarbeitung [7) ist mit Abstand am erfolg­
�ichrten. Am Ende des Quartals, dasdem Maßnahmeabschluß 
folgte, waren 1985 93 Prozent 11984; 94 %) der geförderten 
Arbeitnehmer in Arbeit. Oie Auf$chliisseturlg nach den untet'· 
suchten Merkmalen (Geschlecht, Aher, Schulbildung, Berufs­
ausbildung, beruflicher Status und Dauer der Arbeitslosigkeit 
VOr der Maßnahme, vorgesmene Maßnahmcdauer sowie 
Schulungsziell bringt keine nennenswerten Abweichungen. 

Nach einer benJflIehen Fortbildung gel.mgten 1985 65 Pr0-
zent (1984: 64 %) der Teilntlhmer schnell in Arbeit, wenn sie 
In btitritoblleher Trägenchaft durchgeführt wurde, nach einer 
Fortbildung in außerbetrieblicher Trägerschaft aber nur 52 
Prozent 11984: 51 %). Der Erfolgsvorsprung der Fortbildung 
in betrieblicher Trägerschaft bleibt bei allen untersuchten 
Merkmalen in etwa erhalten. Interessant ist ferner, daß die 
arbeitsm'rktpolltlschen Zielgruppen bei F ortbildu ngsmaßnah­
men In betrieblicher TrägerschIlft zu höheren Anteilen als in 
außerbetrIeblicher TrägerSChaft vertreten sind. 1985 waren 
unter den im Brnrieb geförderten Teilnehmern 'Personen ohne 
Hauptschulabschluß zu 1 2  Prozent laußerbetrieblich zu 6 %), 
Personen ohne Berufsau5bildung zu 35 Prozent laußerbetrieb­
lieh zu 22 %), Hilf5- bzw. angelernte Arbeiter zu 39 Prozent 
laußerbetrieblich zu 1B %), längerfristig Arbeitslose zu 29 
Prozent laußefbettiabl1ctl zu 21 %) vertreten. Die höheren 
Erfolgsquown beuiablichl!f Weiterbildung sind also keines­
wegs darauf zurückzuführen, daß Betriebe die .. leistungsfä­
higeren" Arbeitslose weiterbilden. Ganz im Gegenteil gilt: 
Betriebe bilden "formal schwächere" Arbeitslose etfollJ"eicher 
fort. als es außefbetriebliche Biklungsoeinrichlungen mit 
"formal beueren" ArbeiuJoseo schaffen. (8J Auch hinsicht­
lich der Deuer von Fortbildung5maßnahmen ist festzuhahen, 
daß sie in betrieblicher Trägerschaft durchschnittlich länger 
ist als bei auBerbetrleblicher Trägerschaft. 

- Bei der Umschulung von Arbeitslosen gilt prinzipiell das glei­
ehe wie bei der Fortbildung. Nach einer Umschulung in be­
trieblicher Trägerschaft gelangt,n 1985 71 Prozent 11984: 
66 %) der geförderten Arbeitslosen schnell wieder in Arbeit, 
nach einer Umschulung In außerbetrieblicher Trägerschaft 
hingegen 62 Prozent (1984: 56 %). Auch bei den arbeits· 
marktlichen Zielgruppen ist die betriebliche Umschulung er­
folgreicher als die außerbetriebliche, wenngleich der Erfolgs­
vorsprung nicht mehr so groß ist. Während Teilnehmer 
ohne Hlluptschulabschluß an beiden Lernorten zu gleichen 
Anteilen vertreten waren (19B5 zu 9%, 1984 zu 1 1  %), wa-
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ren Hilfs- bzw. angelernte Arbeiter 1985 wie 1984 in betrieb· 
licher Umschulung zu größeren Teilen vertreten (z. B. 1985 
mit 48 %, bei außerbetrieblicher Umschulung waren es 45 %). 
Längerfristig Arbeitslose und Personen ohne Berufsausbil· 
dung waren bei außerbetrieblicher Umschulung mit höheren 
Anteilen zu finden. Festzuhalten bleibt ferner noch, daß 
1985 nur 39 Prozent ( 1 984: 33 %) der außerbetrieblichen 
Umschulungsmaßnahmen, aber 70 Prozent ( 1 984: 61 %) der 
betrieblichen Umschulungsmaßnahmen länger als 18 Monate 
gedauert haben. 

Die Bildungsförderung des AFG für Arbeitslose ist nicht nut dar­
auf angelegt, Arbeitslosen den kurzfristigen Wiedereinstieg in 
das Erwerbsleben zu ermöglichen; dieser sollte nach Möglichkeit 
auf Dauer oder zumindest auf längere Zeit erfolgen. Kürzlich 
hat das lAB die mittelfristigen Wirkungen beruflicher Weiterbil­
dung eingehend untersucht. [9] Von den Teilnehmern, die 19B2 
eine Bildungsmaßnahme erfolgreich abgeschlossen haben und 
vorher arbeitslos waren, waren 1984 56 Prozent in sozialver­
sicherungspflichtiger Beschäftigung. 1 9  Prozent bezogen Lohn­
ersatzleistungen und von 25 Prozent konnte in den zur Verfügung 
stehenden Dateien kein statistischer Nachweis gefunden werden 
(die übrigen Verbleibsmäglichkeiten sind: wlbständige Tätigkeit, 
Rückzug aus dem Erwerbsleben, Beamtenstatus, nichtsozialver­
sicherungspflichtige Beschäftigung, arbeitslos ohne Leistungs· 
bezug). Im folgenden wird vor allem auf die Unterschiede einge· 
gangen, die mit dem Träger {betrieblich, außerbetrieblichl zu· 
sammenhängen. 

Die besonderen Zielgruppen der Arbeitsmarktpolitik (Bildungs· 
defizite, zuletzt als Hilfs· bzw. angelernte Arbeiter beschäftigt, 
ältere Teilnehmer, längerfristig Arbeitslose) erreichen den 
Durchschnittswert von 56 Prozent nicht. Unterschritten wird 
der Durchschnittswert lediglich bei Maßnahmen mit 7- bis 
12mooatiger Dauer, während sowohl kürzer- wie längerfristige 
Maßnahmen überdurchschnittliche Werte nach sich ziehen. Am 
erfolgsreichsten ist die betriebliche Einarbeitung mit einem 
Wiederbeschäftigtenanteil von 78 Prozent. "Die betriebliche 

Einarbeitung ist also nicht nur ein wirksames Instrument zum 
kurzfristigen Abbau individueller Arbeitslosigkeit, sondern mit 
ihr wird auch mittelfristig die beste Wirkung erzielt." [10] Gerade 
weil die Einarbeitung sehr praxisorientiert an in der Regel meh­
reren Arbeitplätzen stattfindet, gelingt den meisten der mit einem 
EinarbeitunQSzuschuß geförderten Arbeitslosen der Einstieg in 
den stabilen Teil des Arbeitsmarktes, wenn denn überhaupt eine 
allgemein gültige, empirisch belegbare Aufspaltung des Gesamt­
arbeitsmarktes in stabile und instabile Teile oder Segmente 
existiert, wie es die verschiedenen Fragmente segmentationstheo­
retischer Arbeitsmarkttheorien behaupten. [1 t J Die Daten der 
folgenden Tabelle belegen eindeutig, daß unabhängig von Zahl 
und Art vermittlungshemmender Merkmale sowie von der 
regionalen Arbeitslosenquote Arbeitslose auch in mittelfristiger 
Sicht erfolgreicher am Lernort Betrieb als am Lernort außerbe- · 
trie'oliche Bildungseinrichtung weitergebildet werden. 

Betriebliche Weiterbildung von Arbeitslosen ist "nicht, wie gele­
gentlich vermutet wurde, nur deshalb wirksamer, weil an ihr die 
Leistungsfähigeren teilnehmen; auch für die "Zielgruppen" er­
gaben sich bei der betrieblichen Weiterbildung höhere Anteile 
von Beschäftigten als bei der außerbetrieblichen." [12] 

Die unter arbeitsmarkt- wie auch berufsbildungspolitischen 
Aspekten bedeutsame Frage nach der weiterbildungsadäquaten 
Beschäftigung hat das lAB am Beispiel der Umschulung mit 
längerer Dauer (19 Monate und langer) geprüft. Als nichtadä· 
quate Tätigkeit wurde bei Personen, die eine Umschulung fur 
einen Arbeiterberuf mit Erfolg absolviert haben, eine Tätigkeit 
als Hilfs- bzw. angelernter Arbeiter definiert. So gesehen waren 
26 Prozent der Teilnehmer nicht umschulungsadäquat beschäf· 
tigt; nach einer außerbetrieblichen Umschulung waren es 30 
Prozent, nach betrieblicher Umschulung aber nur 20 Prozent. 
Abschließend soll noch hervorgehoben werden, daß der Einfluß 
von Persönlichkeitsmerkmalen deutlich wird: . ,,Je höher der 
Anteil der Angehörigen besonderer arbeitsmarktpolitischer 
Zielgruppen unter einem Schulungsziel, desto niedriger ist der 
Anteil der 2 Jahre danach Beschäftigten." {13] 

Tabelle: Anteil der Personen, die zwei Jahre nach Abschluß einer beruflichen Weiterbildung sozialversicherungspflichtig beschäftigt wa­
ren, unter den Teilnehmern, die eine VolI<teitmaßnahme1 1 mit Erfolg abgeschlossen und in den zwei Jahren danach keine 
weitere Maßnahme begonnen haben, in Abhängigkeit von der Zahl der die Vermittelbai-keit einschränkenden Merkmale, dem 
Lernort und der Arbeitllosenquot8 im Wohnort-Arbeitsamtsbezirk (in %) 

Anzahl der die Vermittelbarkeit 
einschränkenden Merkmale2) 

Drei oder zwei 

Eines 

Keines 

Summe 

Lernort 

Betrieblich 
Außerbetrieblich 

Summe 

Betrieblich 
Außerbetrieblich 

Summe 

Betrieblich 
Außerbetrieb!ich 

Summe 

Betrieblich 
Außerbetrieblich 

Summe 

11 Ohne Oeuuchlehrgänge und Maßnahmen nach § 41a AFG. 

Bis 9,9 % 

54 
40 

43 

66 
57 

58 

� 
67 

67 
58 

60 

Arbeitslosenquote im 
Wohoort-Arbeitsamtsbezi rk 

10,0 % und mehr Summe 

47 51 

® 37 

36 39 

62 64 
49 52 

51 55 

73 74 
58 62 

61 64 

64 66 
51 54 

53 56 

2) 45 Jahre und älter ode. Personen mit Bildungsdefiziten loh"e Hauptsdlulabschluß oder ohne .bgeschlossene Serufsausbild",ng odsr zuletn Hilb· bzw. 

angelernte Arbeiter) oder ""rher 12 Monate und linger �rbeltslol. 

Quelle: H. HOFBAUER, W. DAOZIO: "Mittelfristige Wil1lungen beruflicher Weiterbildung: die berufliche Situation von Teilnehmern 1._1 Jahre nach Seen­
digung dar Maßnahme". In: MittAB. 2/87. S. 135. 
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Die Daten aus den IA.B-Untersuchungen belegen eindeutig,daß Bil­
dungsmaßnanmen in betrieblicher Trigersdlaft den Vermittlungs­
und ae�äftiSUngsintefessen von Arbeitslosen auf kurze und 
miniere Sicht in aller Regel bener entsprechen als Maßnahmen 
inaußerbetrieblicher T rägenchaft. Vermutlich sind auch die soge­
nannten Kombi-Maßnahmen. bei denen ein außer- oder iiberbe· 
uieHieher Träger einen oder mehrere Betriebe an der OurchfiihlU'l9 
der Bikiungsmaßnahme beteiligt (z. B. durch in die Maßnahme 
integrierte Praktika). erfOlgreicher als rein außerbetJiebfiche 
Maßnahmen; $0 zeigen es l. B. die Erfahrungen der Bildungswer­
ke der Wirtschaft, aber auch anderer Träger. I n der Fördeqlraxis 
der Arbeitsämter nehmen gerade die Kombi-Maßnahmen an Be­
deutung zu. Von allen Eintritten in Biklungsmaßnahmen (Fort­
bildung, Umschulung, betriebliche Einarbeitung, 41a-Maßnah­
men) der ersten vier Monate des Jahres 1987 entfielen 23,4 Pro.­
zent auf Maßnahmen mit betrieblicher Beteiligung, davon knapp 
die Hälfte auf Maßnahmen in betrieblicher Trägerschaft; [14) 
Die vielseitigen Aktivitäten zur UmseUung der mit der Qualifi­
zierungsoffensive verfolgten Ziele fangen an zu greifen_ Die 
Wirksamkeit der Arbeitsmarktpolitik wird 50 5Chrittweise ge­
steigert - im I nteresse der stellen suchenden Arbeitslosen, der 
arbeitskräftesuc:henden Betriebe, der BeitragSlahier, der Arbeit­
nehmer und der Arbeitgeber, die einen Anspruch darauf haben, 
daß ihre Minel verantwort1.Jngsbe'M.Jßt und erfolgswirksam aus­
gegeben werden, der Arbeiuvermittler und -berater, die Arbeits­
lose nicht V1!rwalttn, sondern in Arbeit vermitteln wollen, und 
schließlich auch der Arbeitgeberverbände, der Geweri:.schaften 
und des politi5chen Sekton, die I!rklärtermaßen Arbeitslosiglceit 
abbauen wollen. Oie Intefeuen der Beteiligten und Betroffenen 
gehen durchsus in die gleiche Richtung. Wai Abweichungen im 
Einzelfall und - soweit beschäftigungspolitische Grundmuster 
at'I!JlSprochen sind - auch In grundsätzlichen Fragen nicht aus­
schließt. (15) 

Auch kürzere Bildungsmaßnehm .. sind notwendig 

Die bisherigen AusfÜhrungen haben verdeutlicht, daß die man· 
cherortS geäußerte Kritik an der Oualifizierungsoffensive zu 
Unrecht wesentliche Aspekte der AFG-geförderten Weiterbildung 
einfach aus der Betrachtung ausgrenzt. Bei näherer Analyse er­
weisen sich darüber hinaus andere Kritikpunkte als nicht stich· 
haltig bzw. sie berücksichtigen nicht die Realitäten. Dies gilt 
z. B. für den Vorwurf, längerfristige Bildungsmaßnahmen würden 
zugunsten kurzfristiger Anpassungsfortbildung zurückgedrängt, 
da so Arbeitskräfte .. rasch und reibungslo$" den "kurzfristigen 
Personaleinsa1Zinteressen der Unternehmen" angepaßt werden 
könnten. (16] Zunächst bleibt festzuhalten, daß die voraussicht­
liche Dauer der Bildungsmeßnahmen für Arbeitslose seit Beginn 
der Qualifiz\erun9$Offensive im Durchschnitt keineswegs zurUck­
gegangen ist. (17] Vielmehr wurde zwischen 1985 und 1986 ein 
leichter Anstieg von durchschnittlich 34 auf 35 Wochen ermittelt. 
085 MaßnahlTl6volumen (Zahl der Eintritte x voraussichtliche 
Dauer) iSI zudem mit 23 Prozent stärker gestieqen als die Zahl 
der Eintritte (+ 20 %1. Oie quantitative Expansion der AEG-ge· 
förderten Weiterbildung gl"'9 also keineswegs zu lillSten der Mal'.· 
nahmedauer, die anscheiMnd immer noch als wesentliches Qual ... 
tiit5kriterium angesehen wird. Beriict.stchtigt man indes, daß 
Arbeit� in unterschiedlichem Ausmaß qualifiziert werden 
müssen, um auch auf Dauer wieder in Beschäftigung gebrBCht 
werden zu können, SO relativiert sich das Oualitätskriterium 
Maßnahmedauer beträchtlich. Die individuellen Bildungsvorilus­
setzungen der Arbeitslosen und die Qualifikationsanforderull9en 
von in Aussicht zu nehmenden ArbeitspläUen müssen im Zu­
sammenwirken die Inhalte und damit die Dauer von Bildungs­
maßnahmen bestImmen. Dann sind aber weder kurze noch lange 
Maßnahmen an sich weder qualitativ hochwertig noch qualitativ 
mInderwertig. Vielmehr kommt es ausschließlich darauf an, wel· 
che Bildungsmaßnahme einem Arbeitslosen konkret am besten 
helfen kann, wobei sicherlich euch zu berücksichtigen ist, daß 
häufig das Durchhaltevermögen von lernungewohnten durch 

eine lange Blldungsmaßnahme zumindest auf eine harte Probe 
geneIlt werden kann. Zu häufig ist Maßnahmeabbruch die Folge. 

Die Chance aber. nach Abst;hluß einer Anpassungsfortbildung 
wieder eine Arbeit aufzunehmen. ist bei kurzfristigen Maßnah· 
men mit bis zu 3monaliger Dauer am größten. Denn bei diesen 
kurzfristigen Maßnahmen werden möglicherweise die berufs· 
pädagogischen Wirkungen - also der Erwerb neuer beruflicher 
Kenntnisse und Fertigkeiten - �berlagert ckJrch Faktoren, die 
eher d� psychischen Bereich zugeordet werden miisserJ Iz. B. 
Veränderung von Einstellungen). (181 Auch kurzerfristige Bil· 
dungsmaßnahmen helfen also Arbeitslosen beim Wiedereinstieg 
in das Erwerb$leben. 

Kein Mißbrauch dGl AFG durch Betriebe 

Die Stratltgie der Oultlifizitlrung5Offensive, Betriebe stärker in 
die AFG-geförderte Weiterbildung einzubeziehen, ist nicht nur 
arbeitsmarktpolitisch und berufsbildungspolitisch berechtigt, sie 
vollzieht sich auch vor dem Hintergrund von AFG-Regelungen, 
die an Betriebe höhere Anforderungen als an außer-oder liberbe· 
triebliche Trägltr ltltllen. Dltnn zu den fUr alle geltenden Anfor­
derungen an Qualität und Kosten (Wirtschaftlichkeit) einer Maß­
nahme kommen fOlgende Anforderungen an Betriebe hinzu: 

Interessenge'oundene Maßnahmen dürfen nur unter den ein· 
schränkenden Bedingungen von § 43 Abs. 2 AFG und § 9 der 
Anordnung Fortbildung und Umschulung durchgefiihrt wer· 
den; 

- das Arbeitsamt kann gemäß § 4 a Anordnung Fortbildung 
und Umschulung vor der Auluagserteilung an einen Betrieb 
eine Stellun!}l"lahma des Betriebsrates daw verlangen, obdurch 
die Maßnahme betrieblicher Ausbildungspliitze oder Weiter· 
bildungs maßnahmen. für die der Betrieb überwiegend selbst 
die Kosten zu tragen hat. wegfallen. 

Seide Vorschriften verhindern, daß einzelne Betriebe ihre origi­
näre Aus· und Weiterbildung zugunsten von AFG·finanzierten 
Maßnahmen vermindern. So ist auch noch kein Fall bekannt 
geworden, in dem diese Vorschriften, die "Mißbrauch" verhin· 
dern sollen, umgangen worden sind. [19J Ganz im Gegenteil 
wurde kürzlich festgestellt, daß "ein anderes in der bildungspoli­
ti5then Diskussion angeführtes Argument, das vom ,Verdrän­
gungsweubewerb' zwischen Jugendlichen, die einen betrieblichen 
Ausbildungsplatz suchen. und Erwachsenen, die sich betrieblich 
fortbilden oder umschulen lassen wollen, aufgrund der vorfie· 
g1lnden ,tatistischen Daten nicht bestätigt werden kann". [20) 

Betriebliche Weiterbildung expandiert 
Die Betriebe haben ihre Weiterbildungsaktivitäten in den vergan­
genen Jahren im Gefol9B des Einzugs "neuer" Technologien, 
aber auch im Vorlauf de-s Einsatzes neuerlf technischer Anlagen 
und Arbeitsmittel beträchtlich ausgeweitet. Der "Firmenvergleich 
Weitlfbildung" 121] zeigt, daß die an der &hebung beteiligten 
Betriebe zwischen 1983 und 1985 die Zahl der Teilnehmer an 
internen und externen Weiterbildungsseminaren bzw_ -lehrgängen 
durchschnittlich um 41.7 Prozent ge5t�igert haben_ 1983 wur· 
den 37.0 Prozent, 1985 sogar 44,9 Prozent der in diesen Betrie­
ben tätigen Mitarbeiter weitergebildet. Oie Ausgaben fiir Weiter­
bildUng lohne lohnfortzahlungskosten fUr Weiterbildung wäh· 
rend der Arbtitueit) stiegen um 44 Prozent. Festgestellt wurde 
auch, daß die Weiterbildufll/Sausgaben unabhängig von Personal· 
bestandSänderungen erhöht wurden. 

Das "BerichtssY5tem Weiterbildungsverhalten" 122J ergab fol­
genden Umfang betrieblicher Weiterbildung: 

Von den 4 Mio. Personen, die sich im Jahre vor der Befragung 
mindestens einmal beruflich weitergebildet haben, taten dies 
51 ProZOnt bzw. 2,04 Mio. beim Betrieb bzw. ArbeItgeber. 
1982 lag der betriebliche Anteil noch bei 47 Prozent. Da für 
drei Viertel der berufstätigen Teilnehmer die berufliche Wei­
terbildungsmaßnehme ganz oder teilweise während der Ar-
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beitneit stanfind&t, kann da'rofl ausgegangen werden, daß fur 
rund 20 Prozent weiten Teilnehmet" an beruflicher WeiterbiJ­
dung die Betriebe k051enmiißig zumindest beteiligt waren. Ins­
ge5llmt trugen die Betriebe wmit die Kosten fiir die berufli­
che Weiterbildung voo 2,84 Mio. Besclläftigten. 
Auch bei der allgemeinen Weiterbildung sind Betriebe stark 
vertreten. 1985 wurden 14 Prozent 11982: 13 %) aller Teil­
nehmer an allgemeiner Weiterbildung von Betrieben weiterge­
bitdet, was hochgerechnet 574.000 Personen entspricht. Nach 
den Volkshochschulen, deren Anteil von 29 Prozent auf 27' 
Prozent sank, liegen die Betriebe in der Trägerstatistik dieses 
WeiterbIldungsbereichs an zweiter Stelle. 

3 Prozent der 19· bis 64jährigen Bevölkerung hat 1 985 wieder 
eine Ausbildung aufgenommen, was ungefähr 1 Mio. Personen 
entspricht. 30 Prozent entfielen auf "rein betriebliche Aus­
bildung" bzw, "Ausbildung im dualen System". Auch die 
sogenannte kompensatorische Weiterbildung, die für Arbeit· 
nehmer ohne Ausbildung zur Verbesserung der Beschäftigungs­
chancen von Bedeutung $tin kann, wird zu beachtlichen Teilen 
vom Weiterblldungströger Betrieb durchgeführt. 

Alles in allem ergibt sich, daß die Betriebe 1985 gut 3,4 Mio. 
Personen wltit!!"gebildet haben. Die Eltpansion der betrieblichen 
Weiterbildung ;in; - auth aufgfund der gestiegenen Dauer von 
beruflichen Weiterbildun9smaßNlhmen - einher mit steigenden 
Kosten. Eine ntu!!"e Schätzung besagt, daß die gesamten bijtrieb­
liehen Weiterbilelung1kosten 1985 Qber 14,5 Mrd. DM gelegen 
haben dürfte .... (23) Oae die Wirk53ffikeit und Oualität von Wei· 
terbildull!J$i�stitionen weder ausschließlich an Teilnehmerzah­
len noch gar an den gesamten Weit!!"bildung$kosten festgemacht 
_den können, Ist hinlänglich bekannt. Kostenbewußtsein in 
der W�terbildun; ist nicht nur notwendig, es dimt vielmehr vor 
allern zum Aufze� ihrer spezifischen Oualitätsbedingungen 
anhand des ihr wesensgemäßen Effizienz· und Effektivititskrite­
riums. [24J Dazu gehört auch die Frage, ob die weitergebildeten 
Arbeitnehmer die � erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten, 
ihre verbesserte Handlungt· und Problemlösungsfähigkeit tat­
sächlich auch Im betrieblichen Alltag umsetzen bzw. verwerten 
können. Von den Im Rahmen der 1979 gemeinsam von lAB und 
BIBB durchgeführten reprllsenta�iven Befragung von Erwerbs­
personen [25J ermittelten 4,28 Mio. Fortbildungsteilnehmern 
gaben 3,9 Mio. an, daß sie den besuchten Kurs auch verwerten 
können. Von diesen Kursen dauerten über zwei Drittel weniger 
als 3 Monate: der Schwerpunkt lag mit 30 Prozent bei 1- bis 
4wöchigen Kursen. Kurzfristige Weiterbildungsmaßnahmen sind 
also nach Ansicht der Erwerbstätigen selbst in hohem Ausmaß 
in der beruflichen TlItigkeit zu verwerten, was insbesondere 
dann zutrifft, wenn es sich um einen betrieblichen Vollzeit· oder 
Teilzeltkurs gthandelt hat (von 54 % genannt). Eine Sonderaus· 
wlJrtung [26] der Daten dle� Erhebung erbrachte u .  a. folgende 
Erkenntnisse zur betrieblichen Weiterbildung: Die in der aktuel­
len beruflichen Tätigkeit vor allem verwertbaIen W�terniJelungr 
aktivitäten waren innerbetrieblicllt Lehrgänge und Kurse, was 
vor allem ält.,.e Erwerbstätige und unqualifizierte Arbeiter anga· 
ben. Oie Teilnahme an berullichen Weiterbildungsmaßnahmen 
zahlt sich entweder in beruflichen Statusgewinnen aus oder ist 
aber doch zumindest eine Voraussetzung für beruflichen Aufstieg. 
Weiterbildung in Kursen und Seminaren Ist die Oualifizierungs­
form, iiber die Erwerbstiitige am häufigsten die tUr die Ausiibung 
ihrer Berufstätigkeit erforderlichen KomPlitenzen erwerben. 
Ähnlich relevant sind nur noch du training on the job und die 
betriebliche BerufuU1b1ldung. 

Aufgaben in der betrieblichen Weiterbik:lung 
Expansion und Wirksamkeit der betrieblichen Weiterbildung . sind überdeutlich; betriebliche Weiterbildungsaktivitäten werden 
von den weitergebildeten Arbeitnehmern positiv beurteilt. Ange­
sichts der technologischen Entwicklun9 und des Strukturwandels 
ist dies eber kein Grund, mit dem bislang Erreichten zufrieden 
zu sein. Oie WelterbUdungsinvestitionen müssen vielmehr weiter 

gesteigert und auf eine breitere Grundlage gestellt werden, d. h., 
es mUssen mehr Erwerbstätige aller Qualifiltationsebenen und 
auch noch mehr Betriebe �nbezogen werden - ein Proze«, d!!" 
bereits in Gang gekommen ist, aber noch weiter verstärkt wer· 
den muß. 
Dafiir mils$tn zwei entKheidende Voraussetzungen erfiillt wer· 
den. Zum einen muß insbesondere bei den Unternehmensleitun­
gen und FQhrungskriften du Bewußtsein fii'" Weiterbildung als 
Instrument zur Oberwindung von Problemen im Betrieb weiter 
geschärft werden; gerade deshalb ist übrigens Fiihrullgskrafte­
!lChutung so enorm wichtig.. (271 Zum zweiten miissen die Me­
thoden zur Ermittlung des Bildungsbedarfs zukunftsorientiert 
weiter entwicke! t wetdfln. Denn: "Nicht die bloße Eltistenz oder 
Investition der neuen Techniken, sondern erst ihre erfolgreiche 
Umsetzung durch die Beschäftigten in die Praxis führt zum Ziel. 
Die Mitarbeiter nehmen daher eine Schlüsselstellung ein. Wir 
müssen deshalb die Sorgen und Ängste der Mitarbeiter ernst 
nehmen und ihnen d�rch rechtzeitige und eingehende Informa­
tion sowie durch entsprechende Gesteltung der personal- und 
bildungspolitischen Maßnahmen Rechnung tragen." [28J Dieses 
kann letztlich t"lUr durch eine möglichst enge Verzahnung oder 
Verneuung von qualitativ!!" P!!"sooal- bzw. Bildungsplanung mit 
der Investltions,planung geleistet werden. 
Zunehmend setzt sich dies!!" Grundgedanke einer vor3Usschauen­
den bedarfsorientierten Weiterbildungsplanung in den Betrieberl 
durch, denn ProdiA<tion5' und Investitionworflaben sind die 
wichtigsten InnaltUchen Auslöser für Weiterbildungsbedarf {29j, 
nicht selten kam " friihtr aber "zu der unerquicklichen Situation, 
daß neue, teure Anlagen monatelang herumnanden und dann 
lange Zeit nur mit hohen Ausfallen im Betrieb zu halten waren, 
weil das Qualifizierte P!!"50nIIl zur Wartung und Instandsetzung 
nicht zur Vertügung stilnd". l30J Einführungsflops haben zur 
Hebung des WeiterblldungsbewuBtseins in den Betrieben erheb­
tich beigetragen, so daß die vielfältigen Instrumente zur Ermitt­
lung von Weiterbildungsbedarf aufgrund von technischen oder 
arbeitsorganisatorischen Veränderungen mehr und mehr Anwert­
dung finden. (31 J Kostengünstiger ist es natürlich, wenn derartige 
durch unterlassene Weiterbildung entstandene Einführungsflops 
gänzlich dadurch vermieden werden können, daß - und dies 
bleibt der wichti9ste Fakaor - auf allen Betriebsebenen ein 
hinreichendes Bewußtsein für diij Notwendigkeit von Weiterbil­
dung besteht. Die betrieblichen Erfahrungen zeigen aber auch 
immer wieder ganz deutlich, daß es mit den gegenwärtig einsetz­
baren Instrumenten nicht zu leisten ist, in der notwendigen Detail­
liertheit all elie Ouallfikationsanforderungen zu ermitteln, die 

z. B. eine neu zu Installierende Produktionsanlage stellt, damit 
dann im Vorlauf entsprechende Weiterbildungsmaßnahmen für die 
Beschäftigten organisiert und durchgeführt werden können. {32J 

Derartige Maßnahmen können sicherlich Grundlagenwissen über 
die sogenannten neuen Tedlnologien oder den Umgang mit 
neuen Wet"kstoften vermitteln und sind allein deshalb wichtig. 
Oie Grenzen einer der.tlg längerfristig angelegten Weiterbildungs­
planung werden aber immer dann offenbar, wenn die voraus­
schauend Qualifizienen Mitarbeiter an der neuen Anlagearbeilen 
sollen. Eine längere Phase der Einubeitung in die neuen lätigkei· 
ten ist immer erforderlich. Zumeirt wird diese Einarbeitung 
ergänzt durch kurze, d. h. einhalb- bis zweitägige Kurse, in denen 
Antworten auf während der Arbeit aufgetretene Probleme gege­
ben und noch notwendiges. vertiefendes Wissen vermittelt werden. 
Dafür reichen derartige Kurzkurse auch völlig aus. Sie haben 
zudem den Vorteil, daß die Beschäftigten ihr neues Wissen sehr 
schnell In die Arbeltspraxb umsetzen und sich dadurch besser 
aneignen können, Die Gefahr des Vergessens - das große Risiko 
von "Bildung auf Vorrat" - wird so minimiert. {33] 
Oie weitere Ausweitung der betrieblichen WeiterbildungsaktIvI­
täten ist als notwendige Begleiteneheinung des technisch-organi­
satorisch!:!n Wandels vorprogrammiert. Oie Oualifizierungsoffen­
sive der Betriebe tür die Beschäftigten läuft also weiter. Dabei 
geht es keineswegs um die "rigorose Durchsetzung neuer Tech-
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nologien" [341. sondern darum, daß die evolutionäre, keinesfalls 
aber revolutionäre technische Entwicklung [35] nicht durch feh­
lende Akzeptanz und Qualifikationen behindert wird. 

Zur Zukunft der Qualifizierungsoffensive 

Die QUBlifizierungsoffensive für Arbeitslose [36] ist hingegen zu­
mindest quantitativ an einer Obergrenze angelangt. Interessanter­
weise sind aber nicht eine unzureichende Weiterbildungsbereit­
schaft von Arbeitslosen, zu knappe Mittelansätze im Programm­
haushalt der Bundesanstalt für Arbeit oder offen zutage getrete­
ne qualitative Probleme bei der Durchführung der Förderung Uf­
sächlich für das Erreichen dieser Grenze. Für die Förderung der 
beruflichen Fortbildung, Umschulung und betrieblichen Einar­
beitung stehen 1987 4,9 Mrd_ DM zur Verfügung, gut 500 Mio. 
DM mehr als 1986. Diese Mittel reichen aus, um die Teilnehmer­
zahlen (ohne 41a-Maßnahmeol von 258.400 auf 280.000 zu stei­
gern. Die Zahl der Unterhaltsgeldempfänger sollte im Jahres· 
durchschnitt von 130.000 auf 135.000 steigen. Bereits in den 
ersten Monaten dieses Jahres wurde aber deutlich, daß aufgrund 
der Aktivitäten der Arbeitsämter und Bildungsträger und der 
großen Bildungsbereitschaft der Arbeitslosen die Haushaltsansät­
ze bzw. Plandaten nicht mehr einzuhalten waren. Bis Juli 1987 
begannen 43.803 bzw. 16 Prozent mehr Personen eine berufli­
che Bildungsmaßnahme als im gleichen Vorjahreszeitraum; Ende 
Juni 19B7 gab es 50.344 Teilnehmer mehr als ein Jahr zuvor. Ei· 
ne zur Jahresmitte für 19B7 vorgenommene Hochrechnung der 
Bundesanstalt für Arbeit ergab 150.000 Unterhalugeldempfän­
ger und fast 700 Mio. DM Mehrausgaben. Da die Bundesanstalt 
für Arbeit Ende 1986 über eine Rücklage von 5,47 Mrd. DM ver­
fügt hat, hätte diese nicht erwartete weitere Expansion durch 
einen Nachtragshaushalt mit Hilfe von Entnahmen aus der Rück­
lage finanziert werden können. Genau diese Reserve zur Finan· 
zierung aktiver Arbeitsmarktpolitik wird aber gegenwärtig fiir 
andere Zwecke so verbraucht, daS die Bundesanstalt für Arbeit 
im Laufe des Jahres 1988 ins Defizit gerät. Innerhalb von nur 
zweJ Jahren könnte aus einer arbeitsmarktpolitisch voll hand· 
lungsfähigen Bundesanstalt für Arbeit eine defizitäre Einrichtung 
werden. [37] 

Bei diesen Finanzperspektiven mußte die Bundesanstalt für Ar· 
beit handeln, da die Maßnahmen nach dem AFG .,im Rahmen 
der Sozial- und Wirtschaftspolitik der Bundesregierung" (§ 1 
AFG) durchzuführen sind. Der drittel paritätisch beseUte Vor­
stand der Bundesanstalt hat mit Dienstblatt·Runderlaß 70/87 
vom 15.07.1987 den Arbeitsämtern im wesentlichen die folgen­
den Grundsätze für die weitere Entwicklung der Qualifizierungs­
offensive vorgegeben: Es gelte, das Erreichte in quantitativer 
Hinsicht zu stabilisieren und weiterhin eine Verbesserung der 
Qualität zu erreichen. Die bisherigen Zuwachsraten könnten 
nicht unbegrenzt beibehalten werden. Statt dessen sollten auf 
eine Konsolidierung hingewirkt und eine weitere, über die Ein­
tritte 1986 und im ersten Halbjahr 1.987 hinausgehende Steige­
rung vermieden werden. Es dürften vorerst nur noch Verträge 
über solche Auftragsmaßnahmen abgeschlossen werden, bei de­
nen aller Voraussicht nach den Teilnehmern nach Maßnahme­
abschluß BeschäftigungsmÖ9lichkeiten geboten werden kön­
nen. Die gezielte vermittler ische Betreuung der Absolventen 
von beruflichen Bildungsrnaßnahmen sollte verstärkt werden. 
Auftragsmaßnahmen sollten nur durchgeführt werden, wenn für 
den gesamten Maßnahmeverlauf eine wirtschaftliche Teilnehmer­
zahl erwartet werden kann. "Konsolidierung auf dem erreichten 
hohen Niveau" und "Mehr Klasse statt Masse" lauten die Stich· 
worte für diese neue Politik, mit der es der Bundesanstalt für 
Arbeit wohl gelingen sollte, die ihr von außen auferlegten Zwän­
ge zumindest für den Bereich der Förderung der beruflichen BiI· 
dung abzumildern, was aber auch im Haushalt 1988 zum Aus­
druck kommen muß. Ein Etat für die berufliche Bildungsförde­
rung, der unter dem für 1987 zu erwartenden Ansatz bleibt, ist 
aus arbeitsmarktpolitischer Sicht sicherlich unzureichend. 

Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang der er· 
neute Hinweis des Vorstandes der Bundesanstalt tür Arbeit auf 
die Beschäftigungsorientierung der AFG-finanzierten Weiterbil­
dung, die entgegen anders lautenden Auffassungen ein arbeits­

' marktpolitisches Instrument ist und demzufolge in erster Linie 
arbeitsmarktpolitische Kriterien beachten muß. Deshalb sollten 
(38) Arbeitsämter, Betriebe und Bildungsträger ihre Zusammen­
arbeit weiter verbessern, und zwar 

bei der Festlegung der Maßnahmeinhalte und -ziele, die aus 
dem Qualifikationsbedarf der Betriebe bzw. der Wirtschaft 
abgeleitet werden müssen, 

bei der Auswahl der Teilnehmer, deren Qualifikationsinteres· 
sen und -möglichkeiten möglichst eng mit den lehrgangszie­
len und -inhalten übereinstimmen müssen, 

bei der Durchführung von beruflichen Bildungsrnaßnahmen 

und vor allem bei dem Versuch, die Teilnehmer auf einen nach 
Möglichkeit weiterbildungsadäquaten Arbeitsplatz zu vermit­
teln. 

Eine derartige auf Kooperation angelegte, pragmatische Strate· 
gie der AFG-geförderten Weiterbildung führt die Qualifizierungs­
offensive zum Erfolg, weil Arbeitslosen wieder zu einer dauerhaf­
ten BeSChäftigung verholfen wird. 

Anm ... ku�n 

( I ]  Vgl. �um Ausm�ß diS FachkriiftemBnylls �.B.: HAGEDORN, 
J. R.: F�chkräftem�nllli _ die Rlalitiit in d&r BunduripUblik. 
In: C>l!r Arbeitgeber, 10/1987, S. 385 ff. RUPPERT, W.: M�ßnah­
men �ur Flexibilisierung des Arbeitsmarktes aus Unternehmer_ 
sicht - Umfra9l1n in der Industrie und dem Handel der Bundesre· 
publik Deutschland. In: ifo-Schnelldienst, 24186, S. 1 2 ff. 

12] Ferner beeinflußt die demographisch und verheltensbedingtl Zu­
nahme des Erwerb$pertonenangebots der letzten Jahre das NiVlau 
der ArbeitSlOSigkeit in hohem Maße. 

13J Dienstblatt-Runderlaß,5O/86 ...,m 21 .02.1986. In: Armliche N�ch­
richten der Bundesannalt für Arbeit IANBA), Nr. 4!1986, S. 579 f. 

{41 Vgl. dazu: MALCHER, W.: Arbeitslosigkeit - die Sicht der Betrof. 
""'In. In: Dir Arblltgeber, 4/19B7, S. 133. 

{5] Vgl. �. S.: IAS-Kurzbericht vom 17. 10.1985: Abbau individueller 
Arbeitslosigkeit durch berufliche Weiterbi ldung sowie HOFSAU­
ER. M.; DADZIQ, W.: Mittelfristige Wirkungen beruflicher Weiter­
bildung. Die berufliChe Situltion \IOn Teilnehmern zwei Jahre nach 
Beendigung dir Maßnlhme. In: MittAB 2/87, S. 129 H. 

{6] Dies erscheint notwendig, da der arbeitsmarktpolitische Bezug der 
a..alifizierungllOffinsive häufig ignorilrt wird - ...,n margin�len 
Hinweisen linmal abgesehen. Ein Musterbeispiel dafür haben DO­
SISCHAT, R., und NEUMANN, G., mit ihrem Auf .... tz "Qualifj. 
zierung!iOffensive in wessen Interesse? Anmerkungen zu liner be­
ruhbildungspolitischen Strategie" (Beruhbildung in Wissenschalt 
und PflIxi., 16. Jg .. 1987, Heft 1 ,  S. 6 ff.) geliefert. Sie kommen 
damit und auch aUfgrund ihrer ideologischen Vorurteile zwangs­
läufig zu einer sehr einseitigen Beurteilung der Qualifizillrunglof­
fensive. 

17] Wer wie DOBISCHAT!NEUMANN (a.a.O., S. 8) die Gleichrangig­
keit \IOn Einarbeitung mit Fortbiklung und Umschulung thlmati­
siert, um letztlich die ExistenzberB<:htigung des Instrumenu Einer­
beitunglzuschuß infrlge zu stellen, schlint sich nicht vorstellen w 
kormen oder Buch zu wollen, deß Weiterbildung z. B. hinsichtlich 
des Formalisierungsgrld8l, der Durchführungsform und der mögli­
ehen Verwertbarkilt des Erlernten sehr verschieden ablallfen kann 
und auch muß, um die Qualifikationen von Arbeitnehmern und 
die Qualifikltionsanforderungen von Arbeitsplätzen in Überein· 
stimmung bringen zu können. Dlmentsprechend enthält das 1986 
...,n der 8undellVlreinigung dir Deutschln Arbeitgeberverbände 
herausgegebene "Handbuch für die Wliterbildung im Betrieb - Die 
finanziellen Hilfen d&r Arbeitsämter" Maßnahmetleispiele, die vom 
inllaltlichen und zeitlichln Anspruch her sehr unterschiedlich sind. 
Wenn OOSISCHAT und NEUMANN (a.8.0.,S. 10) nurein Beispiel 
herausziehen, um belegen zu wollen, daß es nur um "schmal �nge­
Iigte Qualifizilrung mit kurzem Zeitrahmen und unmittelbarem 
Verwartungszulllmmanhang" geht, !iO wird nicht nur deutlich, wie 
tendenziös und seJe\(tiv sie "Belege" für ihre Thesen ausgllSUcht ha­
bin, YOI" allem aber wird die Realitii"tsferne ihrer ,,Anmerkungen" 

offensichtlich. 
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[B] Vor di.sem durch Fakten b.legten Hintergrund entpuppt sich die 
von DOBISCHATfNEUMANN (a.o.O., S.9) vertretene Auftassung, 
dia Betri.be würden sich primär um die "noch qualifizierbllren Ar­
beitslO5en" kümmern, während di. ",nicht mehr qu,lifizi.rbaren' 
außerbetriebIlchen Einrichtungen ,zugesprochen'" würden, als Vor· 
urteil, das anscheinend sehr gut in ihr rea/itiitsfernf!S Gedankenge­
bäude paßt. Ähnlich einzustufen ist die von LAURITZEN, G., oh­
ne Angabe eines einzigen empirischen Belegsvertretene Auffassung: 
"Mit AU$fliIhmen, die die Regel bestätigen, ist davon auszugehen, 
daß von dieiien bereil$ vorqualifizierten Arbeitslosen die Benen in 
betrieblicher Weiterbildung landen." 

IDie Rolle der betrieblichen 
Weiterbildung in der Qualitizierungsoffensive der BundeS<lnstalt für 
Arbeit. In: Gewerkschaftliche BildungSpOlitik, 10186, S. 2381. 

[9] Vgl.: HOFBAUER, H.; DADZIO, W.: 1.&.0. 

[10] Vgl.: HOF BAUER. H.: DADZIO, W.: a.a.O., S. 132. 

( l I ]  Vgl. zur Kritik der verschiede"'n Ansätze für ei", Theorie segmen· 
liener Arbeitsmärkte insbeSOndere BLlEN, U.: Untemehmensver· 
halten und Arbeitsmarktstruktur - Eine SYiitematik und Kritik 
wicMiger Beiträge zur Arbeitsrnerkttlleorie, BeitrAB 103, Nürn­
berg 1988; SCHEUER, M.: Zur Leistungsfähigkeit neoklessischer 
Arbeitsmarkttheorien, Bonn 1987; ROSS, H.: Theorie der inter· 
nen LOhnstruktur - Ein kritiSCher Vergleich der AUlSagekraft vor· 
nerrschender Arbeitsmarktthlori.n hinSichtlich der Inflexibilität 
der internln Lohnstruktur, Frankfurt/Bern 1981. Während Blien 
und Scheuer überwiegerd die theoriaimmanenten Defizite der re­
levanten SegmentationsansöUe aufzeigen, die ja explizit el$ Gegen­
modell zu neoklassischen Arbeitsmarkttheorien angetreten sind, 
belegt ROlllnhand dervon Segmentiltionnheoretikern häufig über· 
sehemm WeiterentwicklUl'II/en des neoklassischen GrundmodelIs, 
"daß di, ökonomische Theorie durchau� rationale Begründungen 
für eine arbeitspj"!zbezogene Produktivitatsentlohnung, für das 
Arbe,tlplatzwettbelWrbsmodell, für eine nachfrag80ri,ntierte Hu­
mankapitaltheorie etc. liefern kenn" (S. 2B2L Mit liner unreflek­

tierten Verwendung zentraler �egmentationsth&Oretischer Begrif­
fe (z. B. Randbelegschaften oder innerbetriebliChe Belegschafts­
�paltung; ,,11 Beilpiel dafür mag der bereits erwähnte Aufsetz von 
Dobisch"t und Neumann dienen, die damit nur betrieblicne, Ver­
halten diSkreditieren wollen) Sollte man jedenfalls zurückhaltend 
sein, denn der Segmentationstheorie kann "kein eigen�tändiger 
Beitrag" und "nur begrenzt ein Beitrag im Sinne de� Kuhn'schen 
Paradigmas

" 
zuerkannt werden (ROSS: a.a.O., S. 282). 

[12] Vgl.: HOFBAUER, H.; DADZIO, W.: a.a.O., S, 134. Während die 
Autoren in der den AusschUssen fi.ir Arbeitsmarkt_ und Berufsfor­
schul'll/ des Vorstands urJd Verwaltungsral$ der Bundesanstalt für 
Arbeit vorgelegten Fassung daraus die Empfehlung ablliten, 

"
vor 

�lllm die betriebliche Weiterbi ldung von Arbeilliosen auszuwli­
ten", was sich aul den vorgelegten Daten auch ergibt, empfehlen 
sie in der veröffentlichten Fassung, ,Jene Modelle weiterzuverfol­
gen, die bei einer außerbetrieblichen Weiterbildung eine betrieb­
liche Phaw vorsahen·' - auch richtig, aber nicht in übereinstim­
mung mit den vorgelegten Daten, die sich nur auf betriebliche 
bzw. außerbetriebliche Träger stützen und kombinierte Maßnah­
men niCht berücksichtigen können. Bedeutsam bleibt aber die Emp­
fehlung, die große Masse der Fortbildungs· und Umschulungsmaß­
nahmen, die eben von außerbltri.bliChln Trägern durchgeführt 
werden, durch betriebliche Anteile zu ergänzen. 

(13] Ebenda, S . I 35 f. 

[14] Eigene Berl(:hnungen nach ANBA, 6/87, S.916 If. und Angaben 
der BundeSamtelt für Arbeit. Die "Kombi-Maßnahmen" werden 
erst seit Anfang 1987 natistisch erf.lJ,t. 

[15] Die Möglichkeit der Interessenidentitöt kann nur leugnen, wtIr aus 
dem überholten Klassendenken (K<lpital kontra Arblit) noch nicht 
nerausgefunden hat. Ein Beispiel liefern DOBISCHAT/NEUMANN: 
a.a.O. 

[16J Dieses Argumantationsmuster findet sich z. B. bei BLEICHER, S.: 
Eine notwendige, Iber keiM hinreichende Maßnahmi. In: Wirt­
schafUdilnst, 7186 (Zeitgespräch: Braucnen wir eine Quelifizil­
rungroffensive?), S. 330 11. und bei DOBISCHAT/NEUMANN: 
a.a.O. 

[17] Vgl.: IAB-Kurzbericht vom 29.05.1987 ,.Wie hat sich die Struktur 
der (vorher arblitslosen) T.il .... hmer an Maßnahmen der berufli­
chen Weiterbildung entwiCkelt?" 

[IB] Vgl.: HOFBAUER, H.; DADZIO, W.: Berufliche Weiterbllduf1j für 
ArbeitslOIl. In: MittAB, 2f84, S. 193. 

[19] Die .uikte Anwendung di�er VorsChriften verhindert die "giganti­
sche Koste�verlagerung" �HEIMANN, K. In: Die Zeit vOm 17.04. 
1987, 5. 38), die ,,offene Subventionierung betrieblicher Aufga' 
ben" �derl8lb', in: Der GewerkiiChafter, 6/B6, S. 31], die "Ab­
schöpfung I1l11tlicher Subventionen bei der Rekrutilfung kurzfri­
stig verwindbarer Randbelegschaften

" 
(DOBISCHATfNEUMANN: 

a.a.O., S. 10 fU - drei nicht beweiSbare Behauptung.n. EmpiriiK:h 

wurde vielmehr festgeneilt, daß Betriebe bei freien Kapazitäten als 
Träger externer Maßnahmen auftreten, wenn sie ihre Veranl1altun­
gen nicht nur mit Betriebsangehörigen füllen können. Vgl.: PRO­
QUA (Projekt + Qualifizierung Berliner Arbeitskräfte): Qualifizie­
rung Berliner Arbeitskräfte - Abschlußbericht 'B7, Berlin 1987, 
S, I29. 

[20] PODESZFA, H.; ME LMS, 8.: Entwicklung und Struktur abschluß· 
bezogenlr Fortbildung uoo Umschulung in Betrieben. Burdesinsti· 
tut für Berufsbildung �Hrsg.l: Berlin 1987 �Materiali.n und statisti­
iK:he Analysen zur beruflichen Bildung. Heft 67, S. 41. 

(21] Vgl.: INSTITUT FÜR ANDRAGOGIK: F'rmanvergl.ich Weiterbil· 
dung, Bergisch Gladb�ch, Mai 1967 (Hlktographiertes Manuskript). 

[22] Vgl.: BUNDESMINISTERIUM FüR BILDUNG UND WISSEN­
SCHAFT (Hng.): BerichUsystem Weiterbildungsverhalten 1985. 
In: Bildung WiiiSenscheft aktuell, 7/87, Bonn, Juli 1987. 

[231 Vgl.: MALCHER, W.: Betrieblich. Weiterbildungskosten: Nlue 
Hochrechnung. Fast 1 5  Milliarden DM. In: Der Arbeitgeber, 19B7, 
Heft 18,S. 654ft. 

[24] Vgl. dazu: REICHA RT , L: Kosten der Weiterbildung. In: GÖBEL, 
U.; SCHLAFFKE, W. (HrsgJ: Kongreß: Beruf urd Weiterbildung, 
Köln 1987, S. 124 H. 

[25] Vgl.: ALEX,-L., U.a.: Qualifikation und Berufsverlauf - erstl Er­
gebnisse einer repräsentativen Erhebung bei ErwertaperllOnen in 
der Bundesrepublik Deuuchland. SondarveröHentHchung des BIB B, 
Berlin 1981, S. 43 ft. 

[26] Vgl.: NOLL, H._H.: Weiterbildung und Berufswrlauf _ empiriiiche 
Analysen zum Weiterbildungtverholten von Erwerbstätigen in der 
Bundesrepublik Deutschland. I n: Berufsbildung in WisSinschaft und 
Praxis, 15. Jg, (1986), Heft 1 , 5 . 7  ff. 

[27] Vgl. z.B.: BUNDESVEREINIGUNG DER DEUTSCHEN ARBEIT­
GEBERVERBÄNDE: Weiterbildung in der Wirtschaft - Standort 
und Perspektiven, 11 Thesen mit Anmerkungen urd praktischen 
Hinweisen, Köln 1986; GESAMTMETA LL: Neue Techniken und 
Arbeit - Empfehlungen an die Unternlhmen der Metlilindustrie, 
Köln 1986; FECHTNER. H.; SCHNEIDER, H. K.: Mitarbeiterzu­
gewandte Fiihrung - ein Führungskonzept als Grundlage der Orga­
nisations- und PerlOn81entwickiung der Schmalbach·LubeCOI AG. 
In: Perronalführung, Nr. 4-5/87, S. 210 ff. 

[2B] Vgl.: CRAMER, G.: Möglichkeiten IIIfnllzter Unternehmens· urd 
Bildungsplanu'1l in der WirtliChaft. In: CRAMER, G.; MÖLLE­
MANN, J. W.; SCHMIDT, H.: Zukunftsespekte der Beruhbildung, 
Beiträge zur Gesilischafts· und Bildungspolitik des Instituts der 
deutschen Wirnchaft, Nr. 128, S. 37. 

[29] Vgl. PULLlG, K.·K.: Weiterbildung im Wandel _ Ergebnisse liner 
Befragung. In: Plfronalreport '87 vom 15.06.1987, S. 6 fl. 

[30] Vgl.: REICHART, L.: Statement im Forum "Mehr Beschäftigung 
durch berufliche Qualifizierung

". In: BUNDESVEREINIGUNG 
DER DEUTSCHEN ARBEITGEBERVERBÄNDE (HngJ: Beschäf­
tigungsoffensive der Arbeitgeber _ Dokumentation eines I<:ongres· 
ses (27. urd 28. Oktobllr 1986 in Berlin), Köln 1986, S. 206. 

[31] Vgl.: LEITER, R., u.8.: Der WeiterbildungstHldarf im Unterneh­
men - Methodln d..- Ermittlung, Handbuch der Weiterbildung für 
die Praxis in WirtiK:haft urd Verwaltung, Band 2, München, Wien 
1982; HÖLTERHDFF, H.; BECKER, M.: Aufgeben und Organi­
sation dar betrieblichen Weiterbildul"!j, Hardbuch dar W,itlrbil· 
dung für die Praxis in Wirtschaft und V.rwaltung, Band 3, Miin· 
ehen, Wien 1986, S. 75 H.; JAEHRLlNG, 0.: Die Invest1tionsana­
IYla - ein Blispiel ltr8tegischlr personeller, technischar und finan­
zieller Planung. In: Lernfeld Betrieb, Heft4 - April 1987, S. 26 ff.; 
CRAMER, G.: a.a.O., S. 37 ff. 

[32] DOBISCHAT und NEUMANN (a.e.O.) deutln mit dir Art und 
Weise ihrer Kritik tln betrieblicher Personal- und Weiterbildung.· 
politik an, daß sie �nnehmen, diese Prognoseproblame seien I.icht 
überwindbar - eine wirklichkeinfremde Annahme. 

[33] Die 10 häufig zu lesende Kritik an der Kürze betrieblicher Weiterbil­
dungiimaßnahmen i�norjert diese Zusammenhänge völlig. 

[34] So simpel und feliK:h sehen DOBISCHAT und NEUMANN betrieb­
liche Politik (e.8.0., S. I I ) .  Eine "rigorose DurchsetJ:ung neuer 
Technologian" ist faktisch gar nicht möglich, da M erstens zu viele 
Hemmnisse (finanzilller, motivation,ler urd quali!ikatorischer Art 
sowie Problem. bei Hardware und Sottware] gibt und da zweitens 
die Betriebl 51ltat nicht von der Technikluphorie geprägt sind. 
wie es ihnen von linker Seitl gerne unterstellt wird. 

!35] "Die Mikroelektronik vermochtl die relative und neuerdingsauch 
ab$OJute Verl�n9samung des ProduktivitiitsfortiichritU mithin bis· 
lang noch nicht einmal zu kOmpaniileren. Der Durchbruch, die Dif­
fusion dar revolutionären neuen Technologien erfolgt keineswegs 
in einem revolutionären TempO, IOndern stößt auf viehl Hindernis­
iie, u. I. auf rigide Wirtschafts· und Arbeitsstrukturen, ,uf Akzep· 
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can�1eme und nicht zulent auf erhebfic:"" QUillilimion.:lefi­
'''e.'' KLAUDER, W.: 'Technischer FcmlCh.i'u und Besc:hliItigu"!J. 
Zum ZusamrrMflheng YOt1 Technik, 5truklul"Mlndel, Wachstum und 
B'tc:hähigung. In: MiuAB. 1/86. 5.6. Auch für di, Zukunft wird 
• 11"11 llvolutioniire lechnologl� Entwicklung llWiIrlel: "Für die 
Z,1t bil 2000 _ilMln die jlinglten vorillg.ndttn Vorauuch'ilzungen 
- dil 'AB-Prognos-A'tern8tivproj.kdon.n _ .ui k.lne technolo_ 
glICh. Arbeitslosigkeit hin, troU upllrittr Berücksichtigung der 
g.nw'rti�n Informetionen übtr ttcl'll'\Ologltc:hl Entwicklungen." 
Ebendl, S. 1 5  f. 

136J Von dllf' EKpen!ion der Weit1lf'blldu""sförderung ""er. dem AFG 
werden iIber .. chI nur Arbeillto., IOndern euer. besd>äftiat. Ar· 
bell ... hmer (Nichl·Arbeiulosel erfaSt. Der Anteil der Arbeitslosen 
.n <Mn Eintritten in berullichlll BlldulV'fJ\iBnahmen lilgt .iI 1984 
bei Ic- �i Drin"'. Dil ZlIhl dw vor MtoB"at�inn Nichl-Ar· 
btltslo.-l-€intritte stieg YOt1 109.366 (19831 um &4.8 Prozent auf 
180.166 09861. VgL: BUNQESANSTA I..T FORA RBEIT: Förde­
'UMi oer ber\lflichen Bildung - Ervebnl .. der Tlilnehmerllt,tistik 

Herbert Nlerhaus 

w.r bMuflichll Fcwtbild .... , Umschulung und Ein<lrbeitung imJa� 
re 1966, Nürnberg,MlI I987 ,5.9. Fr.- 1987 zeichnet sich ..... weI· 
terl ZUfIOIhme bei den Eintrin.n z.,...". nicht arbeitslos&- P .... oonen 
ob • 

{371 Vgl. zu den Stufen und Auswirkungen dieser durch die sogenanntl 
Triimm.frluen-Regllung 'u"" lörten und durch das "Gn'tz �ur 
Verlängerung dis VI ... lcherung_ehulzes bei Arbeitslosigkeit und 
Kurzarbeit" und vor alilm dtn woh' nkht mehr aufhaltbaren Ent· 
wurf dir iOglnannlln 8. AFG·Novelle (Gesetz zur Eroiinzung dwr 
lWbIiumal'1<.tpalitischin Inlt.umente und zum Schut� de<- Soljd� •• 
gemeinschaft YDf LeistunglmIBb"ucn) -,.ollzouen.., "Vlrl<:hiebl· 
und AuszehrunglPQlitik

" z. B. MAI..CHER, W.: Elunde:slonstalt für 
Arbeit (BA,]: Ins Oefizit9lluiKlln.lfI: Ktfi:·Nachrichtefl-OiIoJt dir 
O"O'Iderwretn;g,ung dir Oeuudltn Afbritglbervefbioo.. Nr. 53 
......... 21.01.1987,5. 1 f. 

1381 Vgl. zum folgenden MALCHeR, W.: QUIIlifizierungsoff.".iw � 
11"" L'nglril:tarbeiulosigiceit. I n: Der ArbeitlllblT, Nr. 15-16/1987, 
5. 578. 

Berufliche Weiterbildung und Arbeitsmarkt 

Anmerkungen zur "Qualifizierungsoffensive" aus gewerkschaftlicher Sicht 

Vorbemerkung 

Die berufliche Weiterbildung i5t in der gegenwärtigen arbeits· 
marktpoliti5Chen Diskussion in den Mittelpunkt des I ntereS5eS 
gerückt. Anlaß für dieses Phänomen ist die YOJl der Bundesregie­
rung pro!)a9iOf1e "Qualifizierungsoffensiv,", die mit der Anpas· 
Stlng der Arbeitnehmerqualifikatioo an die durch technologilChe 
Entwicklungen bewirkten Erfotdernisse die lösung bHchäfti· 
gungs· und arbeitsmarktpOlitischer Probleme linden will. Zudem. 
erhofft man sich von einem "modernl$lerten" Qualifikationsni­
veau potltiv. Impulse fiir das volkswirtschaftliche Wachstum und 
eine Stärkung der Wettbewerbsfiihigk.it der Bundesrepublik 
Deutschland auf den internationalen Märkten, insbesondere ge. 
genüber Ihren Hauptkonkurrenten Amerika und Japan. Die da­
für al. notwendig erachtete rasche Einführung, insbesondere der 
nauen Informations- und Kommunikationnachnologien in den 
Betrieben und Verwaltungen, 1011 nicht durch unzureichende 
Bildungs· und Kenntnisniveaus der Arbeitnehmer Vllf'zögert wer­
dll\. Als notwendige Voraussetzung für d.n Erfolg der Qualiti­

zierungsoffensive sind vor allem die fißiWlzieUen Minel der Bun­
desanstalt für Arbeit zur Förderung der beruflichen Weiterbil­
dung aufgestockt worden; die Zahl der Arbeitnehmer, die an 
enuprechenden lehrgängen teilnehmen, ist erheblich geWClCh­
sen. [11  

Sicher i.t das gestiegene Interesse der Offentlichkeit an Welter­
bildungsektivitäten für die mit beruflich.n Bildungsprozessen 
befaßten Innitutionen und Personen zunächst einmal eine er­
freuliche Sache. Auch stelle die berufliche Weiterbildung zwei· 
fellos tin politisches Handlungsfeid dar, in dem sich in stärke' 
rem Maß KOflSlnsmöglichkeiten eröffnen als in  vergleictlbaren an· 
deren Bereichen. Für eine allzu euphoflscht Sichtweise der Qua­
liJizierurtg5mÖlllichkeiten besteht allerdings kein Anlaß - sie 
ließe die vorfindbaren Realitäten des Arbeiumarktos wesentlich 
außer acht. 

Oie fol9'!nden Bemerkungen wollen auf die verschiedenen - po­
sitiven wie negativen - Aspekte dar Qualiflzierungsoffensive aus 
gewttrk'chaftlicher Sicht eingehen. Sie wollen zugleich auf die 
institutionellen Rahmenbodingungen hinweisen, unter denen 
Weiterbildungsprozesse ablaufen, und sie woUen schließlich An· 
regungen für eine Verbesserung der beruflichen Weiterbildung 
und ihrer verwertbaren Ergebflisse ge�n. 

Was kilnn berufliche Weitettlildung leinen 
und was nicht? 

Wer bereits seit längerem um elntn höheren Stellenwert der be· 
ruflichen Weiterbildung in unserem Bildunyssystem bemüht Ist 
- wie dödie Gewer1uchatten waren und �nd -. der mußte lieh 

iüngst verwundert die Augen reibef'l: 0,* das StichwOft "Qua­
lifizierungsoftensive" entdeckten ptöulich die Politik und ihre 
Repräsentanten, die Arbeitg&berveJ'bäodeo und deren Spitzen· 
funktionäre zum ersten Male Ihr Herz für die berufliche Weiter­
Oildung.. Ausgelöst wurden diese Reaktionen durch die in diesem 
Zusammenhang aufgestellte Behauptung, Qualifizierungsdefizite 
der Arbeitnehmer seien die Hauptursache der Massenarbeiuloslg­
koit. Empirisch ist eine solche Aussage kaum zu belegen: Allein 
die Relation von Arbeitsuchenden zu offenen Stellen steht da· 
zu in eklatantem Widerspruch. [2) Vielmehr wird die Absicht 
deutlich, einerseits weiteren Handlungsbedarf zur Behebung der 
Beschäftigungskrise abzustreiten (etwa Arboitszeitver1cürzunl/M 
odor staatliche Beschäftigungsprogramme), andoreneitsdie Ver· 
antwortung ffir die ProbJeme mit zu individualisieren. Gegen d;,­
se kfeologisch motivierte Instrumllnulisferung (und zum Teil le­
diglich propagandistische Behandlung) ist die berufliche Weiter­
bildung in Schutz zu nehmen. Solche Argumentation verstellt 
viol eher die Sicht tUr eine realistilche Würdigung der positiven 
Wirkungen von Weiterbildung und weckt l l iusiooen über Ihm 
Reichweite. Berufliche Weiterbildung wäre hoffnungslos über· 
fordert, sollte sie als alleiniger Platzhalter für alle anderen In· 
strumente einer aktiven Beschäftigungspolitik fungieren. Insbe­
sondere sind ihre Möglichkeiten sehr begrenrt, das Defizit von 
iil>er zwei Millionen Arbeitsplätzen al)zubauen. 

Allerdin�s �ann berufliche Weiterbik:lung aus gewerkschaftlicher 
Penpektive dazu beitragen, 

der Gefahr der diiuerhilften "Abkoppelung" arbeitsloser Ar· 
beitnehmer vom Beschiiftigufl9$syrtem vorzubeugen, 

einer Entwertung beruflicher Qualifikationen durch recht­
zeitige Anpassung entgegenzuwirken, 

den eigenen Arbeitsplatz zu sichern, 

die Auswirkungen von Strukturkri50n einzelner Branchen 
auf die betroffenen Arbeitnehmer i!bzumildern und neue 
Beschäftigungsptrspektiven zu eröffnen, 
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der Ausgrenzung sog. "Problemgruppen" auf dem Arbeits­
markt wirksam zu begegnen, 

Hilfe zur sozial-verträglichen [3] Bewältigung des techni­
schen Wandels in Betrieb und Gesellschaft anzubieten, 

Spielräume, die die neuen Technologien für eine humane Ge­
staltung der Arbeitsplätze eröffnen, zu nutzen. 

Zudem kann auf den Teilarbeitsmärkten, auf denen die Nachfra· 
ge nach Qualifikationen das Angebot übersteigt (Mangelberufe), 
durch Weiterbi ldung das Ungleichgewicht verringert und die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze begÜnstigt werden. I ndirekte Ent· 
lastungswirkungen für den Arbeitsmarkt ergeben sich u. a. auch 
durch die Teilnahme zuvor Erwerbstätiger an Vollzeitlehrgängen 
zur beruflichen Fortbildung. 

Von dieser - nicht erst seit den Tagen der Qualifizierungsoffen· 
sive bestehenden - Bewertung ausgehend, haben die Gewerk­
schaften daher in einer gemeinsamen Empfehlung mit der Bun· 
desanstalt für Arbeit ihre Absicht bekräftigt, zur Verbesserung 
des Weiterbildungsangebotes beizutragen. [4] 

Ein konkreter Beitrag der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft 
besteht insbesondere darin, die Kapazitäten der eigenen Bil­
dungseinrichtungen dem Bedarf entsprechend auszubauen und 
die Qualität ihrer Weiterbildungsarbeit weiter zu erhöhen. 

Rahmenbedingun!Jjn und aktuelle Probleme 
i n  der Weiterbildung 

Die DAG bekennt sich zum Prinzip der Pluralität in der Träger­
schaft der Weiterbi ldung. Die Funktionsfähigkeit eines plurali­
stisch strukturierten Weiterbildungssystems ist allerdings nur 
dann gewährleistet, wenn staatliches Handeln die notwendigen 
Rahmenbedingungen dafür schafft. 

Dazu gehören vor allem: 

ausreichende forderungsrechtfiche Regelungen und Anreize 
(AFG, Steuerrecht, Landesbi Idungsgesetze), 

gleiche - oder vergleichbare - Bildungsurlaubsregelungen in 
allen Bundesländern, besser noch: eine bundeseinheitliche ge­
setz liche Regelung des Bildungsurlaubs, 

nach dem Berufsbildungsgesetz geregelte, anerkannte Weiter­
bi Idungsabsch lüsse, 

ein Ausbau der Infrastruktur des Weiterbildungssektors (ins­
besondere der Beratungs- und Informationsmöglichkeiten). 

Zufriedenstellende Rahmenbedingungen sind bisher in den ge­
nannten Teilbereichen noch nicht realisiert worden. Zum Teil 
sind sogar Tendenzen erkennbar, die dieser Intention direkt zu­
widerlaufen. So führt eine ausschließlich. primär oder marktge­
steuerte Regulierung der Weiterbildung - wie sie etwa in den 
BMBW-Thesen iur Weiterbildung gefordert wurde [5 J - zu nega­
tiven 50zialen und bildungspolitischen Ergebnissen. 

Eine derartige Orientierung ausschließlich an den "Marktertor· 
dernissen" 

verkennt vor allem die beschränkte Marktfähigkeit des Gute!> 
"Weiterbildung", das eine Reihe von Eigenschaften öffentli­
cher Güter aufweist, 

reduziert das Weiterbildungsangebot somit auf die Bereiche, 
in denen eine kaufkräftige Nachfrage nach diesem Gut be· 
steht (in der Folge unterbleiben dann notwendige Qualifizie­
rungsprozesse, da Bedarf und Nachfrage nicht identisch sind), 

.- wirkt stark selektiv und schließt gerade die Personengruppen 
von der Weiterbildung aus, die besonders auf sie angewiesen 
sind. 

Die Notwendigkeit eines öffentlich geförderten und abgesicher· 
ten Weiterbildungssektors erweist sich am Beispiel der betriebli­
chen Weiterbildung besonders deutlich. Deren Struktur ist - so 
belegt eine empirische Studie des BIBB [6] - geprägt 

einmal durch eine Konzentration auf ohnehin privilegierte 
Zielgruppen (etwa zwei Drittel aller Führungskräfte haben im 
Untersuchungszeitraum an Weiterbildungsmaßnahmen teilge­
nommen, aber lediglich 3 % aUer An- und Ungelernten, die ja 
berufliche Weiterbildung besonders nötig haben) [7], 

andererseits durch eine Ausrichtung an den unmittelbaren und 
kurzfristig 'betrieblichen Interessen; langfristig angelegte und 
systematisch betriebene Weiterbildung findet kaum statt. [B] 

Angesichts dieser Situation sind überlegungen, berufliche Fort­
bildung überwiegend in betrieblicher Trägerschaft durch AFG­
Mittel zu fördern, nicht nur mit Skepsis zu betrachten, siEi müs­
sen vielmehr nachdrücklich abgelehnt werden. 

Denn die gravierendsten Risiken einer solchen Entwicklung be­
stehen darin, daß 

betriebliche Bildungsprogramme am eigenen Bedarf ausgerich-' 
tet und arbeitsmarktpolitische überlegungen nicht im not­
wendigen Maße einbezogen werden, 

eine notwendige Mobilität der so weitergebildeten Arbeitneh· 
mer weitgehend verhindert wird, 

die Förderung der beruflichen Weiterbildung zu einer weite­
ren Subventionsquelle für die Großunternehmen degeneriert. 
[g[ 

. 

Mitnahmeeffekte ohne Beschäftigungswirksamkeit stünden un­
ter Umständen gleichzeitig Einschränkungen der eigenen Auf· 
wendungen für betriebliche Weiterbildung gegenüber. 

Auch aus dem so häufig vorgetragenen Argument der sog. "Pra­
xisnähe" läßt sich keineswegs die Berechtigung ableiten, Quali­
tät in der beruflichen Weiterbildung mit betrieblicher Träl;lSr­
schaft zu identifizieren. [10] 

Ein solcher Fehlschluß liegt implizit auch der Auffassung zu­
grunde, Arbeitgeber und Kammern könnten am besten die Qua­
litäts· und Effizienzkriterien für öffentlich gefÖrderte berufliche 
Weiterbildungsmaßnahmen bestimmen. Schon in Anbetracht des 
eingeschränkten Horizontes betrieblicher Aus- und Weiterbildung 
sind diese Hypothesen kaum zu halten. Sehr deutlich wird dies 
am Beispiel des allseits beklagten Facharbeitermangels, der in 
merkwürdigem Gegensatz zur wenig ausgeprägten Ausbildungs­
bereitschaft vieler I ndustrieunternehmen steht. 

Wesentliche Folge einer alleinigen Messung von Weiterbildungs­
qualität an einseitig definierten Maßstäben der Arbeitgeber wäre 
eine kurzatmige und zUm Teil modischen Trends folgende Quali­
fizierungspolitik, die dem Auftrag des Arbeitsförderungsgesetzes 
kaum mehr gerecht würde. 

Bereits heute ergeben sich aus der Doppelrolle von Kammern als 
öffentlich-rechtliche Körperschaften und zuständige Prüfungsin­
stanzen einerseits und Veranstalter von Weiterbildung anderer· 
seits Nachteile für andere Träger. 

Sie resultieren vor allem 

aus einer mangelhaften Trennung dieser Rollen in der Berufs· 
bi Idungspolitik mancher Kammern sowie 

aus dem für Außenstehende nicht immer sichtbar werdenden 
Unterschied zwischen internen Kammerzertifikaten und Kam­
merbeschlüssen aufgrund von Rechtsvorschriften. 

Dies führt vor allem bei Lehrgangsinteressenten zu falschen An· 
nahmen über fachliche Kompetenz und Zuständigkeit von Kam­
mern generell sowie über den Stellenwert der Zertifikate. 

Sollte zu dieser Doppelrolle noch eine weitere hinzutreten - die 
als eine Art "Oberinstanz" in allen Fragen der Weiterbildungs­
qualität und des Qualifikationsbedarfs -, so ginge dies an die 
Substanz eines plural-organisierten Weiterbildungssystems. 

Eine nicht auszuschließende zukünftige Entwicklung der Weiter· 
bildungspolitik überwiegend in eine solche RiChtung bei gleich­
zeitiger Benachteiligung anderer anerkannter und qualifizierter 
Träger der beruflichen Weiterbildung ließe eine verfassungsrecht-
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liehe Überprüfung dieses Trends nach dem Gleichheitsgebot des 
Grundgesetzes nicht ausgeschlossen er$Cheinen. 

Wohlbemerkt - wir wenden uns nicht gegen eine Überprüfung 
der Qualität von beruflicher Weiterbildung, die mit AFG-Mitteln 
gefördert wird - im Gegenteil. Die DAG hat in den vergangenen 
Jahren immer wieder darauf hingewiesen, zu welchen negativen 
Konsequenzen einer Überbetonung des Kriteriums "Spet'$llm­
keit" bei der Ausschreibungs- und Vergabepraxis der Arbeitsäm­
ter fuhren kann. Qualität der Lehrgänge und Qualifikationserfor­
dernisse traten dabei oft genug in den Hintergrund, kommerziel­
le Billigenbieter konnten auf Kosten der Teilnehmer ihre Um­
säUe ausweiten. Auf begründeten Widerstand stoßen allerdings 
jene Überlegungen, die die Definitionsmacht von Qualität den 
Kammern überantworten und das Attribut "betrieblich" mit 
"hcx:hwertig" und "praxisorientiert

" 
in eins setzen. 

Verbesserte Rahmenbedin9Jngan für die 
berufliche Weiterbildung - Vorstellungen der DAG 

Berufliche Weiterbildung kann die gesteckten arbeitsmarktpoliti­
sehen Ziele nur dann zufriedenstellend erreichen', wenn sie in ein 
beschäftigungspolitisches Gesamtkonzept eingebettet ist. Auf 
eine umfassende Förderung von Wachstum und Beschäftigung 
zielt die Forderung der DAG nach einer gezielten Ausweitung 
der öffentlichen Investitionen vor allem in gesellschaftlichen 
Mangelbereichen. Durch eine flankierende - nicht isolierte -
QuaJifizierungsoffensive können parallel die für die neuen Ar­
beitsplätze notwendigen Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt 
werden. 

Daneben richten sich konkrete und kurzfristig zu realisierende 
Forderungen vor allem auf eine weiterbildungsfreundliche Gestal­
tung der institutionellen Rahmenbedingungen. Diese bilden in 
ihrem Zusammenwirken gleichsam ein Anreizsystem, das not­
wendige Qualifikationsprozesse auslösen und bei den Betroffe­
nen die Motivation für Weiterbildung erzeugen bzw. verstärken 
kann. Die stärksten positiven Auswirkungen hätte eine Verbes· 
serung der förderungsrechtlichen Regelung des AFG. Hier müs­
sen die gravierenden Leistungskürzungen rückgängig gemacht 
werden, die mit den im AFG formulierten Prinzipien einer akti­
ven Arbeitsmarktpolitik nicht in Einklang zu bringen sind. [ 11 ]  

Dies heißt im einzelnen: 

Gewährung von Unterhaltsgeld als Zuschuß auch an die Teil· 
nehmer von Vollzeitlehrgängen, die nicht arbeitslos oder un­
mittelbar von Arbeitslosigkeit bedroht sind, 

keine vorrangige Förderung berufsbegleitender Maßnahmen 
anstelle von Vollzeitlehrgängen, 

verstärkte Öffnung der Aufstiegsfortbildung für arbeitslose 
Arbeitnehmer, die die Zugangsvoraussetzungen der jeweiligen 
Prüfungsordnungen erfüllen. 

Das gegenwärtige Arbeitsförderungsrecht erschwert den Zugang 
zu Lehrgängen der qualifizierten Aufstiegsfortbildung in Voll­
zeitform. So erhalten z. B. kaufmännische Angestellte, die sich 
zum "staatlich geprüften Betriebswirt" fortbilden wollen, Un­
terhaltsgeld lediglich als Darlehen. Neben dem Arbeitsplatzrisi­
ko besteht somit für die Teilnehmer das Problem einer zum Teil 
erheblichen Verschuldung. Um den Lebensunterhalt des Teilneh· 
mers während der Bildungsmaßnahme sicherzustellen, fordert 
die DAG eine Erhöhung des Unterhaltsgeldes von derzeit 50 Pro­
zent auf 75 Prozent des maßgeblichen Arbeitsentgeldes, wobei 
zumindest ein Teil als Zuschuß.und ein Teil als langfristiges zins-
loses Darlehen zu gewähren sind. 

. 

Verschärfend tritt hinzu, daß Unterhaltsgeld nur dann gewährt 
wird, wenn keine gleichwertigen Bildungsmaßnahmen mit berufs· 
begleitendem Unterricht zur Auswahl stehen. Eine längerfristige 
qualifizierende Vollzeitausbildung ist jedoch in der Zielsetzung 
und in der methodischen Gestaltung vor allem in ihrer qualifika· 

tionsvermittelnden Wirkung nicht mit einer berufsbegleitenden 
Fortbildung gleichzusetzen. Es muß deshalb jedem Weiterbil­
dungswilligen freigestellt bleiben, ob er sich trotz aller zusätzli­
chen finanziellen Belastungen und Arbeitsplatzrisiken für eine 
intensive Vollzeitfortbildung entscheidet, oder ob er für seine 
beruflichen Ziele eine berufsbegleitende BiJdungsmaßnahril{l als 
sinnvoll ansieht. 

Es widerspricht dem präventiven Charakter des AFG, durch den 
Einbau förderungsrechtlicher Barrieren die Attraktivität von Wei­
terbildung gravierend zu verringern., 

In Kombination mit betrieblichen Freistellungsregelungen könn­
te eine verbesserte Förderung der Teilnahme an Vollzeitlehtgän­
gen dem allseits beklagten Mangel an qualifizierten Fachkräften 
entgegenwirken und den erheblichen Nachqual1fizierungsbedarf 
im Bereich der neuen Technologien decken. Ein weiteres Argu­
ment für eine Neuregelung besteht in den Entlastungswirkungen 
rur den Arbeitsmarkt, da ein Teil der Arbeitsplätze zuvor berufs­
tätiger Weiterbildungsteilnehmer - zumindest befristet - wieder­
besetzt wird. 

Zugleich würde eine Polarisierung des Weiterbildungssektors (An­
passungsfortbildung für Arbeitslose in Vollzeitform einerseits, 
berufsbegleitende Aufstiegsfortbildung für Berufstätige anderer­
seits) mit den damit verbundenen negativen Auswirkungen auf 
die Weiterbildungsmotivation entgegengewirkt. 

Ein weiterer sinnvollerSchritt in diese Richtung wäre die Öffnung 
der Aufstiegsfortbildung für arbeitslose Arbeitnehmer. die die 
fachlichen und formalen Zugangsvoraussetzungen zur Prüfung 
erfüllen. 

Weitere Forderungen der DAG richten sich auf: 

eine Verbesserung der steuerlichen Anreize. 

Um die Weiterbildungsbereitschaft der Beschäftigten mit un­
terem und mittlerem Einkommen zu erhöhen, sollten Fort­
bildungskosten von der Steuerschuld abgesetzt werden kön­
nen. Dle bisherige Regelung der Absetzbarkeit von zu ver­
steuerndem Einkommen privilegiert die Bezieher höherer 
Einkommen, deren Weiterbildungsmotivation ohnehin stär­
ker ausgeprägt ist. 

Verbesserte Informations- und Beratungsmäglichkeiten rut 
Interessenten durch den Ausbau der Beratungskapazitäten in 
den Arbeitsämtern und kommunalen Einrichtungen. 

Gegenwärtig stehen interessierte Arbeitnehmer häufig hilflos 
vor einem kaum durchschaubaren Angebot an beruflicher 
Weiterbildung. Auch besteht oft Unkenntnis hinsichtlich der 
individuellen Förderungsmäglichkeiten oder der Leistungs­
und Prüfungsanforderungen der jeweiligen Lehrgänge. Ange­
sichts dieser Problematik sind die bisherigen Informations· 
und Beratungskapazitäten völlig unzureichend. 

Eine klarere Struktur des Weiterbildungssektors und eine er· 
höhte Transparenz durch weitere bundeseinhaitlich geregelte 
Fortbi Id u ngsabschlüsse. 

Die Vielzahl einzelner Kammerregelungen für Weiterbildungs· 
abschlüsse erschwert gegenwärtig die Verwertbarkeit erwor· 
bener Qualifikationen, insbesondere bei Orts- und Arbeits­
platzwechsel. Ferner trägt diese ungeregelte Vielfalt zur wei­
teren Desorientierung von Weiterbildungsinteressenten bei. 
Bundesweit gültige Rechtsvorschriften sichern dagegen die 
Informations- und Entscheidungsgrundlagen für Teilnehmer 
und Arbeitgeber. 

Dieser Katalog von Vorschlägen will keinen Anspruch auf Voll­
ständigkeit erheben. Gerade aus gewerkschaftlicher Sicht gibt es 
weitergehende Vorstellungen zur Reform des beruflichen Bil­
dungssystems. In diesen Ausführungen sollten jedoch die Vor­
schläge skizziert werden, die nach Auffassung der DAG not­
wendig zu einer wirksamen und konsensfähigen Qualifizierungs­
offensive gehören und realisiert werden müssen. 
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Anmerkungen 

( 1  I So trlun 1986 insgesamt 530,000 Per�onen neu in Bildungsmaß­
nahmen ein, 120.700 oder 30 Pro�ent mehr al5 im Voriahr. 66 Pro· 
�ent der Teilnehmer warenaroeitslo5 (siehe dalU: Bundesanstalt fiir 
Arbeit (Hr"!!.]: Förderul"Ig der beruflichen Bildung; Er�bniSSll der 
Teilnehmerstatinik über berufliche Fonbildung, Umschulun\l und 
Einarbeitung im Jahre 1986, Nürnberg 1987). 

12] Im übrigen hindert niemand die Arbeitgeber, ihre Bl!$chäftillten 
rechtleitig auf neue Qualifikationsanforderungen vorzubereiten. 

131 Als "wzial-venräglich" werden' wiche Techniken verstanden, dil 
geeignet sind, den vorhandl!nen Stand gesellschaftlicher Bedürfnis· 
befriedigung zu steigern oder zumindf!st nicht zu verschlechtern, 
und die in diesem Sinne gesteuert werdln können. 

14] Siehe da2U im Wortlaut: Dienstblatt-Runderlaß, 137/86 der Bun­
desanstalt für Arbeit, Nürnberg 1986. 

(51 BMBW (Hr"!l.I: Thesen zur Weiterbildu .... , Bonn 1985, S, 6. 

Siegfried Bergner 

161 BARDE LEBEN, R. von; BOLL,G.; KÜHN, H.: Strukturen betrieb­
licher Weiterbildung - Ergebnisse einer empirischen Kostenunter· 
Iuchung. Bundssinstitut für Berufsbildung (Hrsg,l: Berlin 1986 
(Berichte 2Ur beruflichen Bildung, Heft 83), 

[71 Vgl.: a.a.D .. S. l l. 

181 Vgl.: a.a.D.,S. 1 0 ff. 

19J Daß diese Gefahr nicht unrealiltitch ist, belegt das "Handbuch für 
die Weiterbildung im Bltrieb;die finanziellen Hilfen der Arbeitsäm­
ter", Hrsg.: Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbän­
de, Köln 1986. 

110J Das Ziel der PraxilOriemierung kann nach UnSerer Auffaslung bes­
ilr durch handlungs- und problemorientierte Vermittlungsformen 
im Unterricht sowie durch planmäßige I ntegration betrieblicher 
Praktika in Llhrgänge - betreut durch den Bildunglträglr _ Ir· 
reicht werden. 

1 1 1 1  Siehe dazu: EHMANN, ehr., und SAUTER, E.: Sischäftigungswirk­
same Weiterbildung, Sonderver6ffentlichung des BISB, Berlin und 
Bonn 1986. 

Die Kosten der privaten Wirtschaft für Weiterbildung 

1 Zum empirischen Rahmen der (Weiter-)Bildungsfinanzierung 

I n  ihren theoretischen Analysen und Modellen hat sich die wis­
senschaftliche Forschung, insbesondere die Bildungsökonomie, 
bislang wenig darum gekümmert, wer die Kosten der Bildungs­
prozesse finanziert. Zwar wurde schon Anfang der sechziger Jah­
re übereinstimmend die Ansicht vertreten, daß neben den Inve· 
stitionen in Sachkapital auch Investitionen in Humankapital, al· 
so in die Qualifikation der Beschäftigten, positive Auswirkungen 
auf das Wachstum einer Volkswirtschaft haben werden. Vor die­

sem Hintergrund erörterte man, wem die Erträge aus einer ver­
mehrten Investition in B ildung zufließen werde und wie sich dies 
auf die Investitionsbereitschaft und -möglichkeit unterschiedli· 
cher Investoren auswirkt. Als Ergebnis dieser Überlegungen steil­
te zuerst der amerikanisehe Bildungsökonom Gary S. BECKER 
[ 1 ]  die Hypothese auf, daß eine Bildungsfinanzierung durch pri­
vate Beschäftiger wegen der Ungewißheit der Betriebe, sich auch 
die Erträge der Bi ldungsinvestitionen aneignen zu können, zu an· 

haltenden Unterinvestitionen führen werde. Andererseits schei­
tert eine Finanzierung der Bildung durch die Individuen, die als 
Hauptnutznießer verbesserter Qualifikation angesehen werden, 
auch nach Ansicht der Vertreter eines (reinen) Marktsystems an 
der mangelnden Finanzkraft der Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer, selbst wenn man eine hohe Rentabilität für Bildungsin­
vestitionen annimmt. Eine individuelle Finanzierung der B ildung 
würde daher ebenfalls zu ei ner unerwünschten Unterversorgung 
der Gesellschaft mit Bildungsgijtern führen. Aus dem Versagen 
des . Marktmechanismus im Bildungsbereich werden daher dem 
Staat generell Ei ngriffsrechte und Eingriffspflichten zugebilligt, 
unabhängig davon, wie sie im einzelnen ausgestaltet sind oder 
sein sollen. 

Empirisch wurden diese Hypothesen aber weder auf internatio· 
naler noch auf nationaler Ebene abgesichert, so daß z. B. die 
Auseinandersetzung um die Finanzierung der beruflichen (Aus)­
Bildung i n  der Bundesrepublik Deutschland in den sechziger und 
siebziger Jahren nicht auf der Grundlage von empirischen Daten 
geführt wurde, sondern auf der Basis unterschiedlicher theoreti· 

scher Grundüberzeugungen. 

Nun ist die Finanzierung der staatliChen Bildungsbereiche, insbe­
sondere die des Schul- und Hochschulwesens, über die öffentli­

chen Haushalte statistisch gut ertaßt. Ganz anders ist das im Be­
reich der Weiterbildung. Hier ist bis heute niCht einmal die unge­
fähre Größenordnung dessen bekannt, was jährlich für Weiterbil­
dung aufgewendet wird und von wem diese Aufwendungen ge­
tragen werden. 

Wichtigster Grund dafür ist, daß die Weiterbildung eine im Ver·' 
gleich zu den übr igen Teilen des Bi(dungswesens grundlegend 
andere Organisationsstruktur aufweist, die einem Marktsystem 
nahekommt. Das sehr viel komplexere Beziehungsgefüge von ein· 

. zeinen Leistungen und deren Finanzierung ist statistisch erheb­
lich schwieriger lU ertassen als die Zahlungsströme in den weni· 
gen staatlichen Haushalten. Zusätzliche Schwierigkeiten ergeben 
sich daraus, daß die Weiterbildung zu anderen Lebensbereichen 
wie der Erwerbsarbeit, der Jugendpflege, der Freizeitgestaltung, 
aber auch der Erstausbildung nur unscharf abgegrenzt ist. 

Recht gut dokumentiert sind in diesem facenenreichen System 
wiederum nur die in den öffentlichen HaUShalten dafür bereit­
gestellten Mittel, einschließlich jener, die die Bundesanstalt für 
Arbeit für die Förderung der beruflichen Fortbildung und Um· 
schulung aufwendet. [2} Hingegen ist die Datenlage über das, 
was die Teilnehmer aus eigener Tasche für die Weiterbildung 
bezah�n und über das, was die private Wirtschaft fürWeiterbil­
dung aufwendet, völlig unzureichend. 

Über die individuellen Leistungen der Teilnehmer gibt es außer 
wenigen Pilotstudien [3} bisher keine repräsentativen Untersu­
chungen. Doch lassen diese ersten Arbeiten vermuten, daß die 
Teilnehmer selbst einen erheblichen und in der politischen Dis· 
kussion bisher unterschätzten Anteil der Kosten selber tragen. 

Eine große politische Bedeutung haben hingegen Zahlen erlangt, 
die d ie Weiterbi Id u ngsaufwendungen der Wirtschaft verdeutl ichen 
sollen, da aus ihnen eine Kompetenz der Wirtschaft abgeleitet 
wird, die Inhalte und Ziele der beruflichen Weiterbildung zu be­
stimmen. [4J Die Begriindetheit dieses Anspruchs soll im folgen­
den näher untersucht werden. 

2 Empirische Untersuchungen zu den Weiterbildungskosten 
der privaten Wirtschaft 

Seit den 
'
sechziger Jahren wurden zwar einige Untersuchungen 

über Aufwendungen der privaten Wirt5chaft für Weiterbildung 
vorgelegt. Sie beSChränken sich jedoch überwiegend auf einzelne 
Branchen oder Regionen. Zudem konzentrieren sich diese Erhe­
bungen in der Regel nicht auf die Aufwendungen für Weiterbil­
dung allein, sondern umfassen die betriebliche Aus- und Weiter­
bildung. Einen synoptischen Überblick über wesentliche Arbei­
ten aus den siebziger Jahren gibt Rüdiger FALK. [5] Hinzu kom­
men Anfang der achtziger Jahre FALKS eigene Untersuchung für 
das I nstitut der deutschen Wirtschaft (lW) (6] und eine weitere 
des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) aus dem Jahre 
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1982/83. [7J Den Anspruch auf Repräsentatlvität, also darauf, 
Grundlage für eine Hochrechnung betrieblicher Bildungskosten 
für die Bundesrepublik Deutschland zu sein, erheben nur zwei 
Untersuchungen: die der • .5achverständigenkommission Kosten 
und Finanzierung der beruflichen Bildung" (8] und die des Insti­
tuts der deut5Chen Wirtschaft. 

2. 1 Die Untersuchung der Sachverstiindigenkommission 

Erstmalig erhob 1972 die ,,5achverständigenkommluion Kosten 
und Finanzierung der beruflichen Bildung" (nach ihrem Vorsit­
zenden Edding-Kommission genannt) die Kosten [9] der außer­
schulischen beruflichen Bildung (Aus- und Weiterbildung) für die 
Bundesrepublik Deutschland auf einer repräsentativen Basis. 

Dabei lag das SChwergewicht der empirischen Arbeit der Kom· 
mission auf den Kosten der beruflichen Ausbitdung im Zustän· 
digkeitsbereich der Industrie· und Handelskammern sowie der 
Handwerkskammern, die in drei Erhebungsbereiche untergli&dert 
wurden: 

I H K Betriebe mit 1 .000 und mehr Beschäftigten 

I HK Betriebe bis zu 1.000 Beschäftigten 

HWK - Betriebe [10] 

Auf der Grundlage eines Stichprobenplans wurden in der empiri· 
schen Erhebung die Kosten der beruflichen Bildung bei mehr als 
1.200 Betrieben in verschiedenen Beschäftigungsbereicheo (da­
von 926 im Bereich von IHK und HWK) direkt, also von den For­
schern vor Ort, ertaßt. ( 1 1 ]  

Bezogen auf die berufliche Weiterbildung hat die Kommission 
argumentiert, daß dort die Erträge - sowohl für den Betrieb als 
auch für den einzelnen T ei Inehmer - während der Weiterbi Idungs· 
teilnahme die Ausnahme sind. [12J Sie ging daher im Unterschied 
zur Berufsausbildung für die Weiterbitdung von einem (verein­
fachten) Kostenmodell aus, das keine Ertriige ausweist. Die 
Brunokosten wurden gleich den Nettoko5ten gesetzt. [13] 

Da die Betriebe die Bi ldungskosten 1. d. A. nicht genau ertaß· 
ten und unter gesonderten Kostenstellen auswiesen, mußten in 
die Erhebung Schätzungen eingehen, die mit wachsender Be­
triebsgröße und der damit verbundenen abnehmenden Über­
schaubarkeit des Bildungsgeschehens ungenauer und unvollstän­
diger wurden. Diese Ungenauigkeit wirkte sich insbesondere auf 
die Erhebung der Weiterbildungskosten aus, da in der Weiterbil­
dung für abgelaufene, also zuriickliegende Perioden die benötig­
ten Informationen wie Dauer der Veranstaltung, Zahl der Teil­
nehmer, Kursgebühren usw. erheblich schwieriger zu schätzen 
.sind als für die Berufsausbildung. Bei letzterer ist zumindest die 
Zahl der Auszubildenden bekannt, und die relevanten Kosten­
größen lassen sich auch ohne Kostenrechnung nachträglich re­
konstruieren. (14J 

Neben der Erfassung der in den Betrieben entstandenen Kosten 
bemühte sich die Kommission durch Zusatzerhebungen auch dar­
um, die Kosten auf überbetrieblicher Ebene zu ermitteln. Jedoch 
konnten hier nicht alle Kosten vollständig ertaßt werden, so daß 
Hochrechnungen nicht rur alle Ebenen möglich waren. Darüber 
hinaus konnten die Kosten der betrieblichen Weiterbildung nicht 
für die Bereiche der beratenden Berufe, des Gesundheitswesens, 
der Landwirtschaft uncl des öffentlichen Dienstes berechnet wer· 
den, da die Zusammensetzung der Stichprobe dieses aus metho­
dischen Gründen nicht zuließ. [15] 

"Mit dem ausdrücklichen Hinweis darauf, daß die Gesamtkosten 
In den einzelnen Bereichen nur bedingt vergleichbar und damit 
nur bedingt addierbar sind" [16], hat die Kommission die Ergeb­
nisse ihrer Erhebung zusammengestellt. Danach belief sich der 
Gesamtaufwand der Betriebe für die Weiterbildung ihrer Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter im Jahr 1971 auf 2,14 Mrd. DM. 
Bezogen auf die einzelnen Erhebungsbereiche wurden pro Be· 
schäftigten und Jahr zwischen 36,- DM (Handwerk) und 198,­
DM (IH K-Betriebe mit mehr als 1.000 Beschäftigten) aufgewen­
det. 

Sausen hat das Grundmaterial der Kommission hinsichtlich der 
Weiterbi Idungsaufwendungen ei ner weiteren Analyse unterzogen, 
falsche Angaben eliminiert und die Ergebnisse der Kommission 
korrigiert. Er kommt dabei zu Gesamtkosten von 1,95 Mrd. DM 
und Kosten je Beschäftigten und Jahr zwischen 36,- DM und 
167,- DM. (17) 

22 Die UnrerfiUchung des Instituts der deutschen Wirtschaft 

Acht Jahre nach der Erhebung der Edeling·Kommission führte 
Aüdiger Falk 1980 für das IW wiederum eine Untersuchung über 
die Aufwendungen der privaten Wirtschaft für die betriebliche 
Aus· und Weiterbi ldung durch. Dabei erhob er nicht nur die Ko­
sten der beruflichen Weiterbildung (im engeren Sinn) wie die 
Edding-Kommission, sondern auch die �on den Betrieben getra­
genen Aufwendungen für die nicht·berufliche Weiterbildung. Die 
Untersuchung ist in der Reihe "Berichte zur Bildungspolitik des 
Instituts der deutschen Wirtschaft" veröffentlicht. (18) Die Un­
tersuchung des IW will ebenfalls eine repräsentative Erhebung 
sein, in der die Zahlen der Sachverständigenkommission aktuali­
siert werden sollten, "um in den zu erwartenden Auseil\lnder­
setzungen (um eine Ausbildungsplatzabgabe der Betriebe, d. V.J 
auf der Grundlage empirisch gesicherter Daten argumentieren zu 
können". (19) 

Falk berechnet in seiner Untersuchung für 1980 Aufwendungen 
der privaten Wirtschaft für die Weiterbildung ihrer Arbeitnehmer 
in Höhe von 8,002 Mrd. DM. Diese Zahl ist auch von anderen 
Einrichtungen der Wirtschaft 120] und seit 1983 ebenfallS vom 
Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft [21] übernom­
men worden. Sie wird ohne einen Bezug zu weiteren Erhebun· 
gen jährlich mit einem nahezu gleichmäßigen Wachstum von 400 
Mio. DM fortgeschrieben, so daß für 1985 von Aufwendungen 
der privaten Wirtschaft für Weiterbildung von 9,6 Mrd. DM aus· 
gegangen wird. (22J 

Im folgenden wird lediglich auf die Ergebnisse der IW..lJnterSIJ­
chung hinsichtlich der Weiterbildungsaufwendungen eingegan­
gen. Soweit sich die Untersuchung mit den Kosten der betriebli­
chen Ausbildung befaßt, ist sie an anderer Stelle bereits kritisch 
gewürdigt worden. 123] Auf eine weitere Auseinandersetzung mit 
diesem Teil der Untersuchung kann daher verzichtet werden. 

2.2. 1 Zur Rep/'ä$entativität der IW-Untmuchung [24] 

In der Veröffentlichung des IW gibt es insgesamt nur wenige Hin­
weise über das methodische Konzept und die konkrete Vorge­
hensweise der Untersuchu ng. Ein Material- und/oder Methoden­
band existiert nicht. Auch konnten auf Nachfrage vom IW kei· 
ne zusätzlichen Angaben (mehr) über Anlage und Ablauf der Er­
hebung gemacht werden. Für die Analyse ist man daher auf die 
bruchstückhaften I nformationen des Berichts angewiesen. 

In die Untersuchung wurden 302 Betriebe einbezogen, von deo 
nen 195 aus- und/oder weiterbilden. Eine geringe Zahl - die 
Edding-Kommission befragte immerhin 1.200 Betriebe - spricht 
zwar nicht notwendig gegen deren Aepräsentativität. Reprisen­
tativität muß jedoch angezweifelt werden, wenn keine Angaben 
dazu gemacht werden, 

1. wie sich diese Betriebe auf die Zuständigkeitsbereiche der I H K 
und HWK verteilen, 

2. wie die regionale Verteilung war und 

3. wie die Stichprobe überhaupt zustande kam. 

Die Betriebe zählten zwischen 2 und 196.000 Beschäftigten, pei 
einer Beschäftigtenzahl von 892,605 in der gesamten Stichprobe. 
Auch wenn Falk großen Wert auf die Feststellung legt, daß nicht 
nur Großbetriebe befragt wurden (5. 74), sind diese mit durch­
schnittlich 2.956 Beschäftigten noch deutlich überrepräsentiert. 
Zieht man den "Ausreißer" mit 196.000 Beschäftigten ab, so be­
trägt die durchschnittliche Betriebsgröße immer noch 2.312 Be­
schäftigte. Ein weiteres Indiz dafür, daß vor allem Großbetriebe 
erreicht wurden, ist die - für Großbetriebe charakteristische -
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niedrige Ausbildungsquote, also die Anzahl der Beschäftigten 
pro Auszubildenden. 

Das erheblich"e Übergewicht der Großbetriebe belegen Falks ei­
gene Zahlen. Für den IHK"Bereich nennt er in Tabelle 23 
(S. 153) Weiterbi Idungsgesamtkosten für die I H K-Großbetriebe 
von 528,- DM und für die Klein· und Mittelbetriebe von 96,­
DM pro Beschäftigten. Als Durchschnittsbetrag gibt er einen 
Wert von 518,62 DM an. Dieser Wert wird erreicht, indem die 
in der Stichprobe enthaltenen Arbeitnehmer in Großbetrieben 
mit Kosten von 528,- DM und die in Klein· und Mittelbetrie­
ben mit 96,- DM multipli,dert, beide Produkte addiert und die 
Summe durch die Gesamtzahl der in dem Sampie genannten Be· 
schäftigtenzahl im IHK·Bereich dividiert wird. Wird von den 
518,62 DM und von der für den gesamten IHK·Bereich genann· 
ten Beschäftigtenzahl von 814.771 entsprechend rückgerechnet 
und auf die Beschäftigten in den Teilbereichen geschlossen, so 
zeigt sich, daß dieser "Mittelwert" nur zustande kommen kann, 
wenn ca. 796.000 oder 97,7 Prozent der Beschäftigten in der 
Stichprobe in IHK-Großbetrieben und nur ca. 18.500 oder 2,3 
Prozent in IHK·Klein· und Mittelbetrieben beschäftigt waren. " 
Das entspricht aber ganz und gar nicht der Realität bundesdeut· 
scher Betriebsgrößenstruktur, worauf später noch einzugehen ist. 

In Falks Untersuchung sind nicht nur Großbetriebe allgemein 
überrepräsentiert, er hat darüber hinaus vor allem weiterbildungs­
aktive Großbetriebe erlaßt. So nennt er eine Weiterbildungsquo· 
te (Weiterbildungsteilnehmer an der Gesamtzahl der Beschäftig· 
ten in allen untersuchten Betrieben) in seiner Stichprobe von 
31,1 Prozent (5.161). Diese Quote liegt im Vergleich mit der 
Erhebung des Berichtssystems Weiterbildungsverhalten 1979 um 
19,1 Punkte höher und damit mehr als zweieinhalb mal so hoch 

-wie dort die Teilnahmequote der Berufstätigen an beruflicher 
Weiterbildung, unabhängig vom durchführenden Blidungsträger. 
(25J 

2.2.2 Zur Kostenermittfung der IW·Untersuchung 

Mit dem Argument, daß so "genauere Daten zu erreichen waren" 
(5. 70), entschied sich das IW (im Unterschied zur Edding·Kom­
mission) für ein indirektes Verfahren zur Erfassung der Kosten. 
Dabei füllen die Betriebe entsprechend den Unterlagen ihrer ei­
genen Kostenrechnung einen ihnen zugestellten Fragebogen aus. 
Mittels eines solchen Verfahrens können jedoch nur solche Be· 
triebe exakt antworten, die selber die Bildungskosten erlassen. 
Das kann zu einer systematischen Verzerrung der Erhebung füh· 
ren, wenn nur besonders bildungsengagierte Betriebe antworten, 
die auch eine eigene Bildungskostenerlassung haben. Dies war, 
wie oben erwähnt, bei der IW·Untersuchung offensichtlich der 
Fall. 

Diese Gefahr, die in der Methode der indirekten Kostenerhebung 
liegt, wurde auch von Falk gesehen. Doch ging er davon aus, 
"daß durch das gestiegene allgemeine Kostenbewußtsein im BiI· 
dUTIQsbereich in den Betrieben die systematische Bildungskosten· 
erfassung verbessert worden ist" (S. 70). Auch die Mitglieder der 
Edding-Kommission, die Anfang der 7Der Jahre das mangelnde 
Kostenbewußtsein der deutschen Unternehmer aller G rößenklas· 
sen im Hinblick auf die Bildungskosten kritisierten [26], hegten 
die, Hoffnung, daß sich dieses, nicht zuletzt durch die Arbeit der 
Kommission, schärfen würde. [27J Wie weit sich diese Hoffnung 
realisierte, ist nicht exakt festzustellen. Möglicherweise mägen 
sich für die betriebliche Erstausbildung ein größeres Kostenbe· 
wußtsein durchgesetzt haben und exaktere Kostenermittlungen 
durchgeführt werden. Die empirischen Untersuchungen im Wei· 
terbildungsbereich, die im Anschluß an die Erhebung der Sech· 
verständigenkommission durchgeführt wurden, stimmen jedoch 
eher skeptisch. 

WinterlTholen vom IW stellten in ihrer Untersuchung über die 
Weiterbildung in 93 weiterbildungsaktiven Unternehmen ( 1977 
bis 1979) fest, daß 

53 Prozent nur die (direkten) Kosten der Weiterbildungsmaß· 
nahmen berechnen (also Honorare für Dozenten, Reisekosten, 
Raummieten, Tei lnehmergebühren), 

20 Prozent keine Kostenberechnung vornehmen, 

15 Prozent die Gesamtkosten einschließlich des Arbeitszeit· 
ausfalls und der Kosten der Weiterbildungsorganisation be· 
rechnen, 

9 Prozent die Gesamtkosten einschließlich des Arbeitszeitaus· 
falls berechnen. [28] 

Nach diesen Zahlen ist davon auszugehen, daß nur etwa ein Vier· 
tel der untersuchten Betriebe eine gesonderte Kostenberechnung 
für die Weiterbildung durchführte. Zu ähnlichen Ergebnissen ge· 
langte auch die Untersuchung des BI BB aus dem Jahre 1982/83, 
die 119 weiterbildungsaktive Betriebe erlaßt; "Mehr als zwei 
Drittel der befragten Weiterbildung betreibenden Betriebe (hat­
ten) keinerlei Kostenrechnung für die Weiterbildung". [29] Es ist 
von daher auch nicht verwunderlich, daß in der Falk-lJntersu­
chung die weiterbildungsaktiven Großbetriebe überrepräsentiert 
sind. 

Sausen weist darauf hin, daß mit einem hinreichend differenzier· 
ten Fragebogen die Gefahr, daß nur bildungsengagierte Betriebe 
antworten, hätte verringert werden können. Er kritisiert zugleich 
den dünnen, wenig detaillierten Fragebogen des IW, bei dem An· 
leitungen und Vorgaben zur Berechnung der Bildungskosten fehl· 
ten. [30] Dieses Vorgehen birgt gegenüber der direkten Erhebung 
die zusätzliche Gefahr in sich, daß "Äpfel und Birnen" addiert 
werden. "denn die Daten der Betriebe werden nach unterschied· 
lichen Konzepten erhoben, und die Kosten der beruflichen BiI· 
dung werden nach unterschiedlichem Ausmaß erfaßt" . [31] 

Diese Gefahr ist für die betriebliche Weiterbildung besonders 
groß, da ein großer, wenn nicht gar der überwiegende Teil aus 
sogenannten indirekten Kosten (Kosten des Produktionsausfalls 
während der Bildungsteilnahme) besteht, die zumeist nicht in 
der Kostenrechnung der Betriebe gesondert erfaßt sind, sondern 
als Personalkosten im Rahmen des allgemeinen Betriebsablaufs 
bei den entsprechenden KostensteIlen verbucht werden. 

Für die indirekten Kosten !>teilt sich im Unterschied zu den aus­
gabegleichen Kosten zusätzlich das Problem ihrer Bewertung. Es 
ist zu prüfen, ob es sich bei ihnen um tatsächliche Aufwendun· 
gen handelt. Das ist der Fall, wenn der Betrieb Ersatzpersonen 
beschäftigen oder überstunden bezahlen muß. Oder ob die indio 
rekten Kosten nur fiktive Kosten sind. Das ist der Fall, wenn die· 
se Personalkosten dem Betrieb unabhängig von der Bildungsteil· 
nahme ohnehin entstehen, z. B. wenn die Weiterbildung in Leer· 
laufzeiten fällt oder die Mitarbeiter ohne gesonderte Vergütung 
vorarbeiten oder Liegengebliebenes nacharbeiten müssen. Ange· 
sichts der Teilnehmerstruktur bei betrieblich veranlaßter Weiter· 
bildung ist die zweite Variante die wahrscheinlichere. [321 

22.3 Zur Hochrechnung der IW·Untersuchung 

Aus dem bisher Dargelegten wird deutlich, daß die Falk·Unter· 
suchung kaum dazu geeignet ist, ihre Ergebnisse für die Bundes· 
republik Deutschland hochzurechnen. Die von Falk dennoch vor· 
genommene Hochrechnung wird darüber hinaus in einer metho· 
disch unzulässigen Weise durchgeführt. Für den IH K·Bereich 
gibt er Weiterbildungskosten pro Jahr und Beschäftigten von 
96,- DM für Klein· und Mittelbetriebe und 528,- DM für Groß· 
betriebe an. Daraus errechnet er für sein Sampie einen (unge· 
wichteten) Durchschnittswert von 518,62 (Tabelle 23, S. 152; 
s. o. Punkt 2.2.1). Diesen Wert multipliziert Falk nun einfach 
mit der Anzahl aller im IH K·Bereich beschäftigten 12,9 Mio. Er· 
werbstätigen, ohne darauf Rücksichtzu nehmen, daß die tatsäch­
liche Beschäftigtenstruktur in der Bundesrepublik sich gänzlich 
anders zusammensetzt als in seiner Stichprobe. Denn von den 
knapp 13 Mio. Beschäftigten im IH K·Bereich waren nicht 97,7 
Prozent in Großbetrieben tätig, sondern mit ca. 4 Mio. nur knapp 
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ein Drittel, dagegen aber ca. 8,9 Mio. in Klein- und Mittelbetrie­
ben. [33] Korrekt hätte Falk die Weiterbildungskosten nach den 
einzelnen Teilbereichen hochrechnen miissen, was zu einer ganz 
anderen Zahl als den von ihm genannten 8 Mrd. DM führt: Die 
Multiplikation der Weiterbildungskosten pro Beschäftigten in 
IH K-Großbetrieben (528,- DM) mit den 4 Millionen in diesem 
Bereich Beschäftigten, addiert mit dem Ergebnis der Multiplika­
tion der Weiterbildungskosten pro Beschäftigten in Klein- und 
Mittelbetrieben (96,- DM) mit den ca. 9 Millionen Beschäftig­
ten in diesem Teilbereich, ergibt eine Gesamtsumme von knapp 
3 Mrd. DM an betrieblichen Weiterbildungskosten für den gesam­
ten I H K-Bereich. Diese Zahl liegt um etwa 4 Mrd. DM unter der 
von Falk für den I H K-Bereich angegebenen. 

Weshalb Falk die Weiterblldungskosten der privaten Wirtschaft 
in der oben geschilderten Art hochrechnet und nicht mit ge­
wichteten Durchschnittswerten arbeitet, bleibt rätselhaft. Die 
weitere Lektüre des Berichts zeigt nämlich, daß er auch die nach 
der Beschäftigtenstruktur der Bundesrepublik Deutschland ge· 
wichteten Durchschnittswerte der Weiterbildungskosten ermit· 
telt. Er schreibt: "Die Gesamtkosten für die direkten Weiter bi I· 
dungsaufwendungen belaufen sich im Durchschnitt - unter Zu· 
grundelegung der Beschäftigtenstruktur in der Bundesrepublik 
Deutschland - auf 136,B3 DM je Beschäftigten" (So 144). Und 
weiter: "Berechnet man ausdiesen Angaben einen Durchschnitts· 
betrag für die Bundesrepublik Deutschland unter Zugrundeie· 
gung der Beschäftigungsstruktur, so beträgt die indirekte Kosten· 
belastung für die betriebliche Weiterbildung je Beschäftigten 
1 1 9,- DM" (So 1 5 1 ) .  

Addiert man diese beiden Werte z u  den Weiterbildungsgesamt· 
kosten je Beschäftigten (255,83 DM) und multipliziert sie mit 
der von Falk genannten Zahl der Beschäftigten, so ergibt das ei· 
nen Betrag von ca. 4,3 Mrd. DM Gesamtaufwendungen der Wirt­
schaft für Weiterbildung. Dieser Betrag, der auch die Kosten des 
HWK·Bereichs enthält, entspricht den bereits genannten Kosten 
von ca. 3 Mrd. DM für den IH K-Bereich. 

Nahezu exakt die gleiche Summe erhält man allerdings auch, 
wenn man die Erhebung der Edding-Kommission für 1980 fort· 
schreibt. Hauptbestandteil betrieblicher Weiterbildungsaufwen· 
dungen sind die Personalkosten. Wird ihre Entwicklung als Indi· 
kator für die Entwicklung der Weiterbildungskosten herangezo· 
gen (I ndex 1971: 5 1 ,7; 1980: 100) [34], errechnet sich eine 
Summe von 4,2 bis4,4Mrd. DM anWeiterbildung�ufwendungen 
der privaten Wirtschaft für 1980. Sie liegen damit in etwa dop· 
pelt so hoch wie im Erhebungsjahr der Edding·Kommission. 

Wenn also aufgrund der Falk·Untersuchung überhaupt Zahlen 
genannt werden können, die die Aufwendungen der privaten 
Wirtschaft für Weiterbildung in etwa quantifizieren, so wird die· 
se Zahl realistischerweise für 1980 bei ca. 4 Mrd. DM anzusetzen 
sein und heute bei etwa 5 Mrd. DM liegen. Es ist jedoch festzu· 
halten, daß die vorliegende Untersuchung bestenfalls eine grobe 
Schätzung ist. 

Fehlerhafte Berechnungen können in wissenschaftlichen Unter· 
suchungen vorkommen, sie sind korrigierbar und den Autoren, 
in diesem Fall R. Falk,nichtalsU nredlichkeit vorzuwerfen,wenn 
nicht absichtlich falsch hochgerechnet wurde. 

Unverständlich ist aber, daß nach der Kritik, die schon früher an 
den Unzulänglichkeiten der lW-Studie angebracht wurde (vgl.: 
Sausen, H.: Anmerkung [23]), diese Fehler vorher niemandem 
aufgefallen sind, obwohl doch Zweifel an der Richtigkeit der 
Zahlen hätte auftreten müssen. Während die Ergebnisse der IW· 
Untersuchung in bezug auf die berufliche Ausbildung keine grö­
ßere Bedeutung und öffentliche Aufmerksamkeiterlangten, wur· 
den die falschen Zahlen über die privaten Aufwendungen der 
Wirtschaft für die Weiterbildung jahrelang in der Öffentlichkeit 
propagiert und mit ihnen Politik gemacht. Hier drängt sich der 
Verdacht auf, daß von interessierter Seite bewußt an diesen Zah· 
len festgehalten wurde und Falks Fehler dazu genutzt wurde, 
(bildungs·)politisches Kapital daraus zu schlagen. 

Wie hoch die Aufwendungen der privaten Wirtschaft für Weiter· 
bildung heute tatsächlich sind, ist unbekannt. Sie dürften wegen 
der Ausweitung der betrieblichen Weiterbildungsaktivitäten An­
fang und Mitte der 70er Jahre zunächst überproportional ange· 
stiegen sein und damit zeitweise über den fortgeschriebenen Wer· 
ten der Edding-Kommission gelegen haben. Angesichts der wirt· 
schaftlichen Rahmendaten Ende der 70er und Anfang der 80er 
Jahre, "als verursacht durch die rückläufige wirtschaftliche Ent· 
wicklung, . . .  die Unternehmens·Etats für Weiterbildung häufig 
festgeschrieben oder teilweise reduziert wurden" [35 J und gleich­
zeitig die Anstrengungen im Bereich der beruflichen Erstausbil· 
dung erhÖht werden mußten, erscheint eine antizyklische Wei· 
terbildungspolitik der Unternehmen, wie die Zahlen von Falk 
glauben machen wollen und wie sie mittlerweile von anderen 
Organen der Wirtschaft und dem BMBW publiziert werden, eher 
unwahrscheinlich. 

Um hier Klarheit zu bekommen und nicht falsche Zahlen weiter 
fortschreiben zu müssen, wäre eine repräsentative Kostenerhe· 
bung im Weiterbildull9sbereich durch oder zumindest unter Be· 
teiligung weniger, interessengebundenet Forschungseinrichtun­
gen dringend notwendig. 
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Verlauf von Bildungsmaßnahmen der Arbeitsämter 
Der Erfahrungsbogen für TeilnehmerlTeilnehmerinnen 

Zu den Aufgaben der Arbeitsämter gehört es, die Qualität von 
AuftrClgsmaßnahmen dauerhaft zu sichern. DCls umfaßt während 
der Durchführung der Maßnahmen im einzelnen die Überwa­
chung der Bildungsträger und die Betreuung der Teilnehmer -
zwei von den Mitarbeitern der Arbeitsämter unter den derzei­
tigen Bedingungen nur schwer zu bewältigende Aufgaben. Als 
Arbeitshilfe für Mitarbeiter der ArbeiUämter wurde deshalb ein 
Erfahrungsbogen für Tei]nehmer entwickelt. Dies erfolgte im 
Rahmen des Projektes "QuCl[ität und Wirtschaftlichkeit berufli· 
eher Weiterbildung" durch das Bunde$in�itut für Berufsbildung 
in Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit. Im vorlie­
ganden Beitrag wird der Erfahrungsbogen mit seinen Zielsetzun­
!Jln und Anwendungsmöglichkeiten vorge�ellt und auf bisherige 
Erfahrungen und künftige Perspektiven eingegangen. Er ist ein 
Teil des vom Projekt entwickelten Qualitätskonzepts für Auf­
tragsmaßnahmen. [1] 

Der Erfahrungsbogen für Teilnehmer als Teil eines 
Qualitätskonzepts für Auftragsmaßnahmen 

Oua[itätssicherung von beruflichen Bildungsmaßnahmen hat für 
die Bundesanstalt für Arbeit in der derzeitigen Situation beson· 
dere Bedeutung gewonnen, weil im Rahmen der seit 1985 [aufen­
den "Qualifi,derungsoffensive" die Am:alll der Weiterbildungs­
maßnahmen stark zugenommen hat. Es ist nicllt zu übersellen, 
daß ein solch sprunghafter Anstieg vielfältige Gelegenheiten bie· 

tet, qualitative Gesichtspunkte zUgunsten der angestrebten quan· 
titativen Ausweitung in den Hintergrund zu stellen. 

Die Bundesanstalt hat in einem aktuellen Runderlaß {2] die Qua­
lität und Vergabe von Auftragsmaßnahmen behandelt und da­
bei auf die Zusammenarbeit zwischen Bundesinstitut und der 
Bundesanstalt verwiesen. Das in diesem Rahmen entwickelte 
Oualitätskonzept für Auftragsmaßnahmen wurde in Heft 3/4 der 
BWP unter dem Titel "Anforderungen an die Qualität beruflicher 
Weiterbildung" dargestellt. [ 1 ]  Ein Merkmal dieses Qua[itätskon­
zepts ist eine a[s Prozeß zu verstehende Qualitätssicherung von 
Bildungsmaßnahmen während ihrer Durchführung und nach ih­
rem Abschluß. Der in diesem Beitrag vorgestellte Erfahrungsbo­
gen für Teilnehmer [3J ist ein Tei[ des Qualitätskonzepts: Er 
dient als Arbeitshilfe für die Mitarbeiter der Arbeitsämter bei 
der begleitenden Qualitätsuntersuchung und -sicherung, 

QuaHtätssichernde Entscheidungen und Aktivitäten erfolgen in 
unterschiedlichen Phasen einer Bildungsmaßnahme: 

• Die Darstellung des Qualitätskonzepts [1]  konzentrierte sicll 
auf die Festlegung der Qualität von Auftragsmaßnahmen vor 
Beginn bzw. vor Vergabe an einen Bi ldungsträger. Ausgangs­
punkt ist die besondere Verantwortung der Bundesanstalt für 
die Qualität der in ihrem Auftrag durchgeführten Bildungs­
rnaßnahmen, denn sie selbst bestimmt die Qualität entschei­
dend, z. B. durch die Vorgaben für Lehrgänge, dureIl die Ent­
scheidung für einen bestimmten Träger und durch die Aus-
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wahl der Teilnehmer. In  dem QuaJität5konzept werden als 
Entscheid ungsgrund lage "maßnah mebezogene Qual itätskri­
terien" und "träger- bzw. einrichtungsbezogene Oualitätskri· 
terien" vorgeschlagen. Damit soll eine Mindestqualität festge­
letjt werden, bevor bei der Vergabe Preisgesichtspunkte und 
"Erfolgskriterien

" 
der bisherigen Bildungsarbeit eines Trägers 

wirksam werden. Gesichert werden kann dadurch allerdings 
nur die Input-Qualität. 

• Zu einer umfassenden Gualitätssicherung gehört auch eine 
Überprüfung der Output-Qualität, des Ergebnisses einer Bil­
dungsmaßnahme nach ihrem Abschluß. Sie kann sich auf den 
reinen Lern- bzw. Prüfungserfolg beschränken oder auch den 
Arbeitsmarkterfolg einer Bildungsveranstaltung einbeziehen. 
Zielsetzung ist vor allem die Qualitätssicherung im Hinblick 
auf Folgernaßnahmen, für deren Planung und Durchführung 
die Ergebnisse zu nutzen wären. Auf die Notwendigkeit einer 
abschließenden Qualitätskontrolle wurde auch bei der Dar­
stellung des Qualitätskonzepts verwiesen. 

• Gegenstand dieses Beitrages ist die Qualitätssicherung in der 
Zwischenzeit, während der Durchführung einer Auftragsmaß­
nahme. Dieses Vorgehen ist vorwiegend prozeßorientiert, denn 
es richtet sich auf die Qualität von lehr·lern-Prozessen und 
darauf, wie förderlich oder hinderlich die Rahmenbedingun­
gen der Weiterbildungssituation dafür sind. 

Mit dem Erfahrungsbogen für Teilnehmer steht den Arbeits­
beratern ein Instrument zur VerfÜgung, um ihre Aktivitäten 
zur Kontrolle und Betreuung bei Bedarf durch systematisch 
gewonnene Informationen aus einer Teilnehmerbefragung zu 
ergänzen. Dieses Vorgehen dient zur Wahrnehmung der um­
fassenden Verantwortung des Arbeitsamtes für Auftragsmaß­
nahmen und bildet im Rahmen des Qual itätskonzepts die not­
wendige Ergänzung der qualitätssichernden Aktivitäten des 
Arbeitsamtes vor Beginn und nach Abschluß der Bildungsver· 
anstaltungen. 

Aufgaben und Probleme in der Durchführungsphase 
von Auftragsmaßnahmen 

Nach der Vergabe einer Auftragsmaßnahme hat das Arbeitsamt 
die Aufgabe, deren Durchführung so zu überwachen und zu un­
terstützen, daß ein erfolgreicher Verlauf und Abschluß gewähr­
leistet ist. Zentrale Aufgaben sind dabei die fachliche Kontrolle 
des Bildungsträgers und die Beobachtung und Betreuung der 
Teilnehmer bei auftretenden Problemen. Das Ausmaß und die 
Sorgfalt, mit der diese Aufgaben wahrgenommen werden, beein­
flussen die Qualität einer Maßnahme erheblich. Worauf es dabei 
besonders ankommt und wie das Vorgehen in der Praxis von 
Fortbildung und Umschulung (FuUI oft aussieht, kann anhand 
einiger Ergebnisse aus der empirischen Untersuchung des Projek· 
tes verdeutlicht werden. [4) 

Mit der Kontrolle des Bildungsträgers soll die Einhaltung der ver­
traglich vereinbarten leistungen durch das Arbeitsamt überwacht 
werden. Sie sollte die gesamte Bildungsmaßnahme mit ihren 
Kernbereichen lehrplan, lehrkräfte, Organisation und Ausstat­
tung umfassen. 

In den untersuchten Auftragsmaßnahmen wurde diese Kontrolle 
nur sehr sporadisch und eingeschränkt wahrgenommen. Das zeig­
te sich an folgenden Punkten: 

• Besuche der zuständigen Arbeitsberater beim Bildungsträger 
erfolgten zum Teil recht selten: In etwa der Hälfte der unter­
suchten Auftragsmaßnahmen gab es Besuche nur alle drei 
Monate oder seltener, zum Teil nur zu Beginn oder am Ende 
eines Lehrgangs oder bei aktuellen Problemen. Häufige tele· 
fonische Kontakte ergänzten zwar die Zusammenarbeit, bo· 
ten den Arbeitsberatern aber wesentlich weniger Möglichkei­
ten zur Überwachung des Trägers. Fast die Hälfte der befrag­
ten Einrichtungsleiter äußerte den Wunsch nach intensiveren 
Kontakten bzw. einer stärkeren Betreuung durch die Mitarbei­
ter der Arbeitsämter. 

• Besuche und Kontakte der Arbeitsber�ter bei den Bildungs­
trägern bzw. in den lehrgängen dienten kaum dazu, die curri­
culare oder organisatorische Abwicklung der Lehrgänge zu 
beurteilen oder zu überwachen, sondern eher dazu; Klagen 
der Bildungstriiger über Problemfälle oder Anliegen einzelner 
Teilnehmer zu besprechen. Insbesondere Fehlzeiten, mögli­
che Konsequenzen und auch drohende lehrgangsabbrüche 
sind wichtige Gesprächsgegenstände. Es gab nur wenig Hin­
weise darauf, daß sich Arbeitsberater nach dem jeweiligen in­
haltlichen Stand der Bildungsmaßnahme erkundigten oder sich 
einmal in den Unterricht begaben. Bei der zur QuaJitiitssiche· 
rung wichtigen Aufgabe "Kontrolle des Bildungsträgers" wur­
de wohl tendenziell die Maxime verfolgt: "Solange keine mas­
siven Klagen der Teilnehmer kommen, wird davon ausgegan­
gen, daß die Maßnahme vertragsgemäß läuft." 

Auch die zweite Aufgabe desArbeitsamtes während der laufzeit 
einer Auftragsmaßnahme ist für die Qualitätssicherung bedeut­
sam: Die Art der Betreuung der lehrgangsteilnehmer durch das 
Arbeitsamt hat insofern einen engen Zusammenhang mit der 
Maßnahmequalität, als auch eine von ihren curricularen Merkma­
len als qualitativ hochwertig einzustufende Bildungsmaßnahme 
insgesamt nur dann erfolgreich sein wird, wenn die elementaren 
Rahmenbedingungen der Maßnahme für die Teilnehmer "stim­
men" und Hilfe bei auftretenden Problemen zur Verfugung steht. 

Die beratende bzw. betreuende SteUe dafür ist in erster Linie das 
Arbeitsamt - und zwar schon vor Beginn des lehrgangs. Bereits 
bei der vorausgegangenen FuU-Beratung der Arbeitsämter fuhl­
ten sich fast 40 Prozent der in der Projektuntersuchung befrag· 
ten Teilnehmer mangelhaft oder ungenügend beraten: Das betraf 
sowohl allgemeine Weiterbi Idungsmäglichkeiten als auch die kon· 
krete Maßnahme. Mit der Betreuung durch das Arbeitsamt wäh· 
rend der Maßnahme waren die Teilnehmer noch weniger zufrie­
den: Etwa zwei Drittel waren der Meinung, das Arbeitsamt kümo 
mere sich zu wenig um die Probleme der Teilnehmer während 
der Maßnahme. Diese Kritik trifft zwar zuniichst den für den 
Lehrgang zuständigen Arbeitsberater, richtet sich aber vor al­
lem gegen die schleppende verwaltungsmäßige Abwicklung der 
Förderleistungen und gegen die als zu gering oder ungerecht er­
achteten Förderungssätze. Durch die Einrichtung spezieller "so­
zialpädagogischer Beti-euungen" für problematische Lehrgänge 
wird zwar versucht, ein Mindestmaß an Teilnehmerbetreuung 
sicherzustellen - dennoch bleibt das Arbeitsamt für wichtige 
Punkte, wie Arbeitsmarktaussichten, Vermittlungsbemühungen 
oder Handhabung der Förderungsregelung, in der Verantwor· 
tung. Auch in Kenntnis der zeitlichen Belastungen der Arbeits­
berater ist die festgestellte geringe Betreuung von FuU·Teilneh· 
mern als ein kritischer Punkt anzusehen, der sich häufig negativ 
auf die Maßnahmequalität auswirken dürfte. 

Als Probleme in der Durchführungsphase von Auftragsmaßnah­
men sind vor allem die Schwierigkeiten der Teilnehmer mit den 
Rahmenbedingungen der WeiterbilduflQssituation zu nennen. 
Mit diesen muß sich häufig auch der Weiterbildungsträger und 
das Arbeitsamt befassen, um den Teilnehmern die Chance eines 
erfolgreichen lehrgangsbesuchs zu sichern. 

Die Ursachen oder die Verantwortung für die Probleme können 
nicht einseitig den Teilnehmern angelastet werden - �uch wenn 
die Probleme zunächst bei ihnen in Erscheinung treten. Oft han­
delt es sich um eine mangelhafte Ausrichtung der Rahmenbe­
dingungen und des Konzeptes einer Weiterbildungsmaßnahme 
auf die Situation, die Voraussetzungen, die Möglichkeiten und 
die Bedürfnisse eitler Zielgruppe. So sind z. B. finanzielle Schwie­
rigkeiten häufig kein individuelles Problem, sondern die Folge 
geringer FÖI"derungssätze oder der verwaltungsmäßigen Engpäs­
se in den Arbeitsämtern bei der Abwicklung der finanziellen lei­
stungen. 

Als wichtigste Probleme si nd auf der Grundlage der Projektbefra­
gung von 440 Teilnehmern an Auftragsmaßnahmen [5] die fol­
genden anzusehen: 
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Die tariflichen 
Ausbildungs­
vergütungen 1986 
Bei durchschnittlich 635 DM 
pro Monat lagen im vergangenen 
Jahr die tariflichen Ausbil­
dungsvergütungen. Dies bedeu­
tet eine Steigerung gegenüber 
1985 um 3,4 %. Die seit einigen 
Jahren anhaltende Tendenz zu 
einer immer zurückhaltenderen 
Anhebung der Ausbildungsver­
gütungen - 1985 stiegen sie um 
lediglich 2 % an - scheint damit 
vorläufig unterbrochen zu sein. 

Dies ist Ergebnis einer im BIBB 
jährlich zum Stand 1. Oktober 
durchgeführten Auswertung. 
Dabei werden die durchschnitt­
lichen Au sbi ldu ngsvergü tungen 
für Td. 170 stark besetzte Ausbil­
dungsberufe ermittelt, und zwar 
auf Grundlage einer Zuordnung 
dieser Berufe zu entsprechenden 
Tarifverträgen. Auf die erfaßten 
Berufe entfallen über 90 % aller 
bestehenden Ausbildungsver­
hältnisse. 

Im Jahr 1986 bewegten sich tür 
über 80 % der Auszubildenden 
die Vergütungen im Bereich von 
450 DM bis 750 DM. Für 5,5 % 
der Lehrlinge lagen die Ausbil­
dungsvergütungen mit weniger 
als 450 DM vergleichsweise nie­
drig; relativ hohe Vergütungen 
von mehr als 750 DM erreichten 
13, 2 %  der Auszubildenden. 

Die mit Abstandgeringsten Aus­
bildungsvergütungen wurden 
im Damenschneiderhandwerk 

Fortsetzung letzte Seite 

Zunahme bei der 
vorzeitigen Lösung von 
Ausbüdungsverträgen 
Wie schon in den vergangenen Jahren hat die Zahl vorzeitig gelöster 
Ausbildungsverträge erneut zugenommen, von 103 890 im Jahre 1985 
auf 110 220 im Jahre 1986. Das sind 6330 oder sechs Prozent mehr als 
im Vorjahr. Entsprechend stieg auch der Anteil der gelösten Verträge 
an den neu abgeschlossenen von 14,9 auf 16,1 Prozent. 

Besonders geringe Vertragslö­
sungsraten ergeben sich für den 
öffentlichen Dienst, hohe für das 
Handwerk und die sonstigen 
Bereiche (Hauswirtschaft, See­
schiffahrt). Während im Durch­
schnitt etwa jeder sechste Ausbil­
dungsvertrag vorzeitig gelöst 
wird, ist es im öffentlichen Dienst 
jeder 23., im Handwerk und den 
sonstigen Ausbildungsbereichen 
etwa jeder vierte und in den 
Bereichen Industrie und Handel, 

Landwirtschaft und freie Berufe 
etwa jeder achte Ausbildungsver­
trag. 

Ursache des erneuten, seit 1983 
festzustellenden Anstiegs der 
Vertragslösungsraten, dürfte in 
erster Linie die Entspannung des 
Ausbildungsstellenmarktes sein, 
die einen Wechsel zwischen Aus­
bildungsberufen und -betrieben 
erleichtert. 

Alt 

Anteil der vorzeitig gelösten Ausbildungsverträge an den neu 
abgeschlossenen Ausbildungsverträgen nach Ausbildungsbereichen 
in ProzenI 1978-1986 

Ausbildungsbereich Anteil der Verttagslösungen 

1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 
, 'f, 

' I , .. , " L  ','51 " I, 
Industrie und Handel 10.3 11.4 n,o 14,4 11,9 11.l n,o 11,5 12,2 
Handwerk 15,0 16,8 18,4 21,3 20,1 19,0 20,2 22,0 24.3 

Öffentlicher Dienst 3,1 3,8 3,8 4,. 3,2 3,1 3,3 3,8 4,3 

Landwirtschaft 6,2 8,5 9,4 JO�9 LO,J 9,' Ll,3 1.l;'2 ll.l. , 
ft;eie Berufe 7,5 7,2 8,0 8,5 8,' ',7 10,9 11,1 13,0 

Sonstige (Hauswirtschaft, 
Sees.chiffahrtj U,4 12,7 14�2 15.9 14,3 13,1 J4,0 19.5 22,8 

Alle Ausbilduopbereicbe 11.4 12,1 14,2 1$,9 14,3 ]3,7 14,0 14,9 16,1 

aus: "Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, BWP" Vl1 
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Werbekaufmann/Werbekauffrau: 
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Li ........ ·" für di " runes �., e 
Neuordnung der Berufs­
ausbildung 
"Was lange währt, wird endlich gut'": Die längst überfällige Neuord­
nung der Berufsausbildung zum Werbekaufmann/zur Werbekauf­
frau soll nun endlich in Angriff genommen werden. 

Im Mai 1987 hat der zuständige 
Fachminister (BMWi) zusam­
men mit den Sozialparteien die 
bildungspolitischen Eckdaten 
für die Neuordnung dieses staat­
lich anerkannten Ausbildungs­
berufes verabschiedet und im 
Anschluß daran dem Bundesin­
stitut für Berufsbildung, Berlin, 
die Weisung erteilt, den Entwurf 
einer Ausbildungsordnung nach 
§ 2S Berufsbildungsgesetz mit 
zeitgemäßen und in die Zukunft 
weisenden Ausbildungsinhalten 
zu erstellen. Die daran zu betei­
liegenden Sachverständigen aus 
der Werbewirtschaft und den 
Arbeitnehmerorganisationen 

Verdienstkreuz 
Erster KlaBSe für 
Leistungen in der 
Berufsbildung 
Für seine Verdienste um die 
berufliche Bildung, insbesondere 
um das Zustandekommen der 
neuen Ausbildungsordnungen in 
den industriellen Metall- und 
Elektroberufen wurde Direktor 
Günter Cramer, AEG Aktienge­
sellschaft, mit dem ßundesver­
dienstkreuz Erster Klasse aus­
gezeichnet. Die Auszeichnung 
wurde Günter CTarnet vom Bun­
despräsidenten Dr. Richard 
von Weizsäcker arn 23. Juni 1987 
in Bonn verliehen. 

VI2 

(DGB und DAG) wurden inzwi­
schen benannt, so daß jetzt die 
Arbeit an dem Entwurf unter der 
Federführung des Bundesinsti­
tutsfür Berufsbildung aufgenom­
men und voraussichtlich Mitte 
1988 beendet werden kann. Die 
vom Bundesminister für Wirt­
schaft im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft zu erlassende Aus­
bildungsordnung wird danach 
am 1. August 1989 in Kraft treten 
können. 

Zur Erinnerung: Das Berufsbild 
des Werbekaufmannes mit sei­
nen Ausbildungs- und Prüfungs-

Günter Cramer� der bei der AEG 
für den Bereich der Aus- und 
Weiterbildung zuständig ist, 
hatte in seiner Eigenschaft als 
Vorsitzender der Berufsausbil­
dungsausschüsse bei Gesarntme­
tall und beim Zentralverband der 
Elektroindustrie erheblichen 
Anteil an der erfolgreichen Neu­
ordnung der industriellen MetalI­
und Elektroberure. Ohne sein 
Engagement wäre es nicht gelun­
gen/ die berufliche Bildung aus 
den großen TarifkonrHkten her­
auszuhalten und das Konsens· 
prinzip - über die Interessenun­
terschiede der gesellschaftlichen 
Gruppen hinweg - in der beru(lj­
ehen Bildung als Instrument zur 
Schaffung und Erhöhung der 
Akzeptanz von Ausbildungsord­
nungen auszugestalten. 

BIBB 

inhalten wurde 1952 vom 
Bundesminister für Wirtschaft 
erlassen und damit staatlich aner­
kannt. Es ist ungeachtet der 
Entwicklung, die die Werbewirt­
schaft seit dieser Zeit genommen 
hat, bis heute ohne jeglicheÄnde­
rungen gültig. 

Die Diskrepanz zwischen den 
seinerzeit festgelegten Ausbil­
dungsinhalten und der sich stän­
dig weiter entwickelnden berurti­
chen Praxis in der Werbewirt­
schaft ist zwar im Laufe der Zeit 
anerkannt worden und führte 

von Zeit zu Zeit zu (verbands-) 
internen Diskussionen. Konse­
quenzen im Hinblick auf eine . 
Anpassung der in dem überalter­
ten Berufsbild enthaltenen Aus­
bildungsinhalte an die aktuellen 
beruflichen Anforderungen blie­
ben jedoch aus. Das geschah erst 
imJahre 1979 aufgrund der Initia­
tive einer der Berufsschulen, die 
im Rahmen der dualen Berufs­
ausbildung für die Vermittlung 
der schulischen Lerninhalte ver­
antwortlich zeichnen. Die für die 
in Hamhurg ausgebildeten Wer­
bekaufleute zuständige Berufs­
schule wandte sich über die 
Schulbehörde der Freien und 
Hansestadt Hamburg an den 
Bundesminister für Wirtschaft 
mit der Aufforderung, das 
Berufsbild des Werbekaufman­
nes von 1952 einer Neuordnung 
im Sinne des § 25 Berufsbil­
dungsgesetz zu unterziehen. 



Daraufhin analysierte das Bun� 
d�sinstitut für Berufsbildung die 
mit der Neuordnung des Ausbil­
dungsberufes verbundenen Pro­
bleme, diskutierte die Ergebnisse 
der Problemanalyse mit den ein­
schlägigen Verbänden der Wer­
bewirtschaft sowie den Arbeit­
nehmerorganisationen und rich­
tete im Jahre 1983 einen Arbeits­
kreis ein, in dem Sachverständige 
dieser Gremien die Eckdaten 
einer neuen Ausbildungsord­
nung im Entwurf konzipierten. 
Das alles fand Mitte 1984 seinen 
vorläufigen Abschluß mit der 
Übersendung des Eckdaten-Vor­
schlages an den Bundesminister 
für Wirtschaft. 

Da zu einigen dieser Eckdaten 
(Berufsbezeichnung und zeit­
liche Gliederung des Ausbil­
dungsrahmenplanes) kein ein­
heitliches Meinungsbild unter 
den Sachverständigen herzustel­
len war, führte dieser Entwurf 
z�nächst nicht zu der am Anfang 
eIßes Neuordnungsverfahrens 
stehenden Verabschiedung der 
Eckdaten. Diese Meinungsver­
schiedenheiten konnten inzwi­
schen in bilateralen Gesprächen 
der Sozialparteien ausgeräumt 
werden, so daß nun - acht Jahre 
(!) nach der ersten Initiative zur 
Neuordnung der Berufsausbil­
dung zum Werbekaufmann/zur 
Werbekauffrau und 35 Jahre (!!) 
nach Erlaß des noch gültigen 
Berufsbildes - endlich mit der 
konkreten Sacharbeit an diesem 
Vorhaben begonnen werden 
kann. 

Ange�ichts der Entwicklung der 
Ausbtldungsverhältnissc, die 
bereits unter den bisherigen (ver­
alteten) Bedingungen von 433 im 
Jahre 1981 auf 1066 im Jahre 1985 
angestiegen sind, wird die zu 
erstellende zeitgemäße Ausbil­
dungsgrundlage mit Sicherheit 
dazu beitragen, diesen Aufwärts­
trend nicht nur zu haltensondern 
weiter auszubauen. 

Kar 

thema: berufsbildung 

Kunstunterricht in der 
Berufsausbildung wirkt 
sich positiv aus 
Im Rahmen eines Betriebspraktikums bei der Firma Voith GmbH 
bestand die Möglichkeit, Informationen und Erfahrungen darüber zu 
erhalten, wie durch Kunstunterricht der Erwerb beruflicher Qualifi­
kationen unterstützt werden kann. 

Die praktische l!�setzung von 
künstlerischen Ubungen und 
deren Verknüpfung mit der 
Fachausbildung stehen dabei im 
Mittelpunkt dieser seit 25 Jahren 
erprobten und bewährten Aus­
bitdungsmethode. Sie ist fester 
und anerkannter Bestandteil der 
waldorfpädagogisch ausgerich­
teten Konzeption. Zusammen 
mit den Fächern Sport, Kultur­
und Sozialkunde wird versucht, 
durch Berücksichtigung der Ein­
heit von "Kopf, Herz und Hand" 
die Ganzheit des Menschen 

Mitglied des 
. Hauptansschusses 

erhielt Bundes-
. verdienstkreuz 

Felix Kempf, Leiter der Abtei� 
tung »Berufliche Bildung<! und 
Vorstandssekretär im Deutschen 
Gewerkschaftsbund. wurde für 
seine Verdienste im Bereich der 
beruflichen Bildung mit dem 
Bundesverdienstkreuz Erster 
Klasse ausgezeichnet. Die Aus­
zeichnung wurde FeJix Kempf 
vom Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft, Jürgen 
w. MöJlemann. im Auftrag des 

, Bundespräsidenten Dr. Richard 
von Wcizsäcker auf der Sitzun� 
des Hauptausschuses des 
Bundesinstituts für Berufsbil­
dung am 24, und 25, September 
1987 in Berlin überreicht. 

anzusprechen und individuelle 
Fähigkeiten zu schulen. 

Die Auszubildenden haben wäh­
rend des ersten und zweiten 
Lehrjahres jeweils zweimal 4S 
Minuten pro Woche Unterricht 
in den Fächern Holzschnitzen 
Ptastizieren, Schwarz-Weiß� 

Zeichnen und Aquarellieren. Die 
Aufgaben variieren je nach Vor­
aussetzungen der Jugendlichen. 

Durch die schöpferische Arbeit 
können die Jugendlichen u. a. das 
Vorstellungsvermögen, Denken 

Nach langjähriger und wirkungs­
voller Mitarhejt in dem Bera­
tungs- und Bntscheidungsgre� 
miurn des Bundesinstituts wurde 
Felix Kempf insbesondere für 
seine Verdienste bei der Siche� 
rung eines ausreichenden Aus· 
bildungsangebots, bei der Neu­
ordnung wichtiger Ausbildungs­
berufe, bei der Fortentwicklung 
der Weiterbildung, bei der 
Initiierung wesentlicher For­
$chungsprojekte sowie bei der 
Vertiefung der Kontakte- deS 
BIBß im internationalen Bereich 
geehrt. Bu,ndesminister MöUe� 
mann wies bei der: Überreichung 
des Verd ienstkreuzes darauf hin 
daß Felix Kempf ein Mitarbeite; 
der .,ersten Stunde" sei und 
bereits am Aufbau des Vorgän� 
gers des B l BB, dem Bundesinsti­
tut für Berufsbildungsforschung 
(BBF) maßgeblich beteiligt war. 

BIBB 

VI; 
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in Zusammenhängen und hand­
werkliche Geschicklichkeit trai­
nieren und darüber hinaus 
soziale Fähigkeiten erlernen. 
Durch differenzierte Aufgaben­
steIlungen wird den unterschied­
lichen schulischen und her­
kunftsbedingten Defiziten ent­
gegengewirkt. Die Konzeption 
umfaßt besonders die Förderung 
von ehemaligen Haupt- und Son­
derschülern, Jugendlichen also, 
die durch die kürzere Schulzeit 
weniger Gelegenheit zur künstle­
rischen Betätigung hatten. Es ist 
beeindruckend, welche Ergeb­
nisse die Jugendlichen erzielen, 
und wie aufnahmefähig und lern­
bereit sie sind. Nach ihren Aus­
künften macht ihnen der Kunst­
unterricht besondere Freude, 
und sie betonen, daß sich die fer­
tigen Arbeiten positiv auf ihr 
Selbstbewußtsein auswirken. 

Die Arbeitsaufträge sind relativ 
offen formuliert, so daß während 

4. 
in Nürnberg 

der Gestaltung vom ursprüngli­
chen Ziel abgewichen werden 
kann oder andere Lösungen aus­. 
probiert werden können. Auf 
diese Weise gelingt jede Arbeit 
und wird auch zu Ende geführt. 

Durch die Besuche in der Lehr­
werkstatt und eigene Gestal­
tungsversuche war der Kontrast 
zwischen der sehr zweckgerich­
teten und maßgenauen Arbeit 
und der freien künstlerischen 
Tätigkeit zu erfahren. Im Zei­
chenunterricht lernen die Aus­
zubildenden zunächst, Formen 
freihändig und sehr großzügig 
mit dickem Stift zu zeichnen, um 
eine sichere Linienführung zu 
erreichen und die Koordination 
zu schulen. Die Bewegung der 
Hand wird auf den ganzen Kör­
{'.er übertragen. In späteren 
Ubungen werden erstaunlich 
sicher freihändig geometrische 
Körper gezeichnet und eine Ord­
nung und Harmonie durch die 

"Ohne Fleiß kein Preis" heißt ein Würfel-Frage-Spiel, das von 
Auszubildenden der Juniorenfirrna des Otto-Maier-Verlages entwik­
kelt und als Neuheit auf der diesjährigen Juniorenfinnen-Messe in 
Nümberg am 29. Juni 1987 vorgestellt wurde. Es trägt dazu bei, auf 
spielerische Weise über Wissensfragen, Ereignisfelder und Risikofel­
der aus dem kaufmännischen Alltagsleben auf die Abschlußprüfung 
vorzubereiten. 

Die Juniorenfirma und ihre 
Messe sind aus einem vom Bun­
desinstitut für Berufsbildung 
betreuten Modellversuch her­
vorgegangen. Die Juniorenfir­
men-Messe fand - zählt man 
seine Vorläufer Berlin 1984, 
Stuttgart 1985, Friedrichshafen 
1986 hinzu - bereits zum 4. Male 
statt. Insgesamt hatten sich 11 

. Juniorenfirmen mit über 60 Aus­
zubildenden beteiligt. 
Eingeladen hatte die 1985 ge­
gründete DIEHL Juventus 
GmbH, eine Juniorenfirma der 

VI. 

DIEHL Unternehmensgruppe. 
Peter M. Kolb, Leiter der 
Zentralabteilung Aus- und Wei­
terbildung, eröffnete die Messe 
und wiesdabeiauf die Bedeutung 
der neuen Ausbildungsmethode 
Juniorenfirma hin. Wie Kolb 
betonte, stütze sich eine ziel­
orientierte kaufmännische 
Berufsausbildung im Betrieb vor 
allem auf: 

1. die Vermittlung der theoreti­
schen Kenntnisse, deren Um­
setzung in die Praxis sowie 

DarsteUungvon Licht und Schat­
ten in allen Grautönen erzielt. In 
einem nächsten Schritt sollen die 
Jugendlichen ihren Arbeiten 
ganz persönliche Inhalte geben. 
Hier gibt es keine Einschränkun­
gen, wie die Ergebnisse zeigen. Es 
werden Wünsche und Ideen 
gegenständlich oder abstrakt 
dargestellt. Manche Bilder erin­
nern an Kriminal- oder Grusel­
filme oder zeigen Urlaubsfanta­
sien. Die Plastiken, die im Holz­
und Tonlehrgang entstehen, 
Tiere, "Traumfiguren", Selbst­
darstellungen, sagen etwas über 
die eigene Identität aus. 
Auf diesem Weg werden Ener­
gien, auchAggressionen und Fru­
strationen, die sonst wenig kon­
struktiv ausgelebt werden, 
gezielt auf das Schöpferische 
gelenkt. Durch Gespräche über 
ihre Arbeiten fällt es den Jugend­
lichen oft leichter, persönliche 
Probleme anzusprechen. 
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die Einübung betriebsspezifi­
scher Fertigkeiten; 

2. die Förderung im Verhaltens­
bereich, d. h. Teamfähigkcit, 
Kreativität, Verantwortungs­
bewußtsein ließen sich nur 
dann fördern, wenn diese 
Fähigkeiten auch geübt wer­
den. 
Ziel müsse es sein, das Funda­
ment hierfür zu bauen und ste­
tig an die sich ändernden · 
Bedingungen anzupassen. 
Eine zusätzliche Maßnahme 
bei der Ausbildung, das Ziel 
"sehr gut qualifizierter Nach­
wuchs" zu erreichen, sei die 
reale Übungsfirma. 

Die am Modellversuch beteilig­
ten Betriebe haben sich mit ande­
ren Betrieben zu einer ,,Arbeits� 
gemeinschaft der Juniorenfir­
men" zusammengeschlossen. Ihr 
Ziel ist es, den Kontakt der beste­
henden Juniorenfirmen unter­
einander zu fördern, Erfahrun­
gen auszutauschen sowie interes­
sierten Betrieben anschauliche 



Informationen und Einblicke in 
die }uniorenfirmen-Arbeit anzu­
bieten. 
An Messeständen werden die 
Produkte angeboten: vom Bohr­
ständer bis zum Flaschenöffner, 
vorn "Schnäpperle" bis zur Zeit­
schaltuhr, Eigenprodukte der 
Lehrwerkstatt und Handelswa­
ren, Messe-Neuheiten und alte 
Hüte, auch Schmuck, Spielwaren 
und Nippes. Aufträge werden 
ganz real geordert und Produkte 
direkt verkauft. In diesem Jahr 
war allerdings etwas zu viel Han­
delsware und Kleinkram dabei. 
Aber es geht bei der }uniorenfir­
men-Messe nicht in erster Linie 
ums Verkaufen, im Vordergrund 
stehen "Umsätze im Denken". 
Ohne Fleiß, ja, besser noch ohne 
Idee kein Preis, müßte das Motto 
lauten, das den Firmenwert der 
Juniorenfirma garantiert, und 
Firmenwert ist gleich Ausbil­
dungswert. Und dieser Ausbil­
dungswert zeigte sich dann in den 
Kurzvorträgen und Diskussio­
nen, die von Auszubildenden der 
Messe-Firmen gestaltet wurden. 
Hier war aus erster Quelle etwas 
zu erfahren über die Junioren­
firma als soziales Lernfeld, als 
kreatives Entfaltungsfeld, über 
das Experimentieren oder das 
methodische L.ernen in der J unio­
renfirma und ihre Funktion als 
Bindeglied zwischen Berufs­
schule und Praxis. Messe und 
"berufspädagogische Fachta­
gung" bilden gleichsam eine 
handlungsorientierte Einheit. 
Neu ist dabei, daß Auszubildende 
selbst über Lernen, wie sie es erle­
ben, nachdenken und berichten. 
Die Juniorenfirmen-Messe hat 
sich inzwischen als geeignetes 
Forum bewährt, um diese Ziele 
einzulösen. Unter den Besuchern 
und Zuhörern sind vorrangig 
Personal- und Ausbildungsleiter , 
die sich für die Methode der 
Juniorenfirma interessieren oder 
von ihr zum ersten Mal erfahren. 

Die nächste Juniorenfirmen­
Messe findet im Mai 1988 in Bonn 
statt. Kt 
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Ergebnisse der freiwilligen 
Fernunterrichtsstatistik 
Die in Kooperation von BMBW, Statistischem Bundesamt und dem 
Deutschen Fernschulverband im vierten Jahr durchgeführte frei­
willige Fernunterrichtsstatistik liegt für das Jahr 1986 vor. Von 120 
angeschriebenen Fernlehrinstituten antworteten 76 (= 63%). Das ist 
der bislang beste Rücklauf seit Beginn der Erhebungen im Jahr 1983. 

Da man wiederum davon aus­
gehen kann, daß die erfaßte 
Anzahl (90 255) rund 90 % aller 
Teilnehmer ausmacht, haben in 
1986 erstmals 100 000 Personen 
an Fernlehrgängen teilgenom­
men (zum Vergleich die 
Hochrechnungen der vorherge­
gangenenjahre: 1983:rd. 81 000; 
1984: rd. 92 000; 1985: rd. 
98 000). 

Ein Blick auf die Übersicht zeigt, 
daß seit 1983 nur die Gesamtteil­
nehrnerzahl eine durchgehend 

steigende Tendenz aufweist. 
Innerhalb der Themenbereiche 
gab es erhebliche Veränderun­
gen, die einmal auf Veränderun­
gen in der Zusammensetzung der 
meldenden Fernunterrichtsinsti­
tute zurückzuführen sind, zum 
anderen aber auch auf Verschie­
bungen bei Angebot und Nach­
frage. Die Zunahme der Teilneh­
mer in den Bereichen Wirt­
schaft / kaufmännische Praxis, 
Naturwissenschaften / Technik 
und schulische Abschlüsse zeigt 
einen Trend zu längerlaufenden, 

Teilnehmer an FemunterrichtsleIu:gängen nach Themen­
bereichen bzw. angestrebten Abschlü�n in den Jahren 
1983 bis 1986 

,'si:1iul'{�diiiAlilicih(�e " " ,  

iJ)\d $OJlstjge Lehrganße: 
:mcL 13ettlebsWirte;;iJ;.; , , 

:TeehWkertefirgiijl&ß ' 1�9{)S: 2:1,9: 1:5.)$5 18;.s- 1:5:.008: ).6.9 19,Q§7 '21.:1 , : 
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abschlußbezogenen Fernlehr­
gängen; die Teilnahme an Lehr­
gängen für angehende Fachwirte, 
Fachkaufleute, Industriemeister, 
Techniker und Betriebswirte ist 
Bestandteil der Karriereplanung. 
Nach Ansicht der Vertreter der 
Fernlehrinstitute handelt es sich 
bei der auffälligen Zunahme im 
Bereich der schulischen. Ab­
schlüsse um ein • .zwischen­
hoch", verursacht durch das 
Angebot neuer abschlußbezoge­
DeI Lehrgänge. Längerfristig 
wird hier mit einem Rückgang 
gerechnet, da die demogra­
phische Entwicklung bald durch­
schlagen werde. Infolge steigen­
der Zahlen mittlerer und höherer 
Abschlüsse im Schulwesen wer­
den außerdem der Nachholbe­
darf und damit die Nachfrage 
abnehmen. 
Der o. g. Trend geht zu Lasten der 
übrigen Themenbereiche. So sind 

die Teilnehmerzahlen in den 
Bereichen Sprachen sowie Päd­
agogik/Psychologie 1986 sogar 
hinter die Zahlen von 1983 
zurückgefallen. In diesen und 
den übrigen stark rückläufigen 
Bereichen (Geistes- und Sozial­
wissenschaften, Freizeit, 
Gesundheit und Haushaltsfüh­
rung) haben außerdem einige 
Großanbieter eine Marktanpas­
sung vorgenommen: Angebote, 
die in rote Zahlen führten, wur­
den vom Markt genommen. 

Auch im Jahr 1986 beträgt der 
Anteil der Frauen an der Gesamt­
teilnehmerzahl rund ein Drittel. 
Mehr Frauen als Männer belegen 
Lehrgänge in den Bereichen Frei­
zeit, Gesundheit und Haushalts­
führung; überdurchschnittlich 
sind sie noch in den Bereichen 
Sprachen, Pädagogik/Psycholo­
gie und Wirtschaft vertreten 

auf dem 

Der vom Bundesinstitut für Berufsbildung entwickelte Modellfem­
lehrgang Elektronik, der in einem Modellversuch in Zusammenarbeit 
mit dem DAG-Technikum erstmals durchgeführt und erprobt wurde, 
wird in aktualisierter Neuauflage wieder angeboten. 

Der Lehrgang wurde nach der 
ersten Durchführung auf der 
Grundlage der Erprobungser­
gebnisse überarbeitet und wird 
nun vom DAG-Technikum wie­
der durchgeführt. 

Der Lehrgang wurde in zweiselb­
ständige Teile Elektronik I 
(Grundlagen der Elektrotech­
nik/Elektronik) und Elektro­
nik II (Analog- und Digitaltech­
nik) aufgeteilt. 

Ziele/Inhalte 

Der Lehrgang Elektronik I hat 
zum Ziel, daß die Teilnehmer die 
physikalischen und schaltungs-
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technischen Grundkenntnisse 
der elektrotechnik und Elektro­
nik beherrschen, wichtige Schal­
tungskennwerte aus diesem 
Gebiet berechnen und interpre­
tieren können, Schaltungen auf­
bauen und an elektronischen 
Baugruppen Messungen durch­
führen können. Im einzelnen 
werden folgende Gebiete behan­
delt: Gleichstromkrds; Elektri­
sches und magnetisches Feld; 
Wechselstromkreis; RCL-Netz­
werke; Elelctrische Bauelemente; 
Halbleiterphysik; Halbleiterwi­
derstände; Halbleiterdioden; 
Mehrschichthalbleiter; Meß­
technik; Schutzmaßnahmen. 

(jede zweite Frau, die am Fernun­
terricht teilnimmt, hat einen 
kaufmännischen Kurs belegt !). 
Domäne der Männer sind die 
Bereiche Naturwissenschaft! 
Technik und auch -überraschen­
derweise - schulische Abschlüs­
se. Eine Erklärung dafür ist, daß 
hier die angehenden staatlich 
geprüften Techniker und Be­
triebswirte mitgezählt werden, 
eine überwiegend männliche 
Klientel. 

In der Altersstruktur aller Teil­
nehmer(innen) hat sich gegen­
über den Vorjahren wenig geän­
dert. Von denjenigen, die Anga­
ben machen - das sind etwa zwei 
Drittel aller - sind etwas mehr als 
die Hälfte 20 bis 30 Jahre alt, 
knapp ein Drittel stellen die 30-
bis 40jährigen, die übrigen sind 
40 Jahre alt und älter. 

Sto 

Elektronik 11 zielt darauf ab, daß 
die Teilnehmer die Funktion von 

, elektronischen Schaltungsein­
heiten der Analog- und Digital­
technik verstehen, entspre­
chende Schaltungen aufbauen 
und Messungen durchführen 
können und in der Lage sind, 
Kennwerte von Schaltungen und 
Baugruppen zu berechnen und 
zu interpretieren. Hier werden 
im einzelnen folgende Inhalte 
vermittelt: 

Grundschaltungen mit Dioden 
und Transistoren; Verstärker­
schaltungen und Sinusgenerato­
ren; Impulsformer, Kippstufen, 
Grundschaltungen der Digital­
technik; Spannung- und Strom­
versorgungsschaltungen, Strom­
richterteehnik; Schaltungen der 
Digitaltechnik; Elektronische 
Meßgeräte/Aufbau elektroni­
scher Schaltungen und Systeme. 

Die Dauer des Lehrgangs Elek­
tronik I ist auf 10 Monate, die des 
Lehrgangs Elektronik II auf 12 
Monate Regelstudienzeit ange­
legt. 



Prüfungen/Abschlüsse 
Die Lehrgänge entsprechen mit 
ihren Inhalten und dem Zeitan­
satz den Empfehlungen des Deut­
schen Industrie- und HandeIs­
tages (DIHT) und des Zentral­
verbandes der Elektroindustrie 
(ZVEI) zur Weiterbildung im 
Fachgebiet Elektronik. Die Ab­
solventen können daher an den 
Fortbildungsprüfungen Elektro­
nik I und Elektronik 11, die an 
einigen Industrie- und Handels­
kammern eingerichtet sind, teil­
nehmen. Auf Wunsch können die 
Lehrgänge auch mit Lehrgangs­
ahschlußzeugnissen des DAG­
Technikums abgeschlossen wer­
den. 
Organisation 
Die Lehrgänge sind ein alternati­
ves Angebot zu den üblichen 
Feierabend- oder Wochenend­
lehrgängen und ermöglichen eine 
fundierte Weiterbildung auch 
ohne zusätzlichen Urlaub oder 
Arbeitsbefreiung, da sie zu einem 
großen Anteil auf dem Selbststu­
dium der Teilnehmer basieren. 
Wesentliche Komponenten der 
Lehrgänge sind 
• die schriftlichen Studienma-· 

terialien (Lern hefte und Ar­
beitshefte) 

• die Übungsgeräte 
• die Arbeitsgruppen 
• die begleitenden Seminare 
• und die sogenannten Fernauf -

gaben. 
Die Abbildungen zeigen die 
Organisation und die verschiede­
nen Medien und Unterrichtsfor­
men der Lehrgänge. 
Lernhefte 
Die methodische Darstellung des 
Stoffes in den schriftlichen Stu­
dienmaterialien soll das Lernen 
leichter und interessanter ma­
chen, als dies mit herkömmlichen 
Lehrmaterialien möglich ist. Bei 
der Entwicklung der Materialien 
wurden deshalb wichtige Ergeb­
nisse der Medienforschung 
umgesetzt: 
• Das Lernen ist stets praxis­

orientiert. Über die Bedeu-
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Positiv auffallend waren das So­
zialverhalten und der Umgangs­
ton der Auszubildenden unter­
einander. Angefangen vom ge­
meinsamen Aufräumen bis zur 
Besprechung der Arbeiten ist ein 
ausgeprägter Gemeinschaftssinn 
zu spüren, der durch Partner­
und Gruppenarbeit gefördert 
wird. 
Es war zu beobachten, daß die 
Ausbilder und Lehrer sehr sensi­
bel auf die Auszubildenden rea­
gieren und auf deren persönliche 
Situation Rücksicht nehmen. 
Alle Auszubildenden finden in 
den Ausbildern Bezugspersonen, 
denen sie ihre Sorgen und Pro­
bleme anvertrauen können. 
Die intensiven Bemühungen um 
jeden einzelnen werden durch 
den engen Kontakt zwischen 
Ausbildern, Lehrern des Betrie­
bes und der Berufsschule unter­
stützt. Neben routinemäßigen 

tung der jeweiligen Inhalte für 
die berufliche Praxis und 
ihren Zusammenhang inner­
halb des Lehrgangs wird 
laufend informiert. 

• Es werden Lernziele vorgege­
ben, nach denen das Lernen 
ausgerichtet werden soll. Es 
kann also zielorientiert gear­
beitet werden. 

• Die Inhalte werden in kleinen 
überschaubaren Einheiten 
und Schritten angeboten. Der 
Lernerfolg kann unmittelbar 
nach jedem Schritt selbst 
überprüft werden. 

• Durch eine Vielzahl von Fra­
gen, Aufgaben und prakti­
schen Übungen sollen dieTeil­
nehmer zu eigener Aktivität 

Elektronik I 
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und spontanen Gesprächen über 
die Auszubildenden werden 
zweimal im Jahr verbale Beurtei­
lungen geschrieben, die zwar 
arbeitsaufwendig sind, aber ein 
hohes Maß an individueller Wür­
digung der Leistungen und ein 
umfassenderes Bild der Persön­
lichkeit ermöglichen, wie die 
Ausbilder bestätigen. 
Alle Ausbilder nehmen an einem 
künstlerischen Lehrgang teil, um 
nachzuvollziehen, welche Wir­
kungen die Übungen haben und 
um Vorurteile abzubauen. Der 
Kunstpädagoge wiederum 
nimmt an den Grundlehrgängen 
der Lehrwerkstätten teil. 
Um eine Kontinuität der künstle­
rischen Förderung zu gewährlei­
sten, werden für ehemalige Aus­
zubildende und übrige Werksan­
gehörige Abendkurse angeboten, 
die eine hoheAttraktivität haben, 
wie die Teilnehmerzahlen zeigen. 

Elektronik 11 
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angeregt und zum weiteren 
Lernen motiviert werden. 

Arbeitshefte/Laborgeräte 
Während die Lernheftevor allem 
die theoretischen Inhalte des 
Fachgebiets vermitteln, bieten 
die Arbeitshefte insbesondere 
praktisch meßtechnische Übun­
gen an. Diese nehmen In den 
Lehrgängen eine zentrale Stel­
lung ein, da mit ihrer Hilfe die 
Umsetzung der Kenntnisse in 
praktische Schaltungen und 
Meßaufgaben vollzogen wird. 
Der Umgang mit praxisnahen 
Schaltungen, Meßgeräten und 
Versuchsaufbauten soll die 
Umsetzung des Gelernten in die 
berufliche Praxis erleichtern. 
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Die für die Bearbeitung der prak­
tisch-rneßtechnichen Übungen 
erforderlichen Geräte (Elektro­
nikbox 1000 bzw. Digitalbox 2010 
und ein Oszilloskop) werden den 
Teilnehmern leihweise zur Ver­
fügung gestellt. 

Arbeitsgruppen 
Das Selbststudium und insbeson­
dere die Bearbeitung der prak­
tisch-meßtechnischen Übungen 
sollte möglichst in Gruppen von 
mindestens 2 Teilnehmern erfol­
gen. Dies ist kostengünstig, da 
nur ein Gerätesatz zur Verfügung 
gestellt werden muß und steigert 
nach den Erfahrungen der ersten, 
als Modellversuch angelegten 
Durchführung, das Durchhalte­
vermögen und den Lernerfolg der 
Teilnehmer. 

Fortsetzung von Seite 1 

mit 212 DM gezahlt. Auch das 
Friseurhandwerk lag mit durch­
schnittlich 365 DM am unteren 
Ende der Vergütungsskala. Die 
höchsten Ausbi ldungsvergü tun­
gen waren im Bergbau zu ver­
zeichnen: 1.090 DM erhielt ein 
angehender Bergmechaniker 
und 1.029 DM ein Berg- und 
Maschinenmann. Relativ hoch 
waren auch dieAusbildungsver­
gütungen für die gewerblichen 
Lehrlinge im Bauhauptgewerbe 
mit 997 DM und für die zukünf­
tigen Versicherungskaufleute 
mit 989 DM. 

Abb. 1: Durchschnittliche Ausbil­
dungsvergütungen pro Monat 
nach Ausbildungsbereichen 1986 
- in DM -
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Seminare 
Die begleitenden Seminare die­
nen besonders 
• der Vertiefung und Festigung 

des Gelernten, 
• der Durchführung von wei­

teren praktisch-meßtechni­
sehen Übungen in professio­
nellen Labors unter Anleitung 
von Dozenten, 

• der Erweiterung fachspezifi­
scher manueller Fähigkeiten 
und 

• der Vorbereitung auf Prüfun-
gen. 

Fernaufgaben/Betreuung 
Die Fernaufgaben schließlich 
dienen der Kontrolle des Lern­
fortschritts und des Lernerfolgs. 
Sie gibt den Dozenten Hinweise 

WieausAbbildung 1 hervorgeht, 
sind zwischen den Ausbildungs­
bereichen deutliche Unter­
schiede im Vergütungsniveau 
vorhanden. An der Spitze stan­
den 1986 die Berufe von Indu­
strie und Handel mit einer 
durchschnittlichen Ausbil­
dungsvergütung von 711 DM. In 
den Handwerksberufen sind 
dagegen mit 541 DM im Durch­
schnitt die geringsten Vergütun­
gen festzustellen. 

In Abbildung 2 sind die erheb­
lichen Vergütungs unterschiede 
am Beispiel der 20 am stärksten 
besetzten Ausbildungsberufe 
verdeutlicht. 

Es ist zu beachten, daß die 
ausgewiesenen berufsbezoge­
nen Ausbildungsvergütungen 
Durchschnitte über die von 
Lehrjahr zu Lehrjahr ansteigen­
den Vergütungsbeträge darsteL­
len. In diese Durchschnittswerte 
sind darüber hinaus auch die 
häufig auftretenden regionalen 
und branchenspezifischen Un­
terschiede in der Vergütungs­
höhe, die durch das in der Bun­
desrepublik bestehende TartfSY­
stem bedingt sind, eingegangen. 

BtlHz 

auf fachliche oder auf persön­
liche Probleme, die in den Semi­
naren oder auch mittels indivi­
dueller Beratung aufgegriffen 
werden können. 
Interessant sind die Lehrgänge 
vor allem für die Weiterbi1dung 
von Fachkräften aus elektro­
technischen Berufen, die ihre 
Ausbildung vor längerer Zeit 
abgeschlossen haben, oder aus 
anderen Berufsfeldern, (z. B. 
Metalltechnik), die in ihrem 
Arbeitsbereich zunehmend mit 
elektronischen Geräten und 
Baugruppen konfrontiert wer­
den und sich entsprechend quali­
fizieren wollen. 
Nähere Informationen können 
vom DAG-Technikum angefor­
dert werden. Ro 

Abb. 2: DurchSChnittliche Ausbil­
dungsvergütungen pro Monat 
in den 20 am stärksten besetzten 
Ausbildungsberufen 1986 
- in DM -

• 
Industrie 
und Handel 

• 
Handwerk 

• 
Freie Berufe 
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Finanzielle Schwierigkeiten (genannt von 59 %), die aus dem 
Umfang der finanziellen Förderung und aus deren schleppen­
der verwaltungsmäßiger Abwicklung resultieren; 

Zweifel an der Verbesserung der Zukunftsaussichten durch 
den Lehrgang (genannt von 56 %1; dabei haben die oft unge­
wissen Arbeitsmarktaussichten entsprechend negative Auswir­
kungen auf Motivation und Stimmung; 

Deutlich weniger häufig werden private bzw. familiäre Pro· 
bleme und Lernprobleme unterschiedlicher Art genannt (je­
weils von ca. einem Drittel der Teilnehmer) . 

Auf die Sicherung von Qualität bezogen heißt das, Bildungsmaß­
nahmen - und vor allem deren Rahmenbedingungen - wären so 
zu. gestalten und oof. zu verändern, daß Probleme der Teilneh­
mer möglichst gering gehalten oder erfolgreich überwunden wer­
den können. 

Faßt man die auf der Basis der Projektuntersuchung gewonne­
nen Erkenntnisse einmal zu Thesen ,über die Sicherung der Qua­
lität von Auftragsmaßnahmen durch Mitarbeiter des Arbeitsam­
tes zusammen, so kann man festhalten: 

1. Arbeitsberater sind von ihrer Ausbildung und Berufserlahrung 
her meist nicht ausreichend auf die Kontrolle und Qualitäts­
bewertung von BiJdungsmaßnahmen vorbereitet. Sie bedürf­
ten zu einer sachgerechten Wahrnehmung dieser Aufgaben 
zusätzlicher curricularer und erwachsenenpädagogischer 
Kenntnisse und äußerten bei der Projektuntersuchung auch 
entsprechende Weiterbi Idungswünsche. 

2. Arbeitsberater verwenden häufig nur einen sehr geringen Zeit­
anteil auf die Kontrolle und Betreuung von Bildungsmaßnah­
men. Dies dürlte darauf zurückzuführen sein, daß sie unter 
erheblichem Arbeitsdruck stehen, daß es keine allgemein ver­
bindlichen Regelungen oder Mindeststandards der Bundesan­
stalt für derartige Aktivitäten gibt und daß solche Aufgaben 
auch im Personalbemessungs- bzw. Arbeitswertungssystem 
der Bundesanstalt (AGD·System) nicht angemessen hono­
riert werden. 

3. Arbeitsberater haben häufiger infolge geringer Kontakte mit 
Bildungsträgern und Teilnehmern kein vollständiges Bild über 
die Situation in den von ihnen betreuten Bildungsrnaßnah­
men. Anstelle direkter Kontrollen vor Ort verlassen sie sich 
oft auf Auskünfte des Bildungsträgers. 

4. Das Arbeitsamt erlährt häufiger erst dann von Mängeln oder 
·schwerwiegenden Problemen, wenn weitreichende Entschei­
dungen (z. B. Ausschulung) erforderlich werden oder wenn 
Mängel sich so verstärkt haben, daß Teilnehmer massive Kri­
tik äußern. 

5. Arbeitsberater werden von den Teilnehmern häufig für Män· 
gel oder Mißstände haftbar gemacht, für die andere Mitarbei­
ter/Abteilungen des Arbeitsamtes, andere Ämter oder auch 
der Gesetzgeber die Verantwortung tragen. Arbeitsberater ha­
ben dann selbst nur geringe Handlungsmöglichkeiten und 5ind 
nur in begrenztem Umfang in der Lage, Veränderungen durch· 
zusetzen. 

Zielsetl:ungen und Anwendungsmöglichkeiten des 
Erfahrungsbogans für Teilnehmer 

Der Erfahrungsbogen ist ein standardisierter sechsseitiger Frage­
bogen zur schriftlichen Gruppenbefragung der Lehrgangsteil­
nehmer. Er umfa�t 30 meist geschlossene Fragen, die durch An­
kreuzen auf einer 4-5tufen-5kala ZLJ beantworten sind. Einige 
offene Fragen dienen der Vertiefung oder Erläuterung. 

Die Funktion des Erfahrungsbogens ist im Rahmen der Kon· 
troll- und Betreuungsaktivi!äten des Arbeitsamtes während des 
Ablaufs von Auftragsmaßnahmen zu sehen: Er dient - ähnlich 
wie z. B. Besuthe beim Bildungsträger oder Gespräche mit den 
Teilnehmern - dazu, dem Arbeitsberater Informationen über 
den LehrgangsverJauf zu vermitteln. Der Erfahrungsbogen soll 

auch die persönlichen Kontakte und die Zusammenarbeit zwi­
schen Arbeitsamt einerseits und Bildungsträgern sowie Teilneh­
mern andererseits nicht etwa reduzieren oder ersetzen, sondern 
sie durch eine verbesserte Informarionsgrundlage ergänzen und 
ventärken. Der Erfahrungsbogen liefert dem Arbeitsberater vor 
allem ein strukturiertes Bild der Teilnehmererlahrungen 'im Zu­
sammenhang mit dem Lehrgang, das folgenden Zwecken dienen 
soll: 

• Die I nformation des zuständigen Arbeitsberaters über fünf 
Erfahrungsbereiche der Teilnehmer (Lehrgang/Bildungsein­
richtung, Berufsschule, sozialpädagogische Betreuung/Beglei­
tung, Beratung/Betreuung durch das Arbeitsamt und Teilneh­
merprobleme!Lehrgangsteilnahme) soll verbessert werden; 

• evtl. vorhandene Mängel, Fehlentwicklungen oder größere 
Schwierigkeiten sollen rechtzeitig erkannt werden, um not­
wendige Änderungen noch während des laufenden lehrgangs 
vorzunehmen; 

• die Planungsgrundlage und Vorbereitung von Folgemaßnah­
men sollen durch die Berücksichtigung der Ergebnisse erleich­
tert und verbessert werden. 

Der Erfahrungsbogen hat also die Funktion, die subjektiven Er· 
fahrungen und Einschätzungen der Teilnehmer für den Arbeits­
berater als (Teil-lInformation über die Maßnahmequalität verfüg­
bar zu machen. Hierin liegen auch die Grenzen des Instruments: 
Wie sich einzelne, insbesondere kritische, Sachverhalte aus der 
Sicht des Bildungsträgers oder anderer Beteiligter darstellen, 
kann und sollte der Arbeitsberater zusätzlich in Erfahrung brin­
gen. 

Von seinen Anwendungsmöglichkeiten ist der Erfahrungsbogen 
für längere, mehrmonatige Auftragsmaßnahmen konzipiert - da­
neben könnte seine 'Anwendung auch für solche freien Maßnah­
men neueren Typs in Betracht gezogen werden, bei denen die 
Arbeitsämter sich in größerem Umfang an der Teilnehmergewin­
nung beteiligen. Der Erfahrungsbogen sollte nicht routinemäßig 
in allen oder den meisten Bildungsrnaßnahmen eingesetzt wer­
den, sondern vorzugsweise nur unter folgenden Voraussetzun­
gen: 

wenn Bildungsrnaßnahmen erstmalig durchgeführt werden und 
deshalb noch Änderungen am Konzept wahrscheinlich sind; 

wenn BilduTlQsmaßnahmen hohe Abbrudlquoten oder andere 
Probleme aufweisen, über die nähere Informationen benötigt 
werden; 

wenn es Hinweise auf gravierende Abweichungen des Bildungs­
trägers vom vereinbarten Maßnahmekonzept gibt; 

wenn bei Standardmaßnahmen FehJentwicklungen zu be­
fürchten sind oder sich abzeichnen. 

Die jeweilige Entscheidung über einen Einsatz sollte beim zustän­
digen ArbeitsberBter liegen: Er kann aus seiner Einschätzung der 
Situation die Notwendigkeit und mögliche Auswirkungen der 
Teilnehmerbefragung am besten beurteilen. 

Der Erfahrungsbogen ist vor allem für längere Bildungsmaßnah­
man (ab ca. 3 Monaten Dauerl geeignet; in diesen besteht noch 
die Möglichkeit zur Berücksichtigung und Umsetzung der Ergeb­
nisse für den laufenden Lehrgang. Der Bogen sollte nicht ohne 
besondere Hilfestellung für die Befragung ausländischer Teilneh­
mer an Bildungsrnaßnahmen verwendet werden, weil von ihnen 
erfahrungsgemäß einige Fragen nicht völlig verstanden, aber den­
noch beantwortet werden. Für solche Zwecke sollten von der 
Bundesanstalt übersetzungen bereitgestellt werden. 

Der Zeitpunkt des E insatl:es ist unter zwei Ge5ichtspunkten zu 
sehen: Einerseits sollte der Erfahrungsbogen als "Frühwarn5Y­
stern" so eingesetzt werden, daß Fehlentwicklungen, Probleme 
oder Mängel frühzeitig "erkannt werden können. Andererseits 
kann die Befragung aber nicht schon bald nach Lehrgangsbeginn 
erfolgen, weil die Teilnehmer zunächst einige Zeit brauchen, um 
sich an die für sie neue Lernsituation zu gewöhnen, Erlahrungen 
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mit den "üblichen" Anforderungen und Abläufen des Lehrgangs 
zu sammeln und sich ein etwas stabilere$ Urteil zu bilden. Der 
günstigste Zeitpunkt für den Einsatz liegt deshalb im ersten Drit­
tel eines Lehrgangs - bei langzeitmaßnahmen über 12 Monaten 
auch früher, nach etwa 2 bis 3 Monaten. 

Bei der BefragurlQ ist auch die aktuelle Situation im Lehrgang zu 
berücksichtigen, z. 8. anstehende Klassenarbeiten oder Konflik­
te in der Gruppe, um eine Überbewertung der Vorgänge zu ver­
meiden, die gerade aktuell im Vordergrund der Aufmerksamkeit 
stehen. 

Ein erneuter, also mehrfacher, Einsatz des Erfahrungsbogens bei 
Langzeitmaßnahmen ist möglich; es liegen aber noch keine Er­
fahrungen über die Zweckmäßigkeit vor. Allerdings können Aus­
wirkungen von Veränderungen, die aufgrund eines Ersteinsatles 
vorgenommen wurden, vom Arbeitsberater häufig gezielt durch 
Gespräche festgestellt werden_ 

Zur Durchführung und Auswertung des Erfahrungsbogens ist fol­
gendes vorgesehen: Die Befragung der Teilnehmer wird nach Ab­
stimmung mit dem Bildungsträger vom Arbeitsberater selbst in 
der Klasse durchgeführt � das kann in Anwesenheit oder mit 
Unterstützung des "Klassenlehrers", zuständigen Meisters oder 
Sozialpädagogen sein_ Während eine solche Unterstützung durch­
aus sinnvoll und erwünscht ist, soll aber gleichzeitig auch betont 
werden, daß es sich verbietet und mit der Zielsetzung der Arbeits­
hilfe nicht vereinbar ist, die Befragung insgesamt dem B i ldungs­
träger zu übertragen. 

Die sachgerechte Auswertung und I nterpretation der Befragungs­
ergebnisse durch den Arbeitsberater sind eine wesentliche Voraus­
setzung für eine erfolgreiche Nutzung der Arbeitshilfe. Die Er­
gebnisse der Teilneh merbefragung sind vom Arbeitsberater nicht 
isoliert zu bewerten, sondern auf dem Hintergrund aller Infor­
mationen über den Lehrgang zu interpretieren. Der zur Arbeits­
vereinfachung entwickelte Auswertungsbogen erleichtert den 
Überblick und strukturiert die Ergebnisse: Auffälligkeiten des 
Gruppenergebnisses oder einzelner Teilnehmeraussagen werden 
gesondert hervorgehoben. Für die Ergebnisinterpretation wird 
ein stufenweises Vorgehen vorgeschlagen: 

• Nach der Auswertung entscheidet der Arbeitsberater , zu wei­
chen Auffälligkeiten er weitere Informationen bellÖtigt, z. B. 
von den Lehrkräften, dem Sozialpädagogen oder Bildungs­
träger und nimmt dann entsprechende Kontakte auf; 

• er vereinbart mit dem Bi ldungsträger bzw. dessen Mitarbei­
tern ein Auswertungsgespräch, zu dem er sie über die Ergeb­
nisse insgesamt informiert. Diese werden diskutiert und bei 
Kritikpunkten werden gemeinsame Vorschläge zur Abhilfe 
besprochen. Die Beteiligten sollten vor und im Rahmen des 
Auswertungsgespräches Gelegenheit haben, die Ergebnisse 
selbst zu beurteilen, zu kommentieren und ggf. eigene Vor· 
schläge zu machen, wie gehandelt werden sollte. Ein entspre­
chendes Vorgehen für die Ergebnisbesprechung wird auch bei 
den von der Tei Inehmerbefragung ggf. berührten Mitarbeitern 
des Arbeitsamtes empfohlen; 

• in der letzten Stufe informiert der Arbeitsberater die Lehr­
gangsgruppe � ggf. gemeinsam mit dem Klassenlehrer bzw. 
zuständigen Meister oder Sozialpädagogen - über die we­
sentlichen Ergebnisse der Befragung. I n diesem Gespräch wird 
die Interpretation auffälliger Ergebnisse überprüft und ggf. 
durch Nachfragen ergänzt und korrigiert. Für Probleme wer­
den Lösungsvorschläge gesammelt, und es wird versucht, mög­
lichst breit akzeptierte Vorgehensweisen festzulegen. Sofern 
sich herausragende Schwierigkeiten oder Kritikpunkte einzel· 
ner Teilnehmer ergeben haben, $OlIten Einzelgespräche dazu 
angeboten werden. 

Wieweit die Möglichkeiten des Erfahrungsbogens genutzt wer­
den können, hängt sehr von der sachgerechten Handhabung durch 
die Arbeitsberater ab: Das betrifft sowohl die Befragung der Teil­
netvnet als auch die Auswertung, Interpretation und Umsetzung 

der Ergebnisse. Hier bestehen zur Zeit noch Einschränkungen 
bei der Anwendung, die durch die Arbeitsbelastung, die Bereit­
schaft und die Qualifikation vieler Mitarbeiter des Arbeitsamtes 
gegeben sind. Sie könnten von den Arbeitsämtern durch Bereit· 
stellung angemessener Zeitkontingente für die Betreuung und 
Kontrolle der BIldungsmaßnahmen und durch eine gezielte Vor· 
bereitung/Fortbildung der Arbeitsberater zu den im Erfahrungs­
bogen angesprochenen curricularen und erwachsenenpädagogi­
schen Themen überwunden werden. 

I n halt und Merkmale des Erfahrungsbogens für Teilnehmer 

Die Überprüfung oder Bewertung von Bildungsmaßnahmen mit­
tels einer schriftlichen Befragung der Teilnehmer ist für viele 
Träger nichts neues: Bei vielen Kurzzeitveranstaltungen der be­
trieblichen oder außerbetrieblichen Weiterbildung sind abschlie­
ßende Seminarbeurteilungen gang und gäbe, und auch bei länge­
ren Biklungsveranstaltungen wird eine Teilnehmereinschätzung 
gelegentlich als Zwischenbilanz durchgeführt. 

Auch von einigen Arbeitsämtern wurden bisher schon schriftli­
che Befragungen von Lehrgangsteilnehmern in unterschiedlicher 
Form und Häufigkeit durchgeführt � dabei gab es in der Regel 
keine systematische Abstimmung oder einen regelmäßigen Er­
fahrungsaustausch über solche Vorgehensweisen. Im Verhältnis 
zu den dabei verwandten Fragebogen ist am Erfahrungsbogen 
die Tatsache neuartig, daß nicht nur die vom Bildungsträger � 

und ggf. auch von der Berufsschule � zu verantwortende Ein­
haltung der curricularen Gestaltungselemente erfaßt wird, son· 
dem daß darüber hinaus drei weitere Bereiche berücksichtigt 
werden: 

die lehrgangsbezogene Tätigkeit des Arbeitsamtes; 

die sozialpädagogische Betreuung/Begleitung; 

die aufgetretenen Probleme der Teilnehmer. 

Mit diesen Bereichen werden zugleich auch Formen und Auswir­
kungen von wesentlichen Rahmenbedingungen für die Teilnah­
me an Auftragsmaßnahmen erfaßt: Die Durchführungsqualität 
von Biklungsmaßnahmen wird nicht nur an den Curricula fest­
gemacht, ihre Sicherung beschränkt sich nicht nur auf die Ein­
haltung der mit dem Träger vereinbarten Leistung. 

Die Befragung umfaßt fünf Themenkomplexe bzw. Erfahrungs­
ooreiche: 

• Erfahrungen mit dem Lehrgang/der Bildungseinrichtung; hier­
bei geht es vor allem um die Einschätzung der Lehrgangsor­
gani5ation und -ausstattung, die Berücksichtigung von Teil­
nehmerbelangen, die Beurteilung der Lehrgangsgruppe und 
des Unterrichts/der Unterweisung; 

• Erfahrungen mit der Berufsschule, falls Theorieunterricht dort 
erteilt wird; hierzu gehören Fragen zur Unterrichtsgestaltung 
und zu einzelnen Fächern; 

• Erfahrungen mit der sozialpädagogischen Betreuung/Beglei­
tung, falls der Lehrgang damit ausgestattet ist; T eilnehmerzu­
friedenheit und positive bzw. negative Gesichtspunkte wer­
den dazu erfragt; 

• Erfahrungen mit dem Arbeitsamt; dieserThemenkreis umfaßt 
Erfahrungen mit der FuU-Beratung und Teilnehmerauswahl. 
der Zahlungsabwicklung und der lehrgangsbegleitenden Be· 
treuung durch das.Arbeitsamt; 

• Teilnehmerprobleme/Lehrgangsteilnahme; hierbei werden die 
Belastungen der Teilnehmer durch zentrale Probleme während 
des Lehrgangs ermittelt sowie Abbruchtendenzan und die Ein­
stellung zur eigenen Teilnahme am Lehrgang festgehalten. 

Die genannten Themenkomplexe oder Erfahrungsbereiche orien­
tieren sich weitgehend an den aus der Projektuntersuchung be­
kannten, hier zum Teil bereits im Abschnitt "Aufgaben und Pro­
bleme in der Durchführungsphase" beschriebenen Themen. 
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Der Erfahrungsbogen für Teilnehmer ist nicht als Instrument für 
statiSlische Erhebungen oder wissenschaftliche Untersuchungen 
gedacht. Das ist für seine Beurteilung durch die verschiedenen 
davon berührten Personen wichtig: 

• Arbeitsberater sollten den Erfahrungsbogen nicht als formale 
Statistik führen oder darüber Berichte für ihr Amt anfertigen, 
sondern sie sollten ihn als Mittel zur Verbesserung ihrer Infor­
mation einsetzen, um die eigenen Aufgaben besser wahrneh­
men zu können. 

• Bildungsträger können davon ausgehen, daß Befragungen mit 
Hilfe des Erfahrungsbogens nicht schematisch durchgeführt 
werden, sondern abhängig von der Situation in einzelnen 
Lehrgängen. Sie können g91. die Möglichkeit nutzen, über die 
Ergebnisbesprechungen mit den Arbeitsberatem zu einer en· 
geren Zusammenarbeit zu kommen. 

• Teilnehmer beantworten den Erfahrungsbogen freiwillig und 
anonym - eine Personenstatistik gibt es nicht. Sie liefern mit 
dem Erfahrungsbogen keine Daten für eine Statistik der Bun­
desanstalt, son.dern formulieren eigene Erfahrungen im Zu­
sammenhang mit der Weiterbildungsmaßnahme für ihren Ar­
beitsberater und erhalten die Zusage, mit ihm über die Ergeb­
nisse zu sprechen, verbunden mit der Aussicht, ggt. kritisch 
beurteilte Punkte abändern zu können. Darüber läßt sich 
vielleicht bei einigen Punkten auch ein (weiteres) Stück Teil­
nehmerorientierung realisieren. 

Entwicklung des Erfahrungsbogens 
sowie erste Erfahrungen und Perspektiven 

Der Erfahrungsbogen wurde im Rahmen eines aufgestellten Ar­
beitsprogramms [3) entwickelt. Die Erarbeitung verlief durch· 
gängig praxisorientiert. Es konnte zunächst auf die in einzelnen 
Arbeitsämtern vorliegenden Fragebogen für Teilnehmer zurück­
gegriffen werden und die Erfahrungen des Bundesinstituts mit 
dem "Fragebogen zu Lernproblemen Erwachsener" (7) zugrun­
de gelegt werden. Der Erfahrungsbogen wurde in den verschiede-­
nen Stadien seiner Entwicklung mehrfach in einer gemeinsamen 
BI BB/BA.Arbeitsgruppe diskutiert. 1986 wurde eine Teilerpro· 
bung in einigen Auftragsmaßnahmen Berliner Arbeitsämter durch 
Projektm itarbeiter unter partieller Beteiligung von Arbeiube­
ratern durchgeführt. Ziel war, die Verständlichkeit des Fragebo· 
gens und seine Akzeptanz bei Bildungsträgern und Teilnehmern 
zu erkunden. Noch nicht erprobt werden konnte in diesem Rah· 
men die selbständige Handhabung des Erfahrungsbogens durch 
die Arbeitsberater. Als wichtigste Ergebnisse der Teilerprobung 
sind folgende Punkte zu nennen: 

• Der Erfahrungsbogen konnte ohne Probleme eingesetzt wer­
den; von seiten der Einrichtungsleiter, Lehrkrafte oder Teil· 
nehmer wurden keine nennenswerten Vorbehalte gegenüber 
dem Verfahren geäußert; 

• in den Befragungsergebnissen zeigten sich tendenziell die glei­
chen Problemschwerpunkte, wie in der ersten Projektunter­
suchung: Dies bestätigt das Grundkonzept des Erfahrungsbo­
gens mit der Einbeziehung von Rahmenbedingungen der Wei· 
terbildung; 

• die Befragung erbrachte für die Beteiligten wichtige neue In· 
formationen und unübersehbare Hinweise auf Mängel oder 
die Dringlichkeit nur in Teilen bekannter oder unterschätzter 
Probleme; 

• bei der Ergebnisinterpretation und im Gespräch mit Lehrkräf­
ten oder derT eilnehmergruppewar es wichtig, die Hintergrün· 
de einiger Ergebnisse zu ermitteln, um Mißverständnisse oder 
vorschnelle Schlüsse zu vermeiden; 

• die Ergebnisbesprechung wurde von seiten der Arbeitsberater 
schnell als Verteidigungslinie gesehen: Kritische Äußerungen 
von Teilnehmern wurden häufiger durch Verweis auf vermeint­
lich nicht veränderbare Bedingungen abgeblockt, anstatt ge· 
meinsam weiter nach Lösungen zu suchen. 

Als weiteres Ergebnis der Teilerprobung sind auch die Hinweise 
und Bedenken zu nennen, die von seiten der Arbeitsämter ge­
äußert wurden urod die für die Perspektiven der künftigen Ver­
wendung des Erfahrungsbogens von Bedeutung sein dürften: 

• Die sachgerechte Anwendung des Erfahrungs-bogens erfor· 
dert bestimmte Zeitkontingente: Diese sind bei dem vorhan­
denen Arbeitsdruck der Arbeitsberater nur schwer verfügbar 
und müßten bei einem regelmäßigen Einsatz im Rahmen des 
Personalbemessungs- bzw. Arbeitsbewertungssvstems (AGD­
Systems) der Bundesanstalt angemessen berücksichtigt wer· 
den. 

• die Befragung könnte bei einem Teil der Lehrgänge dazu füh­
ren, daß Probleme oder Mängel aufgedeckt würden, die die 
Arbeitsämter zum Handeln verpflichteten. Zugleich sehen 
einige Arbeitsberater ihre HandJungsmöglichkeiten als seN­
begrenzt an und möchten durch die Teilnehmerbefragung 
nicht gern in Zugzwang geraten, ohne notwendige Änderun­
gen bewirken zu können. 

Diese Erfahrungen und Vorbehalte von Arbeitsberatem sind aus 
der Sicht des Projektes nicht zu unterschätzen und müßten von 
der Bundesanstalt durch entsprechende Regelungen beriid<sich­
tigt werden. Aktivitäten zur Sicherung der Oualität kosten Ar· 
beitueit: Diese muß zur Verfügung stehen und auch im Arbeits­
bewertungssystem berücksichtigt werden. Und neben der Erhö· 
hung des Zeitbudgeu müssen für Arbeitsberater auch Handlungs­
möglichkeiten bestehen, um erkannten Problemen weiter nach­
zugehen und Abhilfe zu schaffen - auch bei Problemen inner­
halb der Arbeitsämter. 

Die Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte ist auch im Hinblick 
auf die Aufrichtigkeit des Anliegens gegenüber den Bildungsteil· 
nehmern unverziehtbar: Es besteht sonst die Gefahr, daß die 
Teilnehmerbefragung in einer weitgehend folgenlosen bürokrati­
schen Routine erstarrt - ohne die Bereit5Chaft, aus den Ergeb­
nissen Konsequenzen zu ziehen. Das ist den Teilnehmern aber 
ebensowenig zuzumuten wie den Arbeitsberatem. 

Auf der Grundlage der Teilerprobung des Erfahrungsbogens in 
Berliner Auftragsmaßnahmen und unter Berücksichtigung von 
Anregungen weiterer Bildungsträger wurde die endgültige Ar­
beitshilfe erarbeitet: die FassurtQ 3/87 E des Erfahrungsbogens, 
die Anwendungshinweise als komprimierte Information für Ar­
beitsberater und ein Auswertungsbogen als Hilfe zur Ergebnis­
darstellung. 

Der ErfahrungsbOgen wird in den Arbeitsämtern per DienstblattJ 
Runderlaß eingeführt und über.einen Zeitraum von etwa 1112 

Jahren erprobt. Dies soll dazu dienen, auf einem breiteren Er­
fahrungshintergrund ggt. noch Modifikationen vorzunehmen. 
Wichtig wäre für diese Erprobungsphase, daß die daran beteilig­
ten Arbeitsberater auf die Verwendung und Auswertung gezielt 
vorbereitet würden. 

Die weitere Perspektive des Erfahrungsbogens für Teilnehmer 
wird nach Auffassung des Projekts vorwiegend davon bestimmt, . 
inwieweit von der Bundesanstalt die Rahmenbedingungen für 
die Oualitätssicherung während der Durchführungsphase von 
Auftragsmaßnahmen verbessert worden können. Die Wirksam· 
keit dieser Arbeitshilfe ist ganz eindeutig von den Bedingungen 
ihres Ei nsatzes abhängig. Zu den anzustrebenden Voraussetzun­
gen einer Qualitätssicherung gehören vor allem: 

• der Abbau von Arbeitsüberlastung und personellen Engpäs-­
sen im F uU-Bereich und die Bereitstellung ausreichender Zeit­
kontingente und Arbeitsanreize für Aufgaben der Kontrolle 
und Betreuung von Bildungsmaßnahmen; 

• die Erhöhung der Qualifikation von FuU·Mitarbeitern durch 
eine auf curriculare und erwachsenenpädagogische Inhalte 
abgestellte Fortbildung. 

Wenn diese Bedingungen des Einsatzes verbessert werden, kann 
der Erfahrungsbogen dazu beitragen ,  die Qualität beruflicher 
Weiterbildung zu sichern. 
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beitvomJuli 1987. 
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Leitfadens". Vervielfältigtes Arbeitspapiel' des Projektes 4.f6.048. 
Berlin 1984. 

14] Bezug genommen wird <tul die Haup'luntersuchung des Projektes: 
Dabei wurden 1982 30 AuftragsfMßnahman aUS 15 Arbeitsamu­
bezirf<;en durch mündliche und schriftliche Befragung der an den 
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Maßnahmen beteiligten Mitarbeiter des Arbeitsamtes, der Bildungs· 
träger und der Teilr>ehroor untertueht. Ergebnisse der Hauptunt.r­
suchung sind vor allem enthalt.n in [3[ Arbeitsprogramm, [5[, 
16[. Ein abschließender Bericht ist in Vorbereitung. 

[5[ Vgl.: Zwischenbericht Mai 1985 Zum Projekt "QUalitiit und Wirt­
schaftlichkeit beruflicher W.iterblldung", insbe!iOndere Anlagen 
10-13. Vervielf;;ltigte� Arbeitspapi.r des Projektes 4./6.048. BM"­
lin 1985. 

[6[ Zwischenbericht Juli 1986: "Festlegung und Sicherung der Quali­
tät IIOn Auftragsmaßnahmell der Burldei3nstalt für Arbeit". Ver­
vieffiiltigte$ ArbeitspapiM" dir B IBB/BA-Arbeltsgruppe. Blrlin 1 986. 

[7[ Vgl.: HARKE, D., ulld FREIBICHLER, H.: Fregebogen zu Lern­
problemen Erwachsener - FLE. Sonderwröffentlichung dlS BIBB. 
Berlin 1982. 

Projekt orientiertes Lernen als Ansatz 

zur Vermittlung von Handlungskompetenzen 

in der beruflichen Bildung 

Kompetenzen aus Erfahrungen 

Projektarbeit, Projektmethode, Projektunterricht und projekt­
orientiertes Lernen werden in der gegenwärtigen Diskussion in­
nerha[b der beruflichen Bildung um adäquatere Formen von Aus­
bildung und Unterricht häufig als vielversprechende [nstrumen· 
tarien genannt, die dem handlungstheoretischen Verständnis 
von Pädagogik tendenziell entgegenkommen. 

Das Projekt gilt danach als eine bevorzugte Form von Lehren 
und Lernen im Sinne einer handlungsorientierten emanzipatori­
schen Pädagogik, die den lerner nicht nur fachlich qualifiziert, 
sondern darüber hinau:; "extrafunktional" zu berufsfeldübergrei­
fenden Bildungszielen wie Abstraktionsfähigkeit, methodisches 
Vorgehen, Kommunikations- und Kooperationsfähigkeit, Selbst­
bestimmung und Verantwortungsbewußtsein führt. 

Eine so verstandene Didaktik orientiert sich in erster Linie an 
dem Postulat des Erfahrungslernens, Lehren und lernen in die­
sem Sinne sollten "an die Erfahrung anknüpfen (oder weitere Er­
fahrungen bilden), so daß die biografische Erfahrungsstruktur 
erweitert wird und damit Grundlagen für neue Handlungskom­
petenzen geschaffen werden". [1]  Eine wesentliche Vorausset· 
zung für die Vermittlung von Handlungskompetenzen sind fer­
ner die Reflexion und Verarbeitung dieser Erfahrungen. 

Der pragmatische Lehrsatz der Pädagogik, den lerner bei seinem 
aktuellen Erkenntnis- und Entwicklungsstand abzuholen, ist nach 
wie vor gültig. Dies gilt nicht nur für den funktionalen Bereich 
(Vorkenntnisse), sondern ebenso für den sozialen Bereich (per­
sönliche Sozialisation). 

Lernen innerhalb von Projekten bietet hier hervorragende Mög­
lichkeiten, da die lerner ihre lermituationen zu einem großen 
Teil selbst entwickeln und ihre Interaktionsformen und -rah.· 
menbedingungen innerhalb des institutionell vorgegebenen Spiel­
raums im Idealfall frei vereinbaren können. 

Entscheidend für die Qualität der Ausbildung ist jedoch, inwie­
weit es mit Hilfe projektorientierten Lehrens und lernens mög­
lich ist, Handlungskompetenzen zu vermitteln, die zum einen 
die fachlichen Anforderungen voll abdecken und zum anderen 
weiterführende Qualifikationen berücksichtigen. 

Nichtfachliche Qualifikationen bieten den Vortei I eines eher un­
problematischen Ein$(ltzes auch in anderen oder veränderten 
funktionalen Bereichen und gewinnen in einer Zeit, die durch 
raschen sozialen Wandel und eine rasante Technikentwicklung 
geprägt ist, zunehmend an Bedeutung. 

Handlungskompetenz orientiert sich somit 

zum einen an funktionalen Anforderungen, die wiederum als 
berufsfeldbreite und berufs- bzw. fachspezifische Qualifika­
tionen differenziert werden können und 

zum anderen an extrafunktionalen Anforderungen, die als 
methodische (Lern- und Arbeitstechniken) und soziale Quali­
fikationen umschrieben werden können. 

. Gerade im Bereich der beruflichen Bildung reicht es nicht mehr 
aus, Lernziele zu vermitteln,sondern der lerner sollte ein Höchst­
maß an Handlungs- und Anwendungsorientierung erhalten, um 
auf seine spätere Rolle in der beruflichen Praxis angemessen vor­
bereitet zu sein. 

Es kommt zunehmend zu einer Aufhebung der Trennung von 
Hand- und Kopfarbeit, von Theorie und Praxis und zu einer I n­
tegration von beruflichem und allgemeinbildendem lernen. [2] 

Projektbegriff 

Was heißt nun Projektausbildung, bzw. für den Bereich der be· 
ruflichen Schule projektorientierter Unterricht, was heißt Pro­
jektmethode, welches sind die wesentlichen Strukturmomente 
und was ist neu an dieser Art des Letnens7 

AI:; minimale Arbeitsdefinition werden an den Projektbegriff in 
der beruflichen Bildung lediglich zwei Prämissen herangetragen: 
[3J 

zum einen der Bezug zu einem realen, lebensechten Fall und 

zum anderen ein Arbeitsvorhaben, das von einer Projektgrup­
pe in einem zeitlich definierten Rahmen arbeitsteillg bewäl· 
tigt wird. 

Dieser Projektbegriff ist für eine differenzierte Betrachtung si· 
cherlich zu unspezifisch. Denn - 50 ein zentraler Einwand - wird 
ein Arbeitsvorhaben "alle Jahre wieder" [4] nach vorgegebenen 
Unterlagen und mit sehr ähnlichen Ergebnissen durchgeführt, so 
handelt es sich noch nicht um ein Projekt, auch wenn die oben 
genannten Kriterien erfüllt sind. Es fehlt der innovative Charak­
ter. 

So ist die von Praktikern der beruflichen Bildung gelegentlich zu 
hörende Äußerung: "Projektausbildung - nichts Neues, das ma­
chen wir doch schon seit vielen Jahren!" einer genaueten Betrach­
tung hinsichtlich des Projektbegriffes zu unterziehen. 
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Als ein we5entliches pädagogisches Element des Lernens in Pro­
jekten, das über die oben genannte Definition hinausgeht, gilt 
die Beteiligung der Lerner schon bei der formulierung der Pro­
jektaufgabe unter Berücksichtigung objektiver und subj ektiver 
Interessen der Lerner. Diese Projektaufgabe ist durch I nterak­
tion von Lehrer und Lerner abzuleiten aus einer umfassenden 
Problemstellung, die wiederum Gegenstand des jeweiligen Be­
rufsfeldes zu sein hat. 

Projektorientiertes Lernen 

PROBLEM 

SOZIO-ÖKON. 
UMFELD 

SOZIO-ÖKON. 
UMFELD 

Als Ergebnis wird ein weitgehend selbstbestimmtes Handeln des 
Lerners angestrebt, das Kompetenzen vermittelt, die zunächst 
einmal für das Berufsfeld von Bedeutung sind. Darüber hinaus 
wird durch den ganzheitlichen Ansatz des projektorientierten 
Larnens eine Übertragbarkeit auf andere Berufsfelder und das 
sozio-ökonomische Umfeld insgesamt erleichtert. 

Fachliche berufsbezogene Kompetenzen sind ebenso von Bedeu­
tung wie ein selbständiges, selbstverantwortliches Lernen (Auto­
nomie) und die Kommunikation und Kooperation in der Lern· 
gruppe (Solidarität). 

Projektmethode 

Der Projektgedanke, also die Intention eines handlungsor ientier­
ten Lernens, ist trotz seiner derzeitigen Aktualität nicht neu,son­

. dern läßt sich zumindest bis in das 18. Jahrhundert zurückver­
folgen. Erste Ansätze eines handlungsorientierten Lernens im 
Sinne der Projektmethode finden sich bei Pestalozzi (1.146 bis 
1827) und Rou5Seau (1712 bis 1778), wie Karl Frey [5] in sei­
nem Buch zur Projektmethode darstellt. 

Wie wird nun konkret gelernt mit Hilfe der Projektmethode? Wo· 
durch sind Interaktionsprozesse der Teilnehmer untereinander 
gekennzeichnet und was ist das Erfolgsrezept dieses handlungs­
orientierten Lernens? Karl Frey beschreibt in seinem vielzitier­
ten Werk zur Projektmethode einen Katalog von Handlungszie­
len und Interaktionrlormen, die insgesamt idealtypisch das Ar-

beiten mit Hilfe der Projektmethode charakterisieren. Danach 
zeigen Teilnehmer bzw. lerner innerhalb eines Projektes u. a. 
folgende Verhaltensweisen: [6] 

• greifen eine Projektinitiative von jemandem auf (z. B. ein 
Thema, Erlebnis, Problem), 

• verständigen sich auf gewisse I nteraktionsformen (Spielregeln 
des. M iteinander-Umgehens), 

• organisieren sich in einem begrenzten zeitlichen Rahmen 
selbst, 

.• beschäftigen sich mit einem relativ offenen Betätigungsgebiet, 
das nicht von vornherein in kleine lernschrine gegliedert ist, 

• planen weitgehend selbständig, 

• arbeiten individuelle Prozesse und Probleme auf, die während 
des Projektablaufes auftreten, 

• vereinbaren Arbeitsziele und Rahmenbedingungen, 

• entwickeln selbst Methoden, die zu einer angemessenen Pro· 
blembewältigung führen, 

• berücksichtigen persönliche Interessen und Ziele der Gruppe 
insgesamt, 

• orientieren sich an realen Situationen und Objekten, 

• setzen sich mit aktuellen und persönlichen Fragen auseinan· 
"',. 

Diese für den lerner postulierten Verhaltensweisen werden sich 
unter den Randbedingungen des Lernprozesses innerhalb einer 
hierarchisch organisierten Bildungseinrichrung kaum vollständig 
realisieren lassen. 

Die Projektmethode im ideattypischen Sinne impliziert ein nahe­
zu völlig offenes Curriculum und geht damit über die Möglichkei­
ten eines institutionell organisierten und lernzielorientierten Un­
terrichts hinaus. Werden nur einige dieser Handlungsziele und 
Interaktionsformen realisiert, so ist der Lernprozeß als ,,projekt­
artig" bzw. "projektorientiert" zu charakterisieren. 

Projektunterricht 

In der aktuellen didaktischen Diskussion wird häufig von Pro­
jektunterrlcht, projektorientiertem Unterricht oder projektorien, 
tiettem Lernen geredet, womit eine Reduktion des oben beschrie­
benen idealtypischen Profils auf ein unter bestimmten vorgege­
benen Randbedingungen realisierbares Maß bezeichnet wird. 

Dem Lernen mit Hilfe der Proj ektmethode im oben skizzierten 
ursprünglichen Sinne kann sicherlich nicht der Charakter des cur­
ricularen, also zieJorientierten und bildenden HandeJns abgespro­
chen werden, jedoch sind Ziele dort primär methodisch auf ex­
trafunktionale Kompetenzen und erst sekundär didaktisch auf 
funktionale Qualifikationen ausgerichtet. 

Anforderungen an den Proj ektunterrich't resultieren somit aus 
zwei Bereichen: 

einerseits aus dem Wechselspiel von eigenen Interessen und 
selbständiger Tätigkeit der lerner (Schülerselbsttätigkeit) 
uod 

andererseits aus dem Erfordernis zur Vermittlung von syste­
matischem Wissen (lehrplan). 

Der eigentliche Unterrichtsinhalt entsteht letztlich als dialekti­
sche Synthese dieser beiden Elemente, das Vorwissen und die 
individuellen Sozialisationsbedingungen werden als "Erfahrungs­
kompetenz" explizit in den Lernprozeß integriert. 

Projektunterricht als ein ganzheitliches, erfahrungs- und hand· 
lungsorientiertes Lernen ist zu verstehen als Antwort auf verän­
derte gesellschaftliche Rahmenbedingungen und neue Anforde­
rungen, die sich aus einet veränderten Arbeitswelt ergeben. 

Heinz Pün [7] konkretisiert für den Projektunterricht 15 wesent­
liche Merkmale, die sich auf eine Projektausbildung übertragen 
lassen: 
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1 .  problemhaltige Aufgabe, 

2. Motivation, 

3. Zielorientierung, 

4. planvolles, selbständiges und selbstbestimmtes Handeln, 

5. Verbindung von schulischem und außerschulischem Tun, 

6. Hingabe und ernstes Engagement, 

7. individuelles und kooperatives Handeln, 

8. Verbindung von Theorie und Praxis, 

9. Ausdauer. 

10, Abbau von Lehrerdominanz, 

1 1 .  typische Verlaufsstruktur, 

12. fächerübergreifender Charakter. 

13. Methodenvielfalt, 

14. Abschluß und Aufgabenbeurteilung, 

15. gesellschaftliche Relevanz. 

Auch hierbei handelt es sich eher um einen idealtypischen Kata· 
log, d. h., in der Realität von Ausbildung und Schule werden 
kaum alle Kriterien gleichzeitig zu erfiillen sein, der Katalog dient 
als Qrientierungshilfe. 

Nun kann es nicht sinnvoll sein, Lehr- und lernprozesse aus­
schließlich über Projektunterricht oder Projektausbildung zu rea­
lisieren. Neben Ausbildung bzw. Unterricht in Projekten werden 
andere Methoden treten müssen, die je nach I nhalt gezielt einzu­
setzen sind, uni einen optimalen Lernerfolg zu gewährleisten. 

Die wirklich interessante Frage ist daher nicht die, ob es sinnvoll 
ist, Projektausbildung und Projektunterricht in die berufliche 
Bildung einzubringen, sondern wie die konkrete Umsetzung ge­
staltet werden kann. Wie Projektausbildung und herkömmliche 
AusblIdung sinnvoll kombiniert werden können, wie beim Part­
ner im dualen System, der berufsbildenden Schule, durch Ele­
mente der Projektmethode Unterricht im Sinne einer stärkeren 
Ausrichtung auf Handlungskompetenz befruchtet werden kann, 
sind Fragen, die der Klärung bzw. Erprobung bedü rfen. 

Projektorientiertes lernen 

Projektorientiertes Lernen greift nur einige Strukturmerkmale 
der Projektmethode bzw. der Projektausbildung/des Projektun­
terrichts auf. Drei Prämissen sindjedoch als essentiell und für das 
projektorientierte Lernen unverzichtbar anzusehen: 

das Anknüpfen an die Erfahru'ngen, Interessen und Bedürfnis­
se des Lerners, 

das planvolle und weitgehend selbständige Vorgehen des Ler­
ners (learning by doing) und 

der Bezug von Theorie und Praxis (ganzheitliches Vorgehen, 
fächerübergreifender Ansatz, HandlungsrelevanzJ . 

I m  Sinne dieses handlungstheoretischen Verständnisses von Ler­
nen stehen gegenüber dem fachsystematischen Ansatz das gegen· 
ständliche Tätigsein des Lerners und die Anwendungsorientierung 
im Vordergrund. Innerhalb des projektorientierten lernprozes· 
ses lassen sich analytisch vier "handlungshierarchisierte lernpha­
sen" definieren: Zielsetzung, Planung, Ausführung und Bewer­
tung. 

Die Phase der Zielsetzung ist durch die Begründung und Konkre· 
tisierung der Aufgabensteilung gekennzeichnet. Einen hohen Stel­
lenwert hat hier der Bezug zum Lerner, dessen Integration, Mo­
tivation und Identifikation mit der Aufgabe. 

Die Phase der Planung zeichnet sich aus durch Elemente der In­
formationssammlung, Analyse, Strukturierung des methodi­
schen Vorgehens und leutlich Entscheidung über die Realisie­
rung aus alternativen Lösungsansätzen. 

Damit sind die Voraussetzungen für die Ausführung der Aufga­
be und Lösung der Detailprobleme als experimentierendes Han­
deln geschaffen. Eine Modifikation der Projektaufgabe aufgrund 
�euer Erfahrungen ist möglich, Ergebnisse werden gesichtet, zu­
sammengefaßt und gesichert. 

In der Phase der Beurteilung schließlich werden sowohl die Ar­
bBitsergebnisse als auch die Lernprozesse einer Beurteilung und 
Nachbetrachtung unterzogen, Handlungskonsequenzen werden 
erörtert. Dabei sind funktionale ebenso wie extrafunktionale 
Handlungskompetenzen zu berücksichtigen. 

Diese vier Projektphasen finden ihre Entsprechung in vier Hand­
lungsstufen mit unterschiedllcher Differenziertheit der Hand­
lungspläne: Grobstrukturierung, Feinstrukturierung, Generali­
sierung und Flexibilisierung. [8] 

Projektorientiertes Lernen 

Projektphasen 

- Zielsetzung 

- Planung 

- Ausführung 

- Beurteilung 

HandlungSSlUfen 

G robstruk turierung 

Feinstrukturierung 

Generalisierung 

Flexibilisierung 

Die Vermittlung von Handlungskompetenzen hat somit zur Vor· 
aussetzung, daß dem Lernerschon während der Ausbildung bzw. 
des Unterrichts gezielt Gelegenheit gegeben wird, kreatives und 
verantwortllches Handeln einzuüben und zu reflektieren. 

Projektorientiertes lernen am 
Berufsförderungszentrum Essen 

Projektorientiertes Lernen wird in einigen Bereichen der Fortbil­
dung und Umschulung am BerufsförderungSlentrum bereits seit 
Jahren erprobt. Drei praktische Beispiele sollen diese Arbeit ver­
deutllchen und erste Erfahrungen aufzeigen: 

1. Bei$piel: Energiegeräteelektroniker 
Projekt: Galvanikanlage 

Am Beispiel des eines Ausbildungsprojektes, wie es innerhelb der 
Umschulungsmaßnahme zum Energieelektroniker im BFZ Es­
sen durchgeführt wird, soll ausführlich dargestellt werden, wie 
Inhalte der Steuerungstechnik mit Hilfe von projektorientiertem 
Lernen vermittelt werden. Neben fachlichen Inhalten finden ganz 
gezielt fachübergreifende Qualifikationen BerücksichtigUng. 

Zu Beginn der Ausbildung werden Grundlagen der Steuerungs­
tec;hnik arn Beispiel kontaktbehafteter Steuerungen vermittelt. 
Durch den Aufbau einer einfachen Verkniipfungssteuerung wird 
der übergang zur elektronischen Steuerungstechnik vollzogen. 
Dabei handelt es sich um eine Pressensteuerung, die jeder Um· 
schulungsteilnehmer aufbaut und eigenständig in Betrieb nimmt. 
[9] 
Auf der Grundlage dieser Kenntnisse und Fertigkeiten wird die 
rlächste Ausbildungsphase als projektorientiertes lernen mit 
dem vorrangigen Ziel der Vermittlung von Handlungskompeten­
zen gestaltet. Fachlich lernen die Umschüler hier das Funktions­
prinzip der Ablaufsteuerung kennen. Folgende Zielvorstellungen 
stehen in diesem Ausbildungsabschnitt im Vordergrund: 

Vertiefung theoretischer Lerninhalte, 

Vermittlung neuer Ausbildungsinhalte, 

Erleichterung des Transfers von Theorie und Praxis, 

Stärkung der Eigenaktivität der Lerner, 
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Fähigkeit zur selbständigen Arbeitspbnung, 

Vermittlung von sozialer Kompetenz, 

Stärkung der Motivation der Lerner. 

In mehreren im positiven Sinne miteinander konkurrierenden 
Kleingruppen von je fünf Lernern wird jeweils eine Galvanikan­
lage einschließlich der zugehörigen Steuerung konzipiert und ge· 
baut. Die Umschüler erhalten dazu folgende Vorgaben bzw. Hil­
festeilungen: 

Funktionsweise der Anlage als Modell, 

Konzept einer Ablauhteuerung, 

Eingabeteil mit galvanischer Trennung und Anzeige, 

Verarbeitungsteil mit Schrittkette (Flip·Flops), 

Ausgabeteil mit Leistungstreibern und Anzeige, 

problembezogene Fachliteratur. 

Die Umschüler verfügen zu diesem Zeitpunkt bereits iiber ausrei­
chende Kenntnisse der Bauelemente. Die Schaltungsdetails wer· 
den in der Gruppe gemeinsam erarbeitet. Dies geschieht unter 
Einbeziehung möglichst vieler Grundschaltungen der Elektro­
nik und Digitaltechnik. Die Teilnehmer lernen auf diese Weise, 
einzelne Grundschaltungen den entsprechenden Bereichen einer 
Steuerung bzw. Anlage richtig zuzuordnen. Parallel dazu wird 
das Funktionsprinzip der Ablaufsteuerung erarbeitet. 

Sodann findet innerhalb der Arbeitsgruppen eine Arbeitsteilung 
statt, d. h., jeder der fünf Teilnehmer realisiert einen Teil der Ge­
samtanlage. Diese Maßnahme überträgt jedem Gruppenmitglied 
einen Teil der Verantwortung für die Funktion der Gesamtanla­
ge und zwingt zu fortgesetzter Absprache der Lerner unterein­
ander. 

Oie Aufteilung und Zuordnung der einzelnen Aufgaben werden 
von den Gruppenmitgliedern selbst vorgenommen und können 
beispielsweise wie folgt aussehen: 

Teilnehmer 1 :  Stromversorgung, 

Teilnehmer 2: Eingabeebene, 

Teilnehmer 3: Ausgabeebene, 

Teilnehmer 4: Verknüpfungsebene, 

Teilnehmer 5: Chassis. 

Beim Schaltungsentwurf, der Entflechtung, dem Erstellen des 
Leiterkarten-Layouts und beim Bau der Einzelbaugruppen ar· 
beiten die Teilnehmer weitgehend selbständig. Die Ausbilder 
sind als Beraterstetsansprechbar, geben aber nur Hilfe zur Selbst­
hilfe der Lernenden. Umfangreiche Handlungsanweisurigen, wie 
sie in der fachpraktischen Ausbildung sonst üblich sind. existie­
ren nicht. An ihre Stelle tritt die individuelle Arbeitsplanung 
jedes Teilnehmers (funktionale und methodische Handlungs­
kompetenz). 

Nach dem Bau und der Inbetriebnahme der ainzelnen Anlagen· 
teile fügen die fünf Teilnehmer der Kleingruppe ihre Kompo­
nenten zur Gesamtanlage zusammen. Hierbei und in der folgen­
den Gesamtinbetriebnahme ist ..... iederum die Zusammenarbeit 
von sehr großer Bedeutung. In dieser Phase findet auch ein re­
ger Austausch von Informationen zwischen den Lernenden 
statt, bei dem die Mitglieder der Kleingruppe ihr Know-how. 
welches sie beim Erstellen ihres Anlagenteils erworben haben, 
an ihre Kollegen weitergeben. 

Bei der anschließenden Fehlersuche werden von den Ausbildern 
praxisrelevante Fehler in die Anlagen eingebaut. Bei ihrer Besei­
tigung ist wiederum die Zusammenarbeit des Gesamtteams er­
forderlich, wobei die Fachkompetenz des einzelnen Gruppenmit· 
gliedes auf die Gruppe insgesamt übertragen wird. 

Abgerundet wird die Projekterbeit durch eine Zusammenfassung 
der Arbeitsergebnisse in den Kleingruppen sowie durch Refera­
te, die von den einzelnen Teilnehmern zu oosgewählten Themen­
komplexen erarbeitet und vorgetragen werden. 

2. Beispiel: Metallberufe 
Projekt: Taktstraße 

Zur Förderung extnfunktionaler Qualifikationen (Motivation, 
Teamfähigkeit, Flexibilität etc.) der Teilnehmer in Umschulungs­
maßnahmen des Berufsfeldes Metall wurde vom Berufsförde­
rungszentruni Essen gemeinsam mit dem Bundesinstitut für Be­
rufsbildung in Berlin (BIBB) das Ausbildungsprojekt Taktstraße 
entwickelt. Das Projekt orientiert sich an folgenden Zielen und 
Inhalten: [10J 

Integration von Fachtheorie und Fachpraxis, 

Arbeitsteilung innerhalb des Gesamtprojektes, 

Konfrontation mit praxisüblichen AufgabensteIlungen, 

Vermittlung von Fähigkeiten und Fertigkeiten, die zur Herstel­
lung und Inbetriebnahme 'komplexer Betriebsmitteleinrich­
tungen erforderlich sind, 

optimale Anpassung der Ausbildungsinhalte an sich ständig 
ändernde technische, industrielle Entwicklungen. 

Die gesamte Fertigungseinheit besteht aus fünf Stationen: Takt­
vorschubgerat, Schneidwerkzeug, Biegewerkzeug, Einrollwerk­
zeug und Abschneidewerkzeug. In diesem Projekt werden aus 
methodischen Gründen die verschiedenen Bearbeitungsvorgänge 
auf Einzelwerkzeuge verteilt. 

Die Taktstraße wird von den Auszubildenden arbeitsteilig erstellt. 
Die Anlage ist so konzipiert, daß der Bau von Bearbeitungsstatio­
nen in Einzel-, Partner- und Gruppenarbeit erfolgen kann. Die 
Erstellung der Baugruppen und deren Verknüpfung zu einem 
Gesamtkonzept erfordern einen hohen Grad an Kommunikation 
und Kooperation der Lerner untereinander. 

3. Beispiel: Informationselektronik 
Projekt: Aufbau des BFZ·Einplatinen-Mikrocomputers 

Im letzten Teil der Umschulung zum Informationselektroniker 
wird zur Vertiefung, Wiederholung und Anwendu ng der Mikro­
computerkenntnisse von jedem Teilnehmer ein solcher Mikro· 
computer erstellt. 

In einer Vorbesprechung stimmen Lerner und Ausbilder zunächst 
die grundsätl:liche methodische Vorgetlensweise, dcIs Ziel der 
Projektarbeit, die konkrete Aufgabenstellung und den Umfang 
der Arbeiten miteinander ab. Anschließend erfolgt in Gruppen­
arbeit das Entwerfen der Schaltung für die erste Karte. Die Ent· 
würfe werden von den Lernern vorgestellt, gemeinsam bespro· 
ehen, und es wird die endgültige Version erstellt_ Die zweite Kar­
te wird von den Teilnehmern individuell entworfen und gestaltet. 

In einer zweiten Phase entwickeln die Umschüler selbständig ein 
Programm, erproben es und legen es in einem EPROM ab. Das 
MFA-Mediensystem wird den Teilnehmern als Entwicklungssy­
stem bereitgestellt_ Der Einplatinencomputer wird mit dem fer­
tigen EPROM bestückt. Zum Abschluß des Proiektes werden die 
einzelnen Arbeiten gemeinsam besprochen und die erstellten 
Funktionen wechselseitig vorgeführt und beurteilt. 

Fachliche Inhalte können durch das Prinzip der exemplarischen 
Ausbildung besonders gründlich vermittelt werden. Der hohe 
Grad an Eigenaktivität und Verantwortung bei der Umsetzung 
der theoretischen Kenntnisse in die Praxis sichert nach den Er­
fahrungen der Dozenten einen langfristigen Lernerfolg. 

Wissenschaftliche Begleitung des 
BFZ Euens in Schulmodellvenuchen 

Projektorientiartes Lernen ist ebenfalls ein zentrales Thema in 
dem Schulmodellverwch "Informationsverarbeitung mit MFA­
Computern im Berufsfeld Elektrotechnik an berufsbildenden 
Schulen und Kollegschulen (MFA-Schule)" in Nordrhein-Wm:­
falen. Dieser Schulmodellversuch wird durch das Berufsförde­
rungszentrum Essen in Verbindung mit der Schule für Elektro­
technik Essen wissenschaftlich begleitet und durch das Bundes· 
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ministerium für Bildung und Wissenschaft sowie das Kultusmini­
sterium des Landes Nordrhein-Westfalen finanziell gefördert. 

Der Modellversuch soll in enger Kooperation von Schule und 
Betrieb Lösungsmöglichkeiten für eine praxisgerechte, hand­
lungs- und anwendungsorientierte Qualifizierung bei der Nut­
zung der Neuen Technologien aufzeigen und entsprechende 
Konzepte und Instrumentarien entwickeln (zur Konzeptionie-­
rung siehe auch Informationsschrift zum Modellversuch). 

Die Vermittlung von lernzielen und Handlungskompetem:en 
erfolgt mit Hilfe des vom BFZ Essen entwickelten MFA-Medien­
systems. Erfahrungen und Ergebnisse aus dem vom BFZ durch­
geführten Wirtschaftsmodellversuch 

"
Einsatz der Mikrocompu­

tertechnik in der Facharbeiterausbildung (MFA)" werden ge­
nutzt und in den Schulmodellversuch eingebracht. 

Folgende Ziele und Fragestellungen sind Grundlage des Modell­
versuches: 

1 .  Welches Qualifikationsniveau sollte hinsichtlich der Mikro­
computertechnik in den einzelnen Bildungsgängen im Berufs­
feld Elektrotechnik erreicht werden? 

2. Welche didaktischen Orientierungen sind für den Lehrer er­
forderlich? 

3. Wie sind Lehr- und Lernmittel zu gestalten bzw. weiterzuent· 
wickeln? 

4. Welche Aspekte muß die Lehrerfortbildung realisieren? 

5. Inwieweit lassen sich die mit dem MFA-5ystem gewonnenen 
Fähigkeiten auf den Umfang mit anderen Geräten übertragen? 

6. Welche ,Kooperationsformen sind zwischen den Partnern des 
dualen Systems bei der Vermittlung der Mikrocomputertech­
nik möglich? 

Ein weitererSchwerpunktliegt in der Integration von fachlichen, 
methodischen und sozialen Handlungskompetenzen im Untersu­
chungsbereich und der Entwicklung und Durchführung einer 
Evaluationskonzeption, die inhilltlich, organisatoriSch und me­
thodisch die Voraussetzung für einen praxis- und handlungstheo­
retischen FOrschungsansatz sichert. 

Es wird angestrebt, die am Modellversuch beteiligten Gruppen in 
ein kreatives Verhältnis direkter Zusammenarbeit und wechsel­
seitiger Beeinflussung zu bringen. [ 1 1 1  
Innerhalb der Zentralen Koordinierungsgruppe wurde mit den 
Vertretern der acht Modellversuchsschulen vereinbart, Projekt­
unterricht zu erproben und Erfahrungen und Ergebnisse aus den 
konkreten Unterrichtssituationen zu dokumentieren. Hinsicht­
lich der Umsetzung curricularer Rahmenvorgaben in der Schule 
sollen schwerpunktmäßig folgende Aspekte berücksichtigt und 
evaluiert werden: 

Lernerfolge (Unterrichts- und Handlungsziele), 

Eignung praktizierter Methoden, 

Eignung eingesetzter Lehr- und Lernmittel, 

Schülermotivation, 

weitere Anregungen und Empfehlungen. 

Ferner ist das Berufsförderungszentrum Essen gemeinsam mit den 
Universitäten Hamburg und Bremen an der wissenschaftlichen 
Begleitung des Sehulmodellversuches "Berufsspezifische Anwen­
dungen von Mikrocomputertechnik" (MCA) in Hessen beteiligt. 
Auch dort wird Projektunterricht modeUhaft erprobt, dokumen­
tiert und evaluiert. 

Zielsetzung des hessischen Modellversuches ist es, unter besonde­
rer Beriicksichtigung der vielfältigen Anwendungsmögtichkeiten 
der Mikroelektronik, Mikroprozes50r- und -computertechnik pro· 
blem- und handlungsorientierte Unterrichtskonzepte und -mate­
rialien zu entwickeln, und zwar für energie- und nachrichtentech­
nische Ausbildungsberufe der Berufsschule im Berufsfeld Elek­
trotechnik. 

Der traditionelle fachsystematische Ansatz über die Digitalelek­
tronik muß als defizitär angesehen werden, er vernachlässigt 
wichtige Anwendungsbereiche der Mikroelektronik und bedarf 
einer Überprüfung. Dabei ist zu klären, �nwieweit die übliche 
Themenorientierung im Unterricht zu ersetzen ist durch eine 
Aufgabenorientierung mit einem höheren Grad von Praxisnähe. 

Dies soll durch ein Konzept des Handlungslernens erreicht wer­
den, das den Anspruch erhebt, den veränderten fachlichen Inhal­
ten und Anforderungen in besonderem Maße gerecht zu werden. 
Dieses Konzept des handlungsorientierten Lernens ist für den Be­
reich der Informationstechnik auszudifferenzieren. 

Weiter ist innerhalb des Modellversuches flankierend zu untersu­
chen, in welchem Maße eine Konkretisierung und Berücksichti­
gung des Bildungszieles 

"
Technikgestaltung" möglich ist. Es gilt 

nicht zuletzt,. den 
"

instrumentellen Charakter" der neuen Tech­
nologien herauszustellen und den Menschen zu befähigen, "ver­
antwortungsvoll damit umzugehen, Herr der Technik zu sein 
und nicht ihr Diener". [121 

Bei der Konkretisierung des Bildungszieles 
"

humane Technik­
gestaltung" ebenso wie bei der Entwicklung anwendungs- und 
problem bezogener Unterrichtskonzeptionen sind beruf· und be­
rufsfeldübergreifende fachliche Zusammenhänge zu berücksich­
tigen, um die Handlungskompetenzen der Schüler zu fördern. 
Dies wird bei der Wahl der Anwendungsbeispiele berücksichtigt. 

Ein weiterer Schwerpunkt beider Modellversuche und deren Eva­
luation gilt dem Verhältnis von Schule und Betrieb als Partner 
im Ausbildungsprozeß. Ausgehend von der regionalen Situation 
werden Kriterien und Ansatzpunkte herausgearbeitet, die einer 
stärkeren Kooperation von berufsbildender Schule und Ausbil­
dungsbetrieb in Zukunft dienlich sind. 

Kooperation der Partner im dualen System 
der Berufsausbildung 

Berufliche Schule und betriebliche Ausbildung werden in Zu­
kunft erheblich schneller und flexibler auf neue bzw. veränderte 
Qualifikationsanforderungen der betrieblichen Praxis reagieren 
müssen. Der Bedarf an Wissen im Bereich der Informationsver· 
arbeitung wächst stetig, und langfristig werden nahezu alle Aus­
bildungsberufe von der Einführung der neuen Technologien be­
troffen sein. [131 

Die Notwendigkeit zur stärkeren Kooperation von Schule und 
Betrieb steht angesichts der Implementation neuer Technologien 
außer Zweifel, wie eine Abfrage bei den am Modellversuch zum 
MFA-Computer in Nordrhein-Westfalen beteiligten Lehrern und 
Experten aus den Betrieben ergeben hat. [141 Realität ist häufig 
eine mangelnde Koordinierung. 

Für beide Lernorte wird die Forderung zur stärkeren Vermitt­
lung von Handlungskompetenz an Bedeutung gewinnen. Eine ge­
genseitige Information und wechselseitige Abstimmung ist sicher 
für beide Seiten und nicht zuletzt im Interesse des Lerners von 
Vorteil. 

Innerhalb der oben genannten Modellversuche zur beruflichen 
Bildung in Nordrhein-Westfalen und Hessen soll untersucht wer­
den, in welchem Umfang eine Kooperation der Partner im dua­
len System der Berufsausbildung erforderlich ist und wie diese 
Kooperation qualitlltiv sinnvoll gestaltet werden kann. 

Im nordrhein-westfälischen Modellversuch zur Erprobung der 
Informationsverarbeitung mit MFA-Computern wurde dazu fol­
gendes Vorgehen gewählt: [151 

1. Mitarbeit von Experten aus Ausbildungsbetrieben in den Ar­
beitsgruppen der Lehrer zur Erarbeitung der Curricula, 

2. Einbeziehung von Ausbildungsbetrieben bei der Installierung 
und Inbetriebnahme der MFA-Computer an den Schulen, 
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3. Informationsveranstaltungen für die Vertreter der beteiligten 
Ausbildungsbetriebe an den Schulen, 

4. verstärkte informelle Kontakte der Lehrer mit Ausbildern aus 
der Region, 

5. Einrichtung von Arbeitskreisen an Schulen mit dem Ziel der 
Intensivierung der Kooperation, 

6. Befragung beteiligter Ausbildungsbetriebe zur regionalen Aus­
b,ildungssituation und den Chancen zur Kooperation über die 
Modellversuchsschu len, 

7. einwöchige gemeinsame Fortbildungsveranstaltung zu spei­
cherprogrammierbaren Steuerungen für Lehrer der beiden Mo­
dellversuche am Berufsförderungszentrum Essen. 

Als Operationalisierung für den Grad der Kooperation zwischen 
Schule und Betrieb im dualen System der Berufsausbildung wird 
eine Differenzierung von drei Kategorien vorgeschlagen: 

Phase 1 :  wechselseitige Information, 

Phase 2: Abstimmung von Lerninhalten, 

Phase 3: Abstimmung didaktischer Modelle. 

In der ersten Phase werden Informationen ausgetauscht und wech­
selseitig zur Kenntnis genommen (siehe auch Informationsveran­
staltungen zum Modellversuch MFA-Schule). 

Die zweite Phase ist gekennzeichnet durch eine Abstimmung von 
Inhalten. organisatorischen Rahmenbedingungen und Vermitt· 
lungszeiten beruflicher Bildung und Ausbildung (siehe auch ge. 
meinsame Erarbeitung von Curricula durch Lehrer und Ausbil­
der). 

Innerhalb der dritten Phase als intensivste Form der Koopera­
tion von Schule und Betrieb wären zusätzlich methodisch-didak· 
tische Votgehensweisen abzustimmen. Es wäre u. a. zu überprü' 
fen, welche Chancen für eine VerkrlÜpfung des eher fachsyste· 
matischen Ansatzes der Schulen mit dem eher qualifikatorischen 
Ansatz der Ausbildungsbetriebe bestehen. 

Die Vermittlung von Handlungskompetenzen über projektorien­
tiertes Lernen in der beruflichen Bildung bietet eine Reihe inter­
essanter Ansatzpunkte für eine Kooperation von Schule und 
Betrieb im Sinne der Phase drei. Inwieweit die hohen Erwartun­
gen und Anforderungen, die an Ausbildung und berufliche Schu­
le herangetragen werden, auf diesem Weg eingelöst werden kön­
nen, werden die vielfältigen Erfahrungen zeigen. 

Jörg Kluger 

Perspektiven der Vermittlung 
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einer informationstechnischen Grundbildung 

Die wachsende Verbreitung der Informations· und Kommunika· 
tionstechniken führt zu einschneidenden Veränderungen von Ar­
beitsabläufen, Arbeitsinhalten und Org�nisationskonzepten. Die· 
se haben neue bzw. veränderte Anforderungen im Bereich der 
Qualifikationen der betroffenen Arbeitnehmer zur Folge. Die 
Schwerpunkte der technischen Neuerungen liegen dabei 

im Bereich der kaufmännisch-verwaltenden Berufe in der Ein· 
führung von Systemen zur integrierten Daten- und Textverar· 
beitung sowie irn Aufbau inner- und überbetrieblicher Kom­
munikationsnetze, 

im Bereich der gewerblich-technischen Berufe in der Prozeß­
automation, der Einführung computerunterstützter Verfah­
ren in der Planung, Konstruktion und Fertigung sowie in der 
Wartung und Instandhaltung von mikroprozessorgesteuerten 
Maschinen und Geräten. [1]  

Dadurch ver$chieoon $ich die beruflichen Anforderungsprofi le 
von manuellen und routinisierten Tätigkeiten hin zu Tätigkei· 
ten im Bereich der I nformationsverarbeitung. Die dazu erforder· 
lichen Kenntnisse, für die sich der Begriff einer "informations­
technischen Grundbildung" durchgesetzt hat, sollen deshalb ver· 
stärkt auch im Rahmen der beruflichen Aus· und Weiterbildung 
verrnittelt werden. [2] 

. 

Mit Beginn der 60er Jahre wurde im Zusammenhang mit der Fra­
ge nach der Einführung der Informatik als Schulfach bereits eine 
kontroverse Diskussion um geeignete Vermittlungskonzepte und 
Unterrichtsinhalte geführt. [3] ln ihrem Verlauf wurde lange Zeit 
über Fragen wie z. B. die Auswahl geeigneter Computersysteme 
und die Eignung bestimmter Programmiersprachen diskutiert, 
bevor man sich methodisch/didaktischen Fragen widrnete. [4] 
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Im Bereich der Didaktik haben sich als grundlegende Ansätze 
informatikoriantierte und anwendungsorientierte Konzepte her­
ausgebildet. Entsprechende Modelle werden auch im Rahmen 
der aktuellen Auseinandersetzung um geeignete didaktische Kon­
zepte und relevante fachliche Inhalte für die berufliche Aus- und 
Weiterbildung im Bereich der InformationiOtechnik vertreten. Sie 
solten anschließend idealtypisch dargestellt und auf ihre Eignung 
für die berufliche Aus- und Weiterbildung untersucht werden. 

Das informatikorientierte Vermittlul'Igsrnodell 

Wie der Name bereits nahalegt, handelt es sich beim idealtypi· 
schen Informatikansatz um ein Vermittlungskonzept, das seinen 
Ursprung im Fachbereich der Informatik, also vor allem im Be­
reich wissenschaftlicher Forschung und Lehre, h'at. Dabei gilt 
Informatik als die Teildisziplin der Mathematik, die sich mit den 
grundsätzlichen Verfahrensweisen der Informationsverarbeitung 
beschäftigt. Während in der klassischen Denkweise der Mathema· 
tik schrittweise vom Speziellen zum Allgemeinen (bottom·up, 
also induktiv) vorgegangen wird, verfährt die Informatik norma· 
lerweise genau umgekehrt und schließt vom Allgemeinen auf das 
Spezielle (top·down, also deduktiv). 

Den Lernenden wird ein aus der allgemeinen wissenschaftlichen 
Fachsystematik mittels didaktischer Reduktion abgeleiteter Stoff 
mit einem hohen Anteil abstrakter, theoretischer Inhalte darge­
boten. Im Vordergrund steht die Vermittlung grundlegender 
Kenntnisse im Bereich algorithmischer Verfahren. Dazu gehören 
elementare Kenntnisse in den Bereichen: 

Erstellen von kleinen und einfachen Programmen, 

Anpassen von Parametern und Daten, 

Anwenden vorhandener Programme sowie 

das Verständnis der Komponenten von Mikrocomputern und 
ihres Zusammenwirkens. [5] 

Zu den Unterrichtsinhalten gehört vor allem die Vermittlung von 
Grundbegriffen der Datenverarbeitung, die zunächst vorgestellt 
und anschließend anhand von praktischen Anwendungsbeispie· 
len erläutert werden. Am Anfang steht somit die Vermittlung ei· 
ner Vielzahl von einzelnen Fachbegriffen und theoretischen In· 
halten (beispielsweise Begriffe wie bit, byte etc., Modelle wie 
das binäre und hexadezirnale Zahlensystem, Kenntnisse von al· 
gorithmischen Strukturen zur Problem lösung sowie der forma· 
len Logik). 

Grundkenntnisse des Aufbaus und der Wirkungsweise von Mikro" 
computern sowie elementarer Datenstrukturen bilden einen wei· 
teren Bestandteil des Unterrichts. Das Ziel bildet die Umsetzung 
der gefundenen Lösungen in ein Programm in einer geeigneten 
Programmiersprache und dessen anschließende praktische Erpro· 
bung auf einer Datenverarbeitungsanlage. [6] 

Diese Vermittlungsform birgt in Abhängigkeit von den individu· 
ellen Vorkenntnissen die Gefahr, daß Sinn und Zielsetzungen 
der Unterrichtsinhalte im Bereich der beruflichen Bildung zu· 
nächst nur schwierig zu durchschauen sind. I n  der Regel fehlt 
den Lernenden zum gegenwärtigen Zeitpunkt ein beispielsweise 
in der allgemeinbildenden Schule vermitteltes linformations--) 
theoretisches Hintergrundwissen. Die einzelnen Inhalte erschei· 
nen isoliert und zusammenhanglos, da ihr praktischer Anwen· 
dungsbezug nicht unmittelbar deutlich wird. 
Weil die Möglichkeit fehlt, eigene (Lern·)Schwerpunkte zu set· 
zen, sind die Lernenden gezwungen, sozusagen "auf Verdacht" 
Informationen aufzunehmen und sich die entsprechenden theo· 
retischen Inhalte im Vertrauen auf die Kompetenz des Lehrers 
oder Ausbilders bzw. auf die Richtigkeit von Curricula anzueig­
nen. Daher verkümmert der Lernprozeß oftmals zu bloßem "Aus­
wendiglernen". Der vielfach unverstandene Stoff muß unter Um· 
ständen später bei der praktischen Umsetzung noch einmal neu 
gelernt werden, damit der erforderliche Transfer überhaupt ge· 
leistet werden kann. Erst zu einem relativ späten Zeitpunkt wer-

den die Lernenden in die Lage versetzt, die Bedeutung der erwor· 
benen theoretischen Kenntnissa in ihrem praktischen Anwen· 
dungsfeld einzusetzen, zu erforschen und damit auch zu verste· 
hen. 

Ausgehend von dem beschriebenen idealtypischen Infonhatikan· 
satz wurden Versuche unternommen, diesen zu modifizieren und 
in stärkerem Maße projektorientierte Unterrichtsformen einzu· 
setzen. Dieser zweifellos richtiga Schritt reicht jedoch nicht zur 
Lösung der dargestellten Probleme aus, da weiterhin theoretische 
Inhalte sowie die Vermittlung algorithmischer und software· 
orientierter Verfahren sowohl den Ausgangspunkt wie auch den 
inhaltlichen Schwerpunkt des Unterrichts bilden. [7] 

Das anwendungsorientierte Vermittlungsmodell 

Im Unterschied zum dargestellten idealtypischen informatik· 
orientierten Vermittlungsmodell geht der anwendungsorientier­
te Ansatz von in der beruflichen Realität konkret vorfindbaren 
praktischen Anwendungen aus. Die Gestaltung des Unterrichts 
basiert auf dem Versuch, bestimmte funktionale Grundprinzi· 
pien und Anwendun�modelle abzuleiten und durchschaubar 
zu machen, deren Bezug zu praktischen Anwendungen für die 
Lernenden unmittelbar einsichtig ist. Aus der didaktischen Re· 
duktion ergibt sich die Möglichkeit einer vergleichsweise frühzei· 
tigen Einbeziehung der Vorkenntnisse und Erfahrungen der Ler· 
nenden und deren Nutzung im Rahmen einer teilnehmerorien· 
tierten Unterrichtsgestaltung (z. B. in Form von Gruppen· oder 
Projektarbeitl. 

Die Befähigung zum praktischen Handeln und zum weitgehend 
eigenständigen Transfer des erworbenen Wissens auf bisher unbe· 
kannte Einsatzfelder steht im Vordergrund, da entsprechende 
Grundmodelle während des Lernens immer wieder auf reale An· 
wendungen bezogen werden können. Eine später notwendige 
Vertiefung in Richtung auf spezifischere und weiterreichendere 
Qualifikationen im Bereich fachpraktischer und ·theoretischer 
Kenntnisse wird dadurch erleichtert. [8] 

Damit ergibt sich eine starke Orientierung an den Lernvorausset­
zungen der Zielgruppe (Angehörige bzw. Auszubildende der ge· 
werblich·technischen und kaufmännisch·verwaltenden Berufe). 
Es bietet sich die Möglichkeit einer integrativen Vermittlung von 
Theorie und Praxis: Fachtheoretische Lerninhalte sollten immer 
dann in die Ausbildung im Betrieb und iri der Berufsschule inte· 
griert werden, wenn ihr Verständnis notwendig und ihr prakti· 
scher Bezug für die Lernenden unmittelbar nachvollziehbar sind. 
Der anwendungsorientierte Ansatz zielt darauf ab, die Lernen· 
den zu befähigen, sich weitgehend selbständig die für den Um· 
gang mit komp lexen Systemen in der beruflichen Praxis erforder· 
lichen Kenntnisse zu erarbeiten und diese funktional verstehen 
zu können. 

Praktische Anwendungen in den verschiedenen Berufsfeldern 
werden auf verallgemeinerbare idealtypische Anwendungen 
("Grundmodelle") zurückgeführt. So gibt es beispielsweise -
trotz der unterschiedlichen Einsatzfelder und eines unterschied· 
lichen Erscheinun�bildes - keinen grundsätzlichen Unterschied 
zwischen der Ansteueruilg und Positionierung eines Zeichenstif· 
tes bei einem Plotter und der eines Werkzeugs über einem Kreuz· 
tisch. Gleiches gilt für das computergesteuerte Konstanthalten 
eines Flüssigkeitspegels in einem Tank und das Kontrollieren der 
Temperatur in einem Ofen etc. [9] 

Mit derartigen Grundmodellen kann ein grundsätzliches Orientie· 
rungswissen vermittelt werden. Auf diesen Basisqualifikationen 
aufbauend kann anschließend erforderlichenfalls die Vertiefung 
im Bereich zusätzlicher fachspezifischerer Inhalte erfolgen. Da­
bei ist darauf zu achten, daß trotz der notwendigen Abstraktion 
der Bezug zur konkreten technischen Anwendung erhalten und 
für die Lernenden nachvollziehbar bleibt. Die Lernenden erhal· 
ten ein Qrientierungsraster, das es ihnen ermöglicht, das erwor· 
bene Wissen selbständig auch auf vom Typ her andere und zu· 
künftige Generationen von Geräten, !\:1aschinen und Anlagen zu 
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übertragen. Mit dieser Transferfähigkeit kann ein wichtiger Bei· 
trag zur Bewältigung der immer kürzer werdenden I nnovations· 
und Diffusionszyklen von seiten des Ausbildungssystems gelei· 
stet werden. 
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ALGoR'TH"EHOR'�HTIERT'S ANWENOUNGSORIENT ,ERT.s 
\lERSTANDNIS VERSTÄNDNIS 

Schlußfolgerungen 

Selbstverständlich sind bei der Wahl des geeigneten Vermittlungs· 
konzeptes die jeweilige Zielgruppe, ihre Vorkenntnisse und das 
angestrebte Qualifikationsziel in angemessener Form zu berück· 
sichtigen. Das bedeutet, daß sowohl das informatikorientierte wie 
auch das anwendungsorientierte Vermittlungsmodell -allerdings 
in unterschiedlichen Bereichen - ihre Berechtigung haben. 

Die Bund·Länder·Kommission für Bildungsplanung und For· 
schungsförderung schlägt in ihrem "Rahmenkonzept" vor die· 
sem Hintergrund folgende künftige Differenzierung im Bereich 
der informationstechnischen Grundbildung vor: 

informationstechnische Grundbildung tür alle Schüler: 

Aufarbeitung und Einordnung der Erfahrungen der Schüler 
mit Anwendungen der Informationstechnik und Vermittlung 
und Einübung entsprechender Grundstrukturen; Vermittlul1ll 
von Kenntnissen über Einsatz- und Kontrollmöglichkeiten, 

. Chancen und Gefahren mit dem Ziel der Schaffung eines ra· 
tionalen Verhältnisses zu den Informationstechniken; 

vertiefende informationstechnische Bildung in Form der In· 
formatik tür interessierte Schüler: 

Behandlung der Wirkungsweise, Leistungsfähigkeit und -gren· 
zen von Rechnern; Vermittlung von Problemlösungsmetho· 
den, Verfahren zur strukturierten Programmierung sowie 
Kenntnissen von Datenstrukturen und geeigneter Program· 
miersprachen; Einsatz rechnergestützter Verfahren für Anwen· 
dungen wie Berechnungen, Grafik und Simulation sowie Pro· 
zeßsteuerung; 

berufsbezogene informationstechnische Bildung: 

im gewerblich·technischen Bereich z. B. Meß·, Steuer- und Re· 
gelungstechnik; computerunterstütztes Zeichnen, Entwerfen 
und Konstruieren; Programmierung von Maschinen und Pro· 
duktionsabläufen, Simulation technischer Verfahren, indu· 
strielle Automation; 

im kaufmännisch·verwaltenden Bereich z. B. Dateiverwettung, 
Textverarbeitung, Bürokommunikation und ·orga nisation. 
[10] 

Bis zur praktischen Umsetzung der oben genannten Vorstellun· 
gen ergibt sich für den Bereich der beruflichen Aus· und Weiter· 
bildung das Problem, höchst unterschiedliche Eingangsvorausset· 
lUngen auf seiten der Lernenden berücksichtigen zu müssen. Zu­
sätzlich werden sich immer wieder aus veränderten gesellschaft· 
lichen, technischen, wirtschaftlichen und arbeiumarktpolitischen 
Rahmenbedingungen Modifikationen hinsichtlich der Qualifika· 
tionsziele als notwendig erweisen. Daraus ergeben sich vor allem 
besondere Anforderungen im Bereich der Fort· und Weiterbil· 

dung, da dort vergleichsweise kurzfristig auf veränderte Qualifi­
kationsanforderungen und Arbeitsmarktbedingungen reagiert 
werden kann. 

Zum, gegenwärtigen Zeitpunkt wird im Rahmen des vom Bundes­
ministetium für Bildung und Wissenschaft geförderten FOT' 
schungsprojekts "Berufsübergreifende Basisqualifikationen auf 
dem Gebiet der Mikrocomputertechnik" beim Berufsförderungs· 
zentrum Essen (BfZ) mit der Durchführung erster Pilotmaßnah­
men zur Vermittlung einer informationstechnischen Grundbil­
dung begonnen, in deren Rahmen neben fachlichen berufsüber­
greifenden Qualifikationen auch Fähigkeiten im Bereich der Me· 
thoden· und SOzialkompetenz gestärkt werden sollen. 
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Gerhard Zimmer 

Nutzung von Software in Büros 
Notwendigkeit informationstechnischen Wissens und Veränderung des Fachwissens 

Der EinSCItz von SoftwarFl in den kaufmännischen und techni­
schen Büros stellt neue Anforderungen an die Qualifikationen 
das Fachpersonals. Diesen neuen Qualifikationsanforderungen 
müssen die Ziele, Inhahe und Formen der beruflichen Weiterbil­
dung Rechnung tragen. Im folgenden ersten Teil werden auf der 
Grundlage von empirischen Erhebungen*1 in kaufmännischen, 
aber auch technischen Büros in 24 Betrieben einige generelle Pro­
bleme und Schwierigkeiten der Qualifikationsentwicklung dar­
iJElstelit. Die bildungspolitischen Konsequenzen werden in die­
sem Teil noch nicht diskutiert. Im zweiten Teil, der im nächsten 
Heft folgt, werden dann aus der skiuierten Qualifikationsent­
wicklung die Anforderungen an die berufliche Weiterbildung ver­
schiedener Beschäftigtengruppen in den Büros abgeleitet. 

1 Entwicklung der Softwarenutzung 

Vor wenigen Jahren erst begann die rasch zunehmende Verbrei­
tung von Personal Computern, aber auch von "intelligenten" Ter­
minals in kaufmännischen und technischen Büros und einer Viel· 
falt von Software für Nicht_DV·Spezialisten. Zugleich eröffneten 
sich damit für Klein- und Mittelbetriebe, die sich keine eigenen 
Datenverarbeitungsspezialisten leisten konnten oder wollten, erst­
mals Möglichkeiten, im eigenen Betrieb Informationstechnik ein­
zusetzen. Die eingesetzte Software reicht von schlüsselfertigen, 
abgeschlossenen Standardsystemen bis zu offenen Systemen, mit 
denen die Fachkräfte die benötigten Softwareanwendungen selbst 
programmieren können. Das Entwickeln und Verändern beginnt 
bereits auf der Ebene der Standardsysteme, wenn Parameter für 
den Aufbau von Tabellen und Bildschirmmasken, für Text· und 
Druckfonnate, für den Ablauf und die Integration von Programm· 
teilen u. a. m. aktiviert werden müssen, um die Software funk· 
tionsfähig zu machen. Eine hohe Gestaltungsflexibilität hat Soft­
ware zur Erstellung von Berichten. zur Verwaltung von Daten· 
beständen und zur Planung. 

Eine Trennungslinie zwischen der Inanspruchnahme zentraler 
DV·Leistungen und der dezentralen Nutzung gestaltungsflexi· 
bier Software läßt sich nicht in Form einer katalogartigen Aufzäh­
lung von Aufgaben angeben. Man kann sagen, daß dort, wo Auf­
gaben aktuell, ungeplant. ideenabhängig entstehen. wo deren 

. Bearbeitung flexibel. kurzfristig veränderbar erfolgen soll, wo 
die Datenmengen eher klein sind und wo die Lebensdauer der 
Softwareanwendungen nicht vorhersehbar ist, gestaltungsflexi· 
ble Software viele Vorteile bietet. 

Das Hauptproblem besteht darin, den Abstand zwischen dem 
Denken und Handeln und der Sprache, in der die Fachkräfte 
sich die Aufgaben bewußt machen und sie bearbeiten, und der 
Funktionsweise und Sprache, die für die Aufgabenbearbeitung 
mittels Computer erforderlich ist, zu verringern. Programmier­
sprachen sind Mittel zur überbrückung dieses Abstandes; und der 
Versuch, natürlich·sprachliche Schnittstellen zu entwickeln, ' 
strebt dessen Aufhebung an. Der Abstand kann zwar verringert, 
aber nicht prinzipiell aufgehoben werden. Denn das Problem 
liegt in der Aufdeckung und Formulierung der Bedingungen, 
Wege und Ansprüche der Aufgabenlösung unter den Prämissen 
der Funktionsweise. des Funktionsumfanges und der Sprache 

*) Die Erhebungen wurden im Rahmen des FOrEhunglprojlktls ,,8oft· 
warenut�ung am Arbeiuplatz und berufliche WeiterbildungW der For­
schungsgruppe Verwaltungcr.utomation In dir Uni .... rsitiit Kassel durch· 
gelühn. Der Autor dieses Blitragti wir Mitinitiator ulld Mitarbeitlr 
dieses Projektes. Er arbeitet jetzt als Wissenschaftllr am BIBB. 

der genutzten Software. Die Fachaufgabe und die Software 
nellen verschiedene Wissensformen dar, die jeweils einer ande­
ren logik folgen: Die Aufgabe ist gegenstands· und situationsge­
bunden, die Software repräsentiert dagegen allgemeine Lösungs­
strukturen und ·methoden. 

Für die Fachkräfte bedeutet dies, daß sie die beiden unterschied­
lichen Wissensformen, Logiken und Abstraktionsniveaus bei der 
jeweiligen Aufgabenbearbeitung aufeinander beziehen müssen. 
Für die Qualifikationsentwicklung folgt daraus, daß die Fachkräf­
te in der lage sein müssen, die Problematik eier übersetzung ei­
ner Fachaufgabe in Software zu erkennen und dafür eine kon­
struktive Lösung zu erarbeiten. Sind sie dazu nicht oder nicht 
hinreichend in der Lage. können nicht nur fehlerhaft entwickel­
te Softwareanwendungen, sondern auch Diskrepanzen zwischen 
erzieltem Arbeitsergebnis und ursprünglicher Aufgabenstellung 
entstehen, die erhebliche Folgen für den Betrieb haben können. 

2 Verharmlosung der Veränderungen 

Fachkräfte, die selbständig Softwareanwendungen entwickeln, 
benötigen informationstechnisches Wissen. Je nach genutzter 
Software und zu programmierender Aufgabe wird dies Wissen 
verschiedene Elemente enthalten müssen. Kenntnis der Hard­
warebedienung und der Tastenfunktionen sind Grundvoraus­
setzung. Auch eine gewisse Tiefe des informationstechnischen 
Wissens ist vorteilhaft. um nicht wegen jeder kleinen Unklarheit 
einen DV-Spezialisten zur Hilfe rufen zu müssen. Sie müssen den 
systemspezifischen Aufbau der Gestaltungsmöglichkeiten ken­
nen und die Programmiersprache, mit der die Anwendungen er­
stellt werden, beherrschen. Kenntnisse müssen auch darüber vor­
handen sein, wie die Aufgaben am besten mit der Software be· 
arbeitet werden können. Ein effektiver Softwareeinsatz setzt in 
der Regel Veränderungen in der betrieblichen Ablauforganisa­
tion voraus; wo diese Veränderungen z. B. aus Gründen der Er· 
haltung des Status quo nicht oder nicht hinreichend vorgenom· 
men werden, ist mit Effektivitätsverlusten und Konflikten zu 
rechnen. Die Softwarenutzung beWirkt auch eine Veränderung 
der persönlichen Arbeitsweisen. Auch über diese organisatori­
schen Veränderungen müssen sie Kenntnisse besitzen. 

Es ist nun sehr erstaunlich, daß die Notwendigkeit informations­
technischen Wissens in den Betrieben nicht nur kontrovers ein­
geschätzt wird, sondern jeder Befürwortung meist auch eine Ver­
neinung der erforderlichen Wissenselemente gegenübersteht und 
dies quer durch alle untersuchten Betriebe. Es wurden Vorge­
setzte und Fachkräfte befragt. In der Einschätzung des erforder­
lichen Wissens traten gravierende Differenzen auf. Vorgesetzte 
schätzten das notwendige Wissen meistens um einiges geringer 
ein als die Fachkräfte, die mit der Software arbeiteten. Beispiels­
weise meinten in mehreren Betrieben die Vorgesetzten. das Wis­
sen um die Hardwarebedienung und die Tastenfu nktionen ge­
nüge, weil alles so benutzerfreundlich sei. Dagegen bemängelten 
die Fachkräfte die fehlende Vermittlung von Grundkenntnissen 
und eines begrifflichen Grundverständnisses der Softwarefunk­
tionen, weil sie sich nicht in der Lage fühlen. die Software für 
die Bearbeitung ihrer Aufgabe richtig und effektiv nutzen zu 
können. 

Da davon ausgej]angen werden kann, daß in den Betrieben, in 
denen den Fachkräften informationstechnisches Wissen vermit· 
telt wird, ökonomische überlegungen die entscheidende Rolle 
spielen, müssen die Verneinungen der Notwendigkeit informa· 
tionstechnischen Wissens als Verharmlosungen angesehen wer-
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den. Sie geschehen nicht nur aus Unwissenheit. Es spielt auch 
eine Rolle, daß die optimale Nutzung der Software neue Fragen 
aufwirft, die die Arbeits· und Betriebsstrukturen an wichtigen 
Punkten berühren: Weiterbildungsaufwand, Rationalisierung, 
Aufgabenzusch niU, Stellenbewertu ng, Entscheidungskompeten­
zen, Aufbauorganisation. Drei wichtige Aspekte sollen angespro­
chen werden: 

Informationstechnisches Wissen scheint dort nicht erforderlich 
zu sein, wo Fachkräfte ledigl ich die von DV-Spezialisten ent­
wickelten Softwareanwendungen nutzen. Aber der Schein trügt. 
Auch sie benötigen hier Kenntnisse. Wo ihnen diese nicht ver­
mittelt werden, beginnen sie, sich die Funktionsweise der Soft­
ware anhand der Erscheinungen des Zusammenhangs ihrer Ein­
griffsoperationen und den dadurch ausgelösten Abläufen und 
Wirkungen zu erklären. Das so erworbene Wissen kann falsch 
und unvollständig sein und zu Handlungen verleiten, die z. B. die 
Sicherheit eingegebener Daten und erarbeiteter Resultate gefähr­
den. 

Software regt an, jeden Arbeitsschritt automatisch erledigen zu 
wollen. Viele Vorgesetzte begegn�n diesen "Verführungen", de­
nen so manche Fachkraft folgt, mit Begrenzungen des Wissens 
und genauen Handlungsanweisungen. Es handelt sich hier um 
ein Problem der Einschätzung von Aufwand und Nutzen zur 
Entwicklung einer Softwareanwendung im Sinne eines haushäl· 
terischen Umgangs mit der Arbeitszeit. Die lösung des Problems 
liegt daher nicht in Begrenzungen, sondern in der Erweiterung 
des informationstechnischen Wissens um solche Kenntnisse, die 
es den Fachkräften erlauben, die Wirtschaftlichkeit der Soft­
warenutzung abschätzen zu können.· 

Die Verharmlosung der Veränderungen erstreckt sich auch auf 
das Fachwissen. Es hat in den Betrieben niemand behauptet, 
durch den Einsatz von Software würde Fachwissen überflüssig, 
aber es wurde stillschweigend vorausgesetzt, daß die Fachkräfte 
das erforderliche Fachwissen haben, privat erwerben oder mit­
bringen. Dem Schweigen kommt entgegen, daß die Veränderun­
gen des Fachwissens eher schleichend stattfinden. Die Fachkräf­
te, die nicht aus eigener Initiative ihr Fachwissen entsprechend 
ergänzt und erweitert hatten, :;cheiterten schließlich bei der Be· 
arbeitung ihrer Aufgaben mit Hilfe von Software und wurden 
auf alte Arbeitsplätze zurückversetzt. Erschwerend kam hinzu, 
daß mit der Nutzung von Software meist auch eine Erweiterung 
des Aufgabenzuschnitts einherging die eine zusätzliche Erwei­
terung des Fachwissens erforderte. 

3 Informationstechnisches Wiuen 

Mit der Verharmlosung korrespondiert in den untersuchten Be· 
trieben der teilweise sehr mangelhafte Stand informationstechni­
schen Wissens bei den Fachkräften. Am ehesten noch sind Kennt­
nisse über die Hardwarebedienung und die Tastenfunlctionen 
vorhanden, weil ohne diese Kenntnisse überhaupt nicht:; läuft; 
am wenigstens sind Kenntnisse über die Einschätzung der Wirt­
schaftlichkeit der Softwarenutzung und über die Aufgabenbear­
beitung mit Software vorhanden. Gerade das letztgenannte 
Kenntnisdefizit läßt Zweifel daran aufkommen, ob die von Fach­
kräften entwickelten Softwareanwendungen wirklich immer feh­
lelirei, aufgabenangemessen und optimal sind. Viele Berichte in 
den Betrieben über Schwierigkeiten der Anwendungsentwick­
lung in den Bliros begründen diesen Zweifel. 

3. 1 Grundkennrnisse 

In den meisten Betrieben erhielten die Fachkräfte nur eine Be­
dienerschulung nach dem Motto: "Was passiert, wenn diese Taste 
gedrückt wird?" Nach diesem Motto Illssen sich die Funktions­
prinzipien der jeweiligen Software und deren Zusammenhänge 
nicht erkennen. Diese Vorgehensweise verleitet dazu, die sicht­
baren Zu:oammenhänge zwischen dem Drücken der Tasten und 
den Wirkungen zu assoziativen Handlungsfolgen zusammenzufü­
gen. Die so herausgebildeten Handlungsfolgen sind nicht nur in-

dividuell sehr verschieden, sondern sie sind oft suboptimal und 
fehlerhaft. Ein einfaches Beispiel: Bei einer Tabellenkalkulation, 
bei der die rechnerischen Beziehungen nicht eindirektional von 
links oben nach rechts unten aufgebaut sind, treten Rechenfeh­
ler auf, wenn nach der automatisch erfolgten Kalkulation·kein 
Befehl zur Re-Kalkulation gegeben wird. Aus den Wirkungen des 

"Tastendrückens", also auf induktivem Weg, läßt sich die:; kei­
neswegs erkennen. Erst wenn man weiß, wie das System intern 
funktioniert, daß die Kalkulation von links nach rechts und Zei­
le für Zeile ausgeführt wird, begreift man die unbedingte Not­
wendigkeit der Re-Kalkulation. 

Das Erlernen der Nutzung von Software muß umgekehrt vorge· 
hen: Ein Fundus an systematischen Grundkenntnissen über Be­
griffe, Funktionen und Zusammenhänge der verschiedenen Soft­
warearten (z. B. Textverarbeitung, Tabellenkalkulation, Daten­
verwaltung, Grafik) würde es den Fachkräften erlauben, die beob­
achteten bzw. durch Tastendrücke ausgelösten Wirkungen als 
Realisierungen bestimmter Funktionen im Gesamtwsammen­
hang der in der Software enthaltenen Funktionsmäglichkeiten 
wiederzuerkennen und zu begreifen. Zugleich werden sie dadurch 
dazu befähigt, selbständig weitere Funktionen und Zusammen­
hänge gezielt zu explorieren und sich deren Nutzung anzueig­
nen. Beispielsweise enthalten die verschiedenen Textsysteme 
eine Vielzahl gleicher Funktionen, wie Eingeben, Trennen, lö­
schen, Verschieben, Formatieren usw., die sich bei den verschie­
denen Systemen nur in der Art ihrer Ausführung unterscheiden. 
Auf der Grundlage verallgemeinerter Funktionskenntnisse kön­
nen sich die Fachkräfte die jeweilige systemabhängige Realisie­
rung einer Funktion selbständig erarbeiten. 

Zu den Grundkenntnissen gehören auch Kenntnisse über die wich· 
tigen Spezifikationen der Hardware (Bildsch]rmtyp, Druckertyp, 
Prozessortyp, Schnittstellen, Grafikkarte usw.). Ebenso gehört 
dazu die Kenntnis der wichtigsten Funktionen des Betriebssy­
stems; wobei hier nicht die reine Kenntnis der Befehle entschei­
dend ist, sondern vor allem die Kenntnis ihrer Wirkungen und 
deren TragWeite. Beispielsweise löscht die Ausführung des Befehls 
zum Formatieren einer Diskette alle darauf vorhandenen Datei· 
en unwiederbringlich. Eine Fehlhandlung auf der Betriebssystem­
ebene hat meist :;ehr fatale Folgen. Der Schulungsleiter eines pc­
Kurses berichtete aus seinen Betriebserfahrungen: Bevor eine 
Diskette gelöscht wird, um Platz für neue Dateien zu schaffen, 
werden die darauf befindlichen Dateien auf eine andere Diskette 
kopiert. Eine Reduzierung der täglich wachsenden Menge ge­
speicherter Dateien, die ja durch das löschen erreicht werden 
soll, findet nicht statt, weil man sich nicht entscheiden kann 
oder will, nicht mehr benötigte Dateien zu vernichten. Es geht 
hier also nicht allein um die BeherrSchung bestimmter Funktio­
nen des Betriebssystems, sondern vor allem um eine systemati­
sche Haltung und Pflege betrieblicher Datenbestände. Auch dies 
gehört zu den notwendigen Grundkenntnissen. 

3.2 Die Programmiersprache beherrsch·en 

Informatiker fassen den Begriff "Programmiersprache" meist 
sehr eng. Sie verstehen darunter die allgemeinen Programmier­
sprachen, wie z. B. ASSEMBLER, COBOL, FORTRAN, BASIC. 
Wir fassen den Begriff weiter und rechnen auch die systemspezi­
fischen Sprachen dazu, die die Fachkräfte beherrschen müssen, 
wenn sie Softwarea nwendungen für ihre FachaUfgaben entwik­
kein. 

Zur Beherrschung auch einer systemspezifischen Programmier­
sprache gehört die Kenntnis des Wortschatzes, der Syntax, der 
Semantik und der Vercodllng der Daten. Be:;ondere Schwierig­

. keiten bereiten den Fachkräften nach unseren Beobachtungen 
die Syntax und die Vercodung der Daten. Es ist zunächst völlig 
ungewohnt, daß jede Stelle, auch eine leerstelle, und jedes Zei­
chen eine eindeutig definierte Bedeutung hat und eine bestimm­
te Zeichen- und mei:;t auch Wortfolge absoluteingehalten werden 
müssen. Durch die Vercodung der Daten werden die Operations-· 
möglichkeiten eindeutig bestimmt, denn die Software kann an 
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der üblichen Schreibweise nicht erkennen, daß eine bestimmte 
Ziffernfolge z. B. eine Telefonnummer ist und kein Rechenwert. 

Des weiteren gehört auch zur Beherrschung einer systemspezifi­
sehen Programmienoprache die Fähigkeit, die entwickelte Soft­
wareanwendung zu prüfen. Neuere Softwaresysteme enthalten 
bereits Prüfungsmodule für syntaktische Fehler und einfache lo­
gische Fehler, wie 2. B. die Division einer Zahl durch Nun. Meist 
wird vom System nur gemeldet, daß ein Fehler gemacht wurde; 
die Fehlerdiagnose ist Aufgabe des Benutzers. Erheblich schwie­
riger ist die Behandlung von Fehlern in der Logik der Aufgaben­
lösung. Sie können von den Prufungsmodulen nicht erkannt wer· 
den; oft kann man sie erst am Resultat feststellen. Ein Testlauf 
mit geringen Datenmengen genügt zur Aufdeckung der meisten 
Fehler. Hilfreich für die Fehlersuche ist es, wenn man während 
des Programmierens vom System ein Bewegungsprotokoll anle­
gen läßt, an dem die einzelnen Programmierschritte zurückver­
folgt werden können. 

3.3 Wissen über die Aufgllbenbearbeitung mit Software 

Die Wichtigkeit dieses Wissens für die Fachkräfte wird zwar in 
den meisten Betrieben erkannt. Es existieren aber kaum Vorstel· 
lungen über die Inhalte und den Erwerb dieses Wissens. Ein lei· 
ter des Personal Computing eines größeren Betriebes gestand zu, 
daß dies genau das zentrale Problem sei, rechtfertigte aber des­
sen Nichtbehandlung damit, daß die Fachkräfte mit dem Lernen 
der Bedienung der Software schon genug zu tun hätten. Er hatte 
sie u. a. zu einem zweiwöchigen Schulungskurs zum Thema "Da­
tenverarbeitung und Organisation

" 
geschickt. Im nachhinein 

stellte sich jedoch heraus, daß das dort vermittelte Wissen für die 
Fachkräfte wenig brauchbar war. 

An zwei Beispielen soll das hier vorliegende Qualifizierungspro­
blem verdeutlicht werden. Bei der konventionellen Kalkulation 
kommt es auf eine exakte Trennung von Texten und Werten nicht ' 

an. Um welche Datenart es sich jeweils handelt, erkennt man beim 
lesen. Eine tabellarische Anordnung wird aus Gründen besserer 
übersichtlichkllit gewählt. Die Berechnungsformeln schließlich 
stehen nirgends, sondern sind das Fachwissen der Fachkraft, das 
sie im Kopf hat. Ganz anders bei der Kalkulation mit Hilfe von 
Software: Sie geschieht in Form einer Tabelle. Die Tabelle ist in 
Zellen aufgeteilt, die durch die Schnittpunkte der Zeilen und 
Spalten definiert werden. Jede Zelle kann nur mit einer Daten­
art belegt werden. Das bedeutet, daß Texte, Werte, Faktoren 
exakt voneinander getrennt und in jeweils eigene Zellen geschrie­
ben werden müssen. Und die Berechnungsform eln müssen aus 
dem Kopf "herausgeholt" und den jeweiligen Resultatzellen auf 
einer zweiten Ebene "unterlegt

" 
werden. Man kann den über· 

gang von der konventionellen Kalkulation zur Kalkulation mit 
Software charakterisieren als Präzisierung. Vereindeutigung und 
Explikation der bisherigen Aufgabenbearbeitung unter den Prä­
missen der Softwarelogik. 

Damit sind die Möglichkeiten, die die Kalkulation mit Software 
bietet, aber noch nicht ausgeschöpft. Sie liegen zum einen in der 
Standardisierung der Kalkulationen und zum anderen in der Kal­
kulation von Varianten. Standardisierungen ermöglichen zum 
Teil erhebliche' Rationalisierungen, bergen aber die Gefahr, daß 
alle Aufgaben "über einen Kamm geschert

" 
und damit die Besan· 

derheiten der verschiedenen Aufgaben nicht angemessen behan· 
delt werden. Die Kalkulation von Varianten verbreitert die Basis 
von Entscheidungen, erfordert aber auch mit Software einen ge­
wissen Zeitaufwancl. Standardisierung und Varianten kalkulation 
bedeuten nicht nur eine Erweiterung der Arbeitsinhalte, sondern 
drängen auch auf eine Erweiterung der En1scheidungskompeten­
zen der Fachkräfte. Folgendes Beispiel macht dies schlagend deut· 
lich: I n  'eimim Betrieb benötigten die Entwickrungskalkulatoren 
mit Hilfe von Software erheblich mehr Zeit als beim manuellen 
Verfahren. Dies hat oberflächlich besehen zwei Grunde: Zum ei· 
nen versuchen sie die bisher in die Kalkulationen eingesetzten 
Durchschnitt$Werte ebenfalls exakt zu kalkulieren. Zum anderen 
kalkulieren sie eine erheblich größere Zahl von Varianten. Der 

darunter liegende gemeinsame Grund ist die Entscheidungsunsi­
cherheit der Fachkräfte, die anscheinend mit den enorm gewach· 
5emln und leicht realisierbaren Kalkulationsmäglichkeiten 
wächst. Eine Qualifizierung zur Entscheidungsfähigkeit fand 
nicht statt. 

3.4 Vertiefte informationstechnische Kenntnisse 

Der wichtigste Grund tür den Erwerb vertiefter Kenntnisse ist die 
Verminderung der Abhängigkeit von DV-Spezialinen. Die Ab­
hängigkeit besteht zum einen in der betriebsspezifischen Anpas· 
sung von Software und zum anderen in der Wartung und in Stö­
rungsfällen. Eine Reduzierung von Abhängigkeiten verspricht 
eine Senkung der Anpassungskosten und der Stil lstandszeiten im 
Störungsfalle. 

Eine Grenze, bis zu der diese Arbeiten von den Fachkräften aus· 
geführt werden können und ab der DV-Spezialisten hinzugezo­
gen werden müssen, läßt sich nicht exakt angeben. Sie ist durch 
mehrere Voraussetzungen bestimmt: erstens durch die "Anpas· 
sungs· und Wartungsfreundlichkeit

" 
der Software, zweitens 

durch den Kenntnisstand der Fachkräfte, drittens durch die er­
forderlichen Werkzeuge und Instrumente, viertens durch den 
meist höheren Zeitaufwand einer zwar mögllcherweise kennt· 
nisreichen, aber in Wartung und Störungsbehebung ungeübten 
Fachkraft, fünftens durch die Zugänglicllkeit erforderlicher Hard­
ware- und Softwareunterlagen, ohne die niemand tiefer eingrei­
fen kann. Es ist klar, daß hier Konkurrenz zu den Softwarelie· 
feranten besteht, die in Wartung und Störungsbehebung einen 
Markt für ihre Dienstleistungen haben. 

Aus der Vielfalt der hier relevanten Wissensaspekte sollen drei 
Aspekte "diesseits der Grenze

" 
kurz betrachtet werden, um die 

Bedeutung vertiefter informationstechnischer Kenntnisse für die 
Fachkräfte aufzuzeigen: 

Zum Beispiel kommt es bei manchen Tastaturen vor, daß die 
Staubdichtungen undicht werden, so daß durch Staubablagerun­
gen auf den elektrischen Kontaktflächen die Tasten nicht mehr 
funktionieren. In einem Betrieb hatte eine Fachkraft dem War­
tungsdienst über die Schulter geschaut und konnte dadurch beim 
nächsten Mal die Störung selbst beheben. Bedenkt man, daß 
Facharbeiter ihre Werkzeugmaschinen selbst warten, so erscheint 
es als eine durchaus realistische Perspektive, wenn auch die 
Fachkräfte im Büro nach einer entsprechenden Schulung häufi­
ger notwendige Wartungsarbeiten an den mechanischen Funk­
tionen der Geräte selber durchführen können. 

Komplexe Softwarepakete sind nur selten völlig fehlerfrei. Da­
durch kann es gelegentlich bei bestimmten Operationen oder 
Operationsfo!gen zu einem unvorhersehbaren Programmabsturz 
kommen. In einem solchen Fall ist es äußerst wichtig, die Ein· 
griffsmöglichkeiten in die Software zu kennen, um durch richti­
ge Handlungen soviel als möglich von der bis dahin geleisteten 
Arbeit retten zu können. 

Bei von den Fachkräften entwickelten Softwareanwendungen 
sind die Fehlerbehebung und Wartung der Software vergleichbar 
der Korrektur, Optimierung und Veränderung der geschriebenen 
Anwendungen. Auch wenn hierfür die präzise Dokumentation der 
Softwareanwendung unabdingbare Voraussetzung ist, so müssen 
die Fachkräfte doch in der Lage sein, den Aufbau und die Lö­
sungsprinzipien aus der Dokumentation und dem Lauf der Soft· 
ware rekonstruieren zu können. Die Fehlerbehebung und War­
tung finden dort für die Fachkräfte in der Regel ihre Grenze, wo 
über die vorgesehenen EingriffsmÖQlichkeiten in das benutzte 
Softwaresystem hinausgegangen werden muß. 

4 Veränderungen des Fachwissens 

4.1 Bedeutung des Fachwissens 

Um eine Softwareanwendung für die Bearbeitung einer Aufgabe 
entwickeln zu können, wird detailliertes Wissen über die fachli­
chen Bedingungen und Lösungsverfahren benötigt. 
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Bei der traditionellen Softwareentwicklung miissen sich die Sy­
stemanalytiker und Programmierer das notwendige Fachwissen 
von den Fachkräften "besorgen". Diese Zusammenarbeit ist oft 
mit erheblichen Verständigungsschwierigkeiten verbunden. Der 
Kern der Schwierigkeiten besteht sowohl in uneinheitlich ver· 
wendeten Begriffen und einem geringen Formalisierungsgrad der 
manuellen Aufgabenbearbeitung als auch darin, daß Fachwissen 
in der Regel nur zum Teil als allgemein verfiigbares Wissen vor­
liegt. 

Diese Schwierigkeiten sind nicht aufgehoben, wie man vielteicht 
im ersten Augenblick meinen könnte, wenn die Fachkräfte selbst 
die Aufgabenanalyse, Konzeptentwicklung und Programmierung 
machen. Sie bestehen fort. Die Fachkräfte müssen nicht nur das 
informationstechnische Wissen und ihr Fachwissen in einen 
fruchtbaren Zusammenhang bringen. Vor allem müssen sie ihr 
individuelles Wissen "I/On innen nach außen bringen", also bezo­
gen auf die Lösung der Fachaufgabe aussprechen, ausführlich 
darstellen, erläutern und erklären. Diesen Vorgang nennen wir 
"Explikation individuellen Wissens". Der Explikation des indivi­
duellen Wissens der Fachkräfte stehen drei Momente entgegen: 
Erstens gefährden sie mit der Weitergabe ihres individuellen Wis­
sens in Gestalt einer Softwarelösung aufgrund ihrer Konkurrenz­
situation potentiell ihre Arbeitsplatzsicherheit, weil sie nicht 
mehr alleiniger Besitzer dieses Wissens sind. Zweitens widerstrebt 
die Explikation der prinzipiellen Entwicklungstendenz mensch· 
lichen Handeins, nämlich Handlungsautomatismen herauszubil· 
den, über die nicht jedesmal erneut nachgedacht werden muß. 
Drittens führt die Explikation zu einer Veränderung der Struk­
tur und Dynami k des Fachwissens. Dies ist das wichtigste Mo­
ment in der notwendigen fachlichen Qualifizierung, das im fol­
genden näher betrachtet wird. 

4.2 Explikation individueffen Fachwissens 

Ein Optikermeister, der die benötigten kaufmännischen und 
technischen Softwareanwendungen selbst entwickelt, sagte: "Ich 
muß natürlich intelligent genug sein, um aus meinem Fachwis· 
sen heraus die einzelnen Zeilen und Spalten der Tabellenkalku­
lation aufbauen zu können. Ich habe noch nie soviel Mathema· 
tik und über meinen Beruf gelernt, über die Zusammenhänge in 
der Optik, wie in dieser Zeit. Früher als Schüler habe ich vor 
Kugelberechnungen, die in der Optik sehr wichtig sind. einen 
Horror gehabt; heute macht mir das Spaß." Es handelt sich hier 
nicht um die Artikulierung neuen Fachwissens, sondern um die 
individuelle Erarbaitung des bereits allgemein zugänglichen Fach· 
wissens und um dia Aktualisierung eines bereits erworbenen Wis· 
sens, das zwischenzeitlich nicht explizit benötigt wurde und nur 
implizit in den Modalitäten der herausgebildeten Handlungsau­
tomatismen enthalten war. 

Interessanter noch ist folgende Aussage des Optikers über Be­
rechnungen, die er erst mit Hilfe von Software lohnend durch· 
führen kann: "Was passiert, wenn die Augen sich hinter den Bril­
lengläsern bewegen? Wir setzen ja immer noch voraus, daß man 
durch die Mitte des Glases sieht. Am Computer kann ich 2. B. 
die Abbildungsfehler eines Brillenglases simulieren, weil bei vie­
len Kunden asynoptische Augenfehler auftreten, die man oft 
noch gar nicht erklären kann; da spielen auch Licht- und Schat­
tenverhältnisse eine wesentliche Rolle." Hier zeigt sich, daß für 
die jetzt mögliche Steigerung der Produktqualität die dafür er· 
forderliche Explika.tion von Fachwissen bis an die Grenzen des 
gesellschaftlich bekannten Wissens vorstößt, wo Forschungsfra· 
gen beginnen. 

4.3 Veränderungen innerhalb des individueflen Fachwissens 

Wenn individuelles Fachwis':6n expliziert und in die Software 
"hineingeschrieben" wird, stellt sich die Frage, was an indivi· 
duellem Wissen bel den Fachkräften erhalten bleibt bzw. wie 
sich ihr Wissen verändert. 

Ein Abteilungsleiter in einem Handelsunternehmen führt aus, 
daß bei der Entwicklung von Softwareanwendungen "ein gesun­
der Menschenverstand" und "keine EDV-Gläubigkeit" wichtig 
sei. Diese zwar ungenauen, aber doch eine Tendenz anzeigenden 
Anforderungen verweisen darauf, daß von den Fachkräften Ur· 
teilsfähigkeit verlangt wird. Sie sollen nicht "gläubig" sein, son­
dern eine kritisch prüfende Haltung gegenüber der Nutzung der 
Software an den Tag legen; also vor allem prüfen, ob die ent­
wickelte Softwarelösung auch der AufgabensteIlung gerecht 
wird. Sie müssen dabei beachten, daß eine Softwarelösung im­
mer nur ein Modell eines Aspektes betrieblicher Realität dar­
stellt, das zwar selber Realität ist, aber nicht mit der nichtmo· 
dellierten Realität verwechselt werden darf, damit Besonder­
heiten der Aufgaben und der betrieblichen Bedingungen nicht 
unter den Tisch fallen. 

Auch auf einen anderen wichtigen Aspekt verweist der Hand­
werksmeister: "Es gibt Grenzfälle, die ich vorher nicht ein­
schätzen kann, dann gebe ich den Auftrag lieber durch den 
Rechner und prüfe, ob die Brille 2U machen ist oder nicht. Die· 
ses Programm erfordert viel Fachkenntnis, denn ich kann nicht 
jede einfache Brille in den Rechner geben." Es geht hier um 
Flexibilität in der Wahl der Mittel und Wege, die mit dem Ein­
satz von Software möglich wird, um eine optimale Produkt­
qualität zu erreichen. Der Computer soll aus Zeit- und Kosten· 
gründen nur in den Fällen genutzt werden, wo aufgrund der 
Datenlage keine eindeutige Entscheidung getroffen werden 
kann. Dies kann nur eine qualifizierte Fachkraft "auf den er­
sten Blick" erkennen. Je qualifizierter die Fachkräfte sind, um 
so eher sind sie in der Lage, die Betriebsminel ökonomisch zu 
nutzen. 

Die Explikation des individuellen Fachwissens zieht zwar von 
den Fachkräften Fachwissen ab und stellt dies in Gestalt von 
Software in die Verfilgung des Betriebes, was aber dennoch nicht 
zu einem Verlust individuellen Wissens führt, rondern zu einer 
Verschiebung in den Inhalten. Diese Verschiebung findet ihren 
Ausdruck in der notwendigen Aufnahme von Beurteilungs- und 
Entscheidungswissen aus der unteren und zum Teil auch mittle· 
ren Leitungsebene in das Fachwissen der Fachkräfte. 

4.4 Neue Aspekte des Fachwissens 

Die Explikation und die Veränderung des Fachwissens schaffen -
zumindest potentiell - Raum für die Aneignung neuer Aspekte 
von Fachwissen. Eine andere Aussage des Optikers macht dies 
deutlich : "Heute wird den Auszubildenden eingebleut, wie sie 
eine technisch perfekte Brille zu machen haben. Das muß keine 
humane Brille sein, das wäre weitaus schwieriger zu machen. Es 
gibt so viele heuristische Regeln. die dabei zu beachten sind, es 
stecken so viele Erfahrungen drin. Das Problem ist heute, daß 
man eine Brille unter humanen Gesichupunkten hervorragend 
anpassen kann; aber diese Brille ist technisch völlig instabil. Das 
kann der Computer verkoppeln." 

Eine technisch perfekte Lösung ist mit einer entsprechend ent· 
wickelten Softwareanwendung rasch zu finden. Dadurch wird es 
möglich, nicht mehr die ganze Arbeit des Brillenmachens auf die 
technische Perfektion zu legen, sondern die humanen Aspekte 
der Anpassung der Brille an die Bedürfnisse des Kunden mehr in 
den Mittelpunkt zu stellen. Das dafür erforderliche Fachwissen 
ist von ganz anderer Art als das rein technische Wissen. Hier spielt 
vor allem die Verbindung ästhetischer Gesichtspunkte, augenme­
dizinischer Kenntnisse und technischen Wissens eine wichtige 
Rolle. 

Allerdings steckt in der Nutzung der Software auch eine Schran­
ke gegen den Erwerb neuer Aspekte des Fachwissens: die mit 
der Rationalisierung zugleich mögliche "Verdichtung" der Ar­
beitsabläufe, die der Entfaltung der neuen Aspekten keinen Raum 
läßt. 
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MODELLVERSUCHE 

Berndt de Boer 

Selbstgesteuertes Lernen mit Computern 

Model lversuch der Europäischen 
Gemeinschaft zur beruflichen Bildung 
benachteiligter Jugendlicher 

Das Walter Friedländer Bildungswerk 

Im Frühjahr 1983 wurde in Berlin-Kreuzberg die Jugendwerk­
statt "Arbeiten und Lernen" der Arbeiterwohlfahrt gegründet. 

- Diese außerbetriebliche Bildungsstätte sollte mit ihrer sozial· 
pädagogischen Orientierung vor allem benachteiligten und lern­
schwachen Jugendlichen eine Berufsausbildung ermöglichen. 
1985 wurde die Jugendwerkstatt in "Walter Friedländer Bil­
dungswerk" umbenannt. Dies geschah im Andenken an Prof. Dr. 
Friedländer, der während der Zeit der Weimarer Republik als 
engagierter Sozialpädagoge mit der Gründung von Werk heimen 
einen neuen Weg in der Betreuung arbeitsloser Jugendlicher be­
schritt. 1933 mußte er in die USA emigrieren. wo er an der Uni­
versität Berkeley/Kalifornien durch fachwissenschaftliche Stan­
dardw�rke die amerikanische Sozialarbeit wesentlich mitprägte. 
Zur Zeit können 60 Jugendliche an den unterschiedlichen Bil­
dungsangeboten teilnehmen. Die Ausbildung findet in folgenden 
Berufsfeldern statt: 

• Wirtschaft und Verwaltung, 

• Holztechnik, 

• Farbtechnik und Raumgestaltung. (1 ] 

Förderung beruflicher Qualifizierung 
durch den Europäischen Sozialfonds 

Seit Bestehen der Europäischen Gemeinschaft gibt es den Euro­
päischen Sozialfonds (ESF). Er wurde von den Unterzeichner­
staaten des Römischen Vertrages 1 957 begründet. Grundlegen­
de Aufgabe des ESF ist die Verbesserung der Beschäftigungsmög­
lichkeiten im gemeinsamen Markt. Seit 1970 hat sich die Zahl 
der Arbeiulosen in der Gemeinschaft versechsfacht. Das sind 
1986 rund 16 Millionen oder 1 2  Prozent der Erwerbstätigen. Be­
sonders besorgniserregend ist dabei die Tatsache, daß die Jugend­
lichen unter 25 Jahren mehr als ein Drittel aller registrierten Ar· 
beitslosen ausmachen. Der Ministerrat der Gemeinschaft hat des­
halb 1983 eine tiefgreifende Reform des ESF beschlossen, deren 
Zielsetzung darin liegt, den ESF zu einem effizienten Instrument 
der Beschäftigungspolitik gerade für diese Zielgruppe zu machen: 
Nunmehr werden 75 Prozent der Fondsmittel für die Ausbildung 
oder Beschäftigung von Jugendlichen ausgegeben. Generell über­
nimmt der ESF jedoch maximal 50 Prozent der Aufwendungen 
für Maßnahmen in diesem Bereich. Die Höhe der Beiträge der 
öffentlichen Hand darf dabei nicht Uberschritten werden. 1986 
wurden fast 2,5 Millionen Europäer in ihrer beruflichen Quali­
fizierung durch den ESF gefördert. Allein 35,9 Millionen DM 
sind im Jahr 1986 nach Beriin geflossen, davon wurden u. a. mit 
rund 5,5 Millionen DM 1 1  Jugendprojekte gefördert. Insgesamt 
profitieren allein in Berlin über 4000 Personen von den Zuschüs· 
sen des ESF. [2] 

Der Modellversuch s e i  e c t : 
Selbstgesteuertes Lernen mit Computern 

Besonderer Förderschwerpunkt des ESF sind sogenannte ,,spezi­
fische Maßnahmen innovatorischen Inhalu". Gemäß den Leitli­
nien für die Verwaltung des ESF müssen solche Maßnahmen neue 

Wege für den Inhalt, die Methoden oder die Organisation berufli· 
cher Bildung erproben. Hier handelt es sich jeweils um kleinere 
Modellvorhaben für höchstens 100 Personen. 
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I m  Walter Friedländer Bildungswerk [3] soll im Rahmen dieses 
Förderschwerpunkts erprobt werden, inwieweit sozial und bil­
dungsmäßig benachteiligte Jugendliche durch computerunter· 
stützte Lernformen in der Anwendung neuer Technologien qua­
lifiziert werden können. Allein in Berlin drängen jedes Jahr ca. 
4000 Jugendliche ohne jeglichen Schulabschluß auf den Arbeits­
markt. Wir haben unser Projekt ,,s e i e  c t" genannt, um einer· 
seits darauf hinzuweisen, daß diese Jugendlichen nicht nur 
durch das Bildungssystem negativ selektiert worden sind, son­
dern zukünftig durch die zunehmende Diffusion der Mikroelek· 
tronik hinsichtlich ihrer Chancen auf �inen Arbeitsplatz zusätz­
lich gefährdet sind. Zum anderen muß in der Bildungsarbeit ge­
rade mit niedrig qualifizierten Personengruppen im Bereich neuer 
Technologien besonderes Gewicht auf solche Lernformen gelegt 
werden, die lerntheoretisch fundiert sind. ,,s e i e  c t" meint al­
so hier, daß nicht die Benutzer durch die Technologie selektiert 
werden, sondern umgekehrt alles Augenmerk auf die Selektion 
einer adäquaten Lern·, Technologie· und Arbeitsgestaltung ge· 
legt werden muß. Dieser Anforderung können am ehesten hand­
lungsorientierte und kooperative Lernmethoden genügen, wie in 
den Modellversuchen des Bundesinstituts für Berufsbildung der 
lettten Jahre überzeugend nachgewiesen wurde. Im Rahmen der 
wissenschaftlichen Begleitung des Modellversuchs wird eine pro­
zeßbegleitende Evaluation durchgeführt. 

Durch erhebliche Unterstützung von der Aktion Sorgenkind 
konnten zwei Lernzentren eingerichtet werden. Wir haben uns 
dabei für einen professionellen und ergonomisch zureichenden 
Hardwarestandard entschieden. Insgesamt stehen 13 Personal­
computersysteme der Firma Siemens inkl. Peripherie zur Verfü­
gung ( 1 2  Sicomp 16.05, 1 System PCD-2, diverse Drucker und 
ein Plotter). Außerbetriebliche Bildungseinrichtungen sind auf 
Kooperationspartner im Bereich der freien Wirtschaft angewie· 
sen, wenn sie eine effiziente und marktgerechte Bildungsarbeit 
betreiben wollen. Die Entscheidung für Siemens wurde auch des· 
halb getroffen, weil diese Firma schon bei der ersten Kontaktauf­
nahme ihr soziales Engagement u. a. durch entsprechende Preis· 
gestaltung, intensive Fachberatung und die Zusage dauerhafter 
Förderung der Bildungsarbeit verdeutlicht hat. 

Je nach ihrem Ausbildungsstand können die Auszubildenden an 
einem vierstufigen Trainingsprogramm teilnehmen: 

1. Stufe: Spielerische Lernformen 
(Actionspiele, Intelligente Spiele, Simulationenl. 

2. Stufe: Interaktiver E DV-Basiskurs am pe. 
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3. Stufe: Qualifizierung für den Umgang mit berufstypischer 
Anwendu ngssoftware 
(Textverarbeitung, Grafik, Kalkulation). 

4. Stufe: Einfache Programmierübungen 
(Basic, LOGO). 

Mit Herrn Dr. Söltenfuß von der Theodor-Heuss-Akademie in 
Gummersbach findet ein enger fachwissenschaftlicher Austausch 
statt; ihm sei an dieser Stelle für seine fachkompetente Beratung 
ausdrücklich gedankt. 

Anmerkungen 

[1]  Die Pr�xil der Ausbildung in dieser außerbetrieblichen Bildungs­
.tint. ist d� .... ""tellt in: OE BOER/CZASCH/HERZOG/HOSEL­
MANN/JASTRAM/KISTLER!LAMBERTZ!SCHWEIZER/V. SIE­
BERT!TROSCHEIT!WEISGERBER: "Die wollen nicht lerneni"?: 
Auf der Sucha nach nauen Llrnansiilzen in der Bildungsarbeit mit 
benlchteiligtan JU<;llndlichen, Berlin 1987. 

[2] Nähere Informationen über dan Sozialfonds der Europäischen Ge­
meinschaft und fachkundige Beratung durch: BBJ Consult: Verein 
zur Förderung kultureller und beruflicher Bildung von Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen a_ V., Potsdamer Str. 199,1000 Berlin 30. 

[31 Kontaktanschrih: Herr Pater Tro.eheil, Walter Friedländer Sil­
dungswerk, Llusitzer Str. 10. 1000 S.rlin 30. 

Joachim Rottluff 

Modellversuche zur Verbesserung der 

Ausbildungsmethoden 

In der AusbildungS'Nerkstatt Hannover der Deutschen Bundes­
bahn traf sich im November 1986 eine Reihe von Unterneh­
men, um ihre Erfahrungen aus Modellversuchen zur Verbesse­
rung der Ausbildungsmethoden auszutauschen_ Vertreten waren 
unter anderen Siemens, Stahlwerke Peine-Salzgitter, Ford-Wer­
ke AG, Deutsche Bundespost, Veba-ÖI·AG, Firma Heller. Einge­
laden hatte das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), das die 
Modellversuche aus Mitteln des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft (BMBW) fördert. 

Modellversuche bei der Deutschen Bundesbahn (OB) 

Der Modellversuch der OB läuft seit 1983. Ziel war es, die Aus­
bildung in den Metall- und Elektroberufen zu verbessern, wobei 
insbesondere die Erfahrung von den Ford-Werken und den 
Stahlwerken in Peine-Salzgitter genutzt werden sollte. Projekt­
orientierte Kleingruppenarbeit, Leittexte und neue Verhaltens­
regeln tür die Ausbilder in ihrer Rolle als Lernberater charakteri­
sieren die neue Lernform. 

Eine Kernfrage in diesem Zusammenhang lautet: "Wie können 
die betroffenen Ausbilder für die Arbeit mit veränderten Aus­
bildungsmethoden motiviert und qualifiziert . werden?" Jeden­
falls nicht,. indem man ihnen diese von oben her verordnet und 
Anweisungen in die Hand drückt. Vielmehr sollte - in Analogie 
zu dem Ausbildungskonzept des selbständigen, projektorien­
tierten Arbeitens in Kleingruppen - auch der Umgestaltungs­
prozeß selbst als ein Projekt aufgefaßt werden, das den Ausbil­
dern zur Aufgabe gestellt wird. Ausgehend von präzisen Zielvor­
gaben von seiten der Ausbildungsleitung sollten die Ausbilder 
in Gruppenarbeit selbständig die Wege und Mittel zur Zielerrei­
chung entwickeln. Im konkreten Fall diente also die Ausarbei­
tung der Leittexte dazu, die Ausbilder auf die neue Ausbildungs­
methode vorzubereiten. 

Die Fortführung der im Modellversuch entwickelten 
Ansätze bei den Ford-Werken 

Die Ford·Werke AG hat in den Jahren 1979 bis 1983 einen 
Modellversuch durchgeführt unter dem Titel "Selbststeuerung 
von Lernprozessen in einer projekt- und lehrgangsorientierten 
Ausbildung für Werkzeugmacher". Die Ausbildung betont sehr 
stark den . Kenntniserwerb gestützt auf Leittexte. Die Zusam­
menarbeit der Auszubildenden in Kleingruppen spielt eine große 
Rolle. Das bedeutet zugleich, der Ausbilder gibt weniger Anwei­
sungen und Unterweisungen und macht auch weniger vor. Seine 
Hauptaufgabe ist es, den Auszubildenden Hilfen zum möglichst 
selbständigen Arbeiten und Lernen zu geben. Von dieser Kon­
zeption waren lediglich, und zwar aus Gründen der Arbeits­
sicherheit, die Lehrgänge an den Werkzeugmaschinen sowie für 
das Schweißen und Schmieden ausgenommen_ 

über die weitere EntwiCk lung nach Abschluß des Modellversuchs 
gab es aus Insiderkreisen immer wieder skeptische Spekulatio­
nen. Allen Unkenrufen zum Trotz wurde jedoch nicht nur die 
im Modellversuch entwickelte Ausbildungskonzeption als regu­
läre Methode weiterhin eingesetzt, vielmehr wurde auch daran­
gegangen, diese Methode auf die spanenden Berufe und die 
E.lektroberufe zu übertragen, Die Auswertung dieser Aktivitäten 
ist noch nicht abgeschlossen, aber die bisherigen Erfahrungen 
sind vielversprechend_ 

Es wurde hervorgehoben, daß die VerärKIerung der Ausbildungs­
methoden als ein allmählicher und kontinuierlicher Prozeß auf­
zufassen ist, wobei, ähnlich dem Vorgehen bei der OB, die Aus­
arbeitung neuer Methoden und Lernhilfsmittel mit der Motivie­
rung und Qualifizierung der Ausbilder Hand in Hand gehen 
müsse. Wenn allerdings die Entwicklungsarbeit nicht (mehr) im 
Rahmen eines Modellversuchs, also ohne zusätzliche Mittel und 
die Hilfe externer Berater, geleistet werden muß; läßt sie sich 
nur langsam voranbringen. 

Bei der Hoesch-5tahl AG geht der Modellversuch 
"leittextsystem für Fertigungsaufgilben 
in schlosserischen Berufen" dem Ende entgegen 

Im Unterschied zu den Versuchen bei der Bahn, bei Ford, bei 
Peine-Salzgitter und einigen anderen Unternehmen hat man bei 
Hoesch versucht, Leittexte zu entwickeln und einzusetzen, die 
sich nicht auf ein bestimmtes Projekt beziehen. Die Leittexte 
in der hier ausgearbeiteten Form helfen den AuszubilderKIen 
(im zweiten Ausbildungsjahrl, passende Aufträge aus dem Be­
trieb in der Ausbildungswerkstatt zu bearbeiten. Mit dieser 
Konzeption wollte man die Auszubildenden 50 nah wie irgend 
möglich an die betriebliche Realität heranführen, ohne auf 

Systematik in der Ausbildung zu verzichten. Die Hauptschwie­
rigkeit bei der Entwicklung der Leittexte lag darin, diese einer­
seits so allgemein zu gestalten, daß sie tatsächlich zu unter­
schiedlichen Aufträgen passen, und sill andererseits so konkret 
abzufassen, daß sie noch eine nützliche Hilfe und Anleitung 
für den Auszubildenden darstelleli Oie Lösung dieses Problems 
lag darin, die Aufträge in Typen einzuteilen und die Leittexte 
auf diese Auftragstypen abzustimmen. 

In der Diskussion über diesen Modellversuch wurde noch einmal 
deutlich, daß der Einsatz von Leittexten nicht nur bedeutet, 
die Unterweisung durch ein schriftliches Hilfsmittel zu ersetzen, 
sondern daß das Arbeiten mit Leittexten ausstrahlt auf das 
gesamte Ausbildungssystem und dieses verärKIert. An die Aus­
bilder werden andere Verhaltenserwartungen herangetragen, 
Planung und Vorbereitung erhalten in der Ausbildung ein 
größeres Gewicht, die Ausbilder müssen noch stärker als bisher 
untereinander und mit anderen betrieblichen Stellen koope­
rieren. 
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LOLA und PETRA 

LOLA steht für "Leittexl-orientierte Lern- und Arbeitsmethode" 
und kennzeichnet ein zur Zeit bei der Deutschen Bundesprut 
anlaufendes Projekt ruf Verinderung der Ausblldullg$lOOtnoden. 
Htef wird versucht, die Erfahrungen der Deuhchen Bunde1ibahn 
bzw. von Hoesch mit der leittextmethode auf dffi E�trobe­
reich zu übertragen. 

PETAA ist die Kurzform von "Projekt- und transferorientierte 
Ausbildung" im gewerb lich-technischen Bereich bei der Siemens 
AG. PETRA arbeitet mit ähnlichen Elementen, wie die bisher 
engesprochenen Modelle, Illso: GruppeNirbeit, selbständiger 
Kenntniserwerb eft;. Es wird jedoch darauf venichtet,. eine Aus. 
wahl von Projekten und leittexten für alle Ausbildungsstefltn 
vorzugeben. Vielmetv werden über ein zweneiliges Seminar dM! 
Ausbilder so qualifiziert, daß sie selbst in der Lage sind, Aus.. 
bildungsabschnitte nach den Regeln 1I0n PETRA aufzubereiten. 
Im ersten SeminarteIl werden die Grundregeln erarbeitet, an· 
hand der die Ausbilder dann beginnen, einzelne Ausbildungs­
bel!piele auszuarbeiten und diese in der Pr!)(ls zu erproben. Im 
zweiten Seminarteil werden die dabei gemachten Ertahrungen 
ausgewerteL Dieser Weg verspricht eine weltvehende Flexibill­
sierung. 

Ausblick 

Modellversuche. aJch oder gerade diejenigen zur Erprobung 
neuer AusbildungsmethOdeo, werden häufig als eltotische Blü­
ten betrachtet, die &Chnell 'Nelken bzw. allenfalls den Modell­
.... rsuchsbetrieben nützlich sind. Im yorliegender! Fall ist eine 
solche Einschätzung sicher nicht berechtigt. Jedenfalls hiben 
alle Beteiligten - Betriebe, wissenschaftliehe Begleiter und der 
fachliche Betreuer im BIBB - die Erfahrung gemacht, daß diese 
Modellversuche in der ausbildenden Wirtschaft auf eine starke 
Resonanz gestoßen sind. Sie sind keine EInzeierscheinungen 
geblieben, sondern haben in langjähriger und vielfältiger Erpro­
bung ihre Praxistaugllchkeit bewiesen und anderen Betrieben 
An�ngen gegeben. Geracle ;atzt. da es gilt, die neuen Aumlt­
dungsordnong&t'l für die Metall- und El&ktrobmtfe in die Praxis 
umzusetzen, dürften sich diese Konzepte all eine wichtige und 
willkommene Hilfe erweisen. 

Dagmar Beer 

Modellversuch zur 
Ausbildung ausländischer Jugendlicher 
Im Bergbau 

Am 18.  August 1981 begann die Westfälische Bergbaugewerk­
schafukasse in Kooperation mit den Betrieben Bergbau AG Lip­
pe und 8efgbau AG Niederrhein mit d .... Ausbildung und Föroe. 
ruog '100 insgesamt 86 türkischer. Jugendlichen. deren qualifika­
tarisches Eingangsnlveau für eine erfolgfek:he Berufsausbildung 
mit den herkömmlichen Methoden der Berufsausbildung UIUU­
längliCh war. Nach Abschluß des Modellversuehs wurden Ergeb· 
nisse vorrangig in'drel Schwerpunktbereichen erzielt: 

1 .  Entwicklung einer projektorientierten Werkstattpraxis_ 

Dabei wurde davon IUtgegangen. daß mittels der Projektme­
thode Motivalion gertiiUt und durch eine haildlungsbezogene 
Spr�clwfl'mittlung Sprach- und andere B ildun9$defilite abge­
baut werden können. Somit wurden 5prachttützkurse während 
des gesamten Ausbildungszeitraumes In Anlehnung an die fach­
praktische Unterweisung im Betrieb sowie den fachtheoretl­
sehen Unterricht in der Berufsschule durehgeführt_ 

2. Sozialpädagogische 8etreuung und Beratung der ausländischen 
Auszubildenden inner- und außerhalb des Betriebes_ 

Da vorab keine Erfahrungen mit Sozialpädagogen in den Be­
trieben vorlagen, mußten zunächst vorhandenes Mißtrauen 
und Reservlerthelt. insbesondere bei einigen Ausbildern. abge­
baut werden. Erleichtert wurde din durch die Tatsache. daß 
die Sozialpädagogen auch eine Schlcmeraulbi\dung absolviert 
haben und $OffIit Zugang zu berufupezifi5Cheo Inhalten und 
AusbildungtprOblemen haben. 

3. Entwicklung und Durchführung 'Ion Weiterbildungsangeboten 
für Ausbilder ausländischer Jugendlicher. 

Die Konzeption diewr Veranstaltungen läßt sich grob in zwei 
inhaltliche Schwerpunktbereiche unterscheiden: Inhalte, die 
sich aus dan speZifischen AnfOrderungen bei der Durchführung 
des Modellversuchs für die da .. ," beteiligten Personeogruppen 
ergeben (Ausbild ..... Fachwissenschaftier, Sozialpädagogen, 
Projekt-Leituog). und Inhalte, die sich auf Anforderungen be­
ziehen, die generell in den Problemen der Ausbildung auslän­
discher Jugendlicher begründet sind. 

Zielgruppe des Modellversuchs 

Die Teilnehmer dieses Modellversuchs verteilten sich hin�chtJieh 
ihres Einreisealtll'1 auf folgende Gruppen: 

Vor Beginn der Ausbildung erst bis zu drei Jahren in der Bun­
desrepublik Deutschland (42,2 %). 

zwischen 4 und 6 Jahren (31,3 %), 

7 Jahre und länger (26,5 %). 

Aufgrund dieser mehrheitlich kurzen Aufenthaltsdauer konnten 
auch nur 8 Prozent einen Schulabschklß aus der Bundewepy�ik 
Deutschland nachweisen_ Damit liegt die Modellvenochspopull' 
tion himlchtlich ihrer schulischen Elngal'l9l'loraussetzung deut· 
lich unter dem im Bergbau OOlichen Schnitt. Allerdingsentspricht 
diese Zusammltnsetzung durchaus der Population aller insgesamt 
24 Modellversuehe Zur Ausbildung ausländische!" Jugendlieher. 
Vor diesem Hintergrund ist erklärlieh. daß in bezug auf Eignungs­
unterwchung eine ähnliche Eriahrung gemacht WUrde wie in ver· 
gleichbaren Modellversuchen. Ein positives Testergebnis erreich­
te nur gut ein Drittel der teilnehmenden Jugendlichen. Die 
Mehrzahl hätte ohne Modellversuchsbedin�!l99n den Ausbil­
dUllgSstatus nicht erreicht. Diese schlechteren individuellen Start· 
bedingungen der ausländischen Jugendlichen schlugen sich auch 
im ZWischenplilfungsergebnis nieder: Deutlich wurde. daß ein 
großer Teil den Mindestanforderungen der Fertigkeitspriifung 
zwar entsprach, nleht jedoch den Anforderungen der KenntnIs­
prüfung. Aus5Chlaggebend für die Kltnntnispli,ifung ist hierbei dtr 
Grad der Sprachkompeteru:_ 

W", in anderen ähnlichen ModelNerwchen zeigt sich jedoch auch 
hier. daß die sprachlichen und fachtheoretischen Probleme, dit 
sich noch in der Zwischenprüfung zeigten, bis zum Ende der Aus­
bildung abgltbaut werden konnten. 50 haben 'Ion 85 zur Ab· 
5chlußpriifung gemeldeten Jugendlichen 73 die Prüfung mit ei­
ner Durchschnittsnote 'Ion 2.8 im praktischen und 3,4 im theo­
retischen PrUfungsteii bestanden. 

Sprachstand und Spntehförderung 

Trotz fehlendem Jprachdiagnostlschen I nstrumentari ums wurden 
auf der Grundlage einer qualitativen auchreibung die ausliindi­
schen Modellversuehsteilnehmer in folgende Leistungsgruppen 
(Gemein5ptachkompe:tenz) diffe renrlert: 

,. Eine Gruppe, deren Mitglied .... aU$feichend (fur die Ausbil· 
dung) Umgangsd8IJtsch sprachen ( 1 6  %) und die vermuttich 
auch ohne wesentliche Förderung die Ausbildung erfolgreiCh 
beendet hätte. 

2_ Eine Gruppe. die die deutsche Umoangnprache weder aktiv 
noch passiv beherrscht (ca_ 15 %). Diese Jugendlichen haben 
nicht nur Schwierigkeiten selbständig zu 'Prechen. sondern 
sie können längeo-en Erklärungen aueh nicht folgen. 
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3. Eine Gruppe (ca. 70 %), die zwar die Alltagskommunikation 
beherrscht, jedoch zum Teil erhebliche Verständnisprobleme 
mit der Fachsprache hat. Aufgrund der vorherrschenden Re­
gelunsicherheit gelingt es diesen Jugendlichen meist nlcht, 
Fachtexte ohne Hilfen zu enßchlüsseln. 

Für die überwältigende Mehrzahl der Modellversuchsteilnehmer 
war somit eine ausbildungsbegleitende Sprachförderung für den 
Ausbildungserfolg eine unabdingbare Voraussetzung. 

Ziel dieser Förderung war nicht eine an der deutschen Hochspra­
che orientierte Sprachentwicklung, sondern ein in enger Anleh­
nung an die Anforderungen der Ausbildung durchgeführtes Trai· 
ning fachsprachlicher Strukturen. Folgerichtig waren fachtheo­
retische und fachpraktische Inhalte Grundlage für einen solchen 
Unterricht, der durch eine kontrastive Vorgehensweise versuch­
te, das Sprachverständnis abzusichern. Der Schwerpunkt in der 
Durchführung lag dabei in folgender methodischer Vorgehens­
weise: 

Textvereinfachung und Erarbeitung von Fachtexten, 

Nutzbarmachung der umgangssprachlichen Kompetenz, 

Einbeziehung türkischer Sprachkompetenz, 

LernergebniskontroJle und Sicherung der Lernfortschritte, 

sukzessive Entwicklung selbständiger Handlungsmuster im 
Rahmen der projektorientierten Methode. 

Ausgehend von einer Vereinfachung der Fachtexte sollten so­
wohl Sprachentwicklung als auch das fachtheoretische Verständ­
nis gefördert werden. 

Es muß allerdings berücksichtigt werden, daß ein kontrastiver 
Sprachunterricht sich nicht auf die reine übersetzung von Fach· 
termini beschränken kann, sondern nur dann sinnvoll für die 
Sprachentwicklung einsetzbar ist, wenn er Sprachstrukturunter­
schiede verdeutlicht, bewußt macht und vertieft. Diese Vorge­
hensweise wird jedoch zukünftig weniger erfolgreich sein, da in 
zunehmendem Maß� ausländische Jugendliche auf den Ausbil­
dungsstellenmarkt streben. die ihre Muttersprache nur in einem 
sehr retardierten Umfang beherrschen. Für diese Jugendlichen 
stellt die kontrastive Vorgehensweise kaum noch eine Lernhilfe 
dar, sondern führt eher zu einer zusätzlichen Sprachbelastung. 

Sozialpädagogisch orientierte Berufsausbildung 

Im Interesse einer größeren Breitenwirkung ging es in diesem 
Modellversuch weniger um die Integration von Sozialpädagogen 
in die betriebliche Ausbildung, als vielmehr um die sozialpädago­
gische Qualifizierung der Ausbilder. Das bedeutete für den Mo­
dellversuch die Stärkung der pädagogischen Kompetenz des Aus­
bilders, mit dem Ziel, daß dieser während der Unterweisung so­
zialpädagogische Aufgaben übernehmen kann. Somit lag auch 
ein entscheidender Schwerpunkt aer Arbeit der Sozia,pädagogen 
i n  der Beratung der Ausbilder. 

Die Ausbilder mußten die Notwendigkeit einsehen und lernen, 
den pädagogischen und sozialen Aspekten im Rahmen ihrer Tä· 

tigkeit ein größeres Gewicht zu verschaffen. Nur dann war es 
nach den Erfahrungen des Modellver$Uchs möglich, den hier er­
probten Ansatz sozialpädagogischer Arbeit auch ohne spezielle 
sozialpädagogische Fachkräfte zu realisieren. Entscheidend war 
dabei jedoch, daß die Ausbilder nicht so häufig wechseln. Insbe· 
sondere für ausländische Jugendliche bewirkte ein häufiger Wech· 
sei der Bezugspersonen eine negative Beeinflussung, da von der 
Sozialisation her junge Ausländer an übersichtliche und feste Be­
ziehungsstrukturen gewöhnt sind. Immer dort, wo es gelang, daß 
ein Ausbilder über mehrere Ausbildungsabschnitte mit einer fe­
sten Ausbildungsgruppe zusammenarbeitete. entwickelten sich 
feste soziale Beziehungen, die sich positiv auf den Lernerfolg nie­
derschlugen und eine Basis waren, Konflikte gemeinsam zu lö­
sen. Der im Modellversuch tätige Sozialpädagoge hatte dann al­
lenfalls die Funktion des Beraters. Nur bei tiaferen persönlichen 
Konflikten des Auszubildenden wurden darüber hinausgehende 
Aufgaben - z. B. Hausbesuche, Elterngespräche etc. - wahrge­
nommen. 

Weiterbildung der Ausbilder 

Eng verknüpft mit dem sozialpädagogischen Konzept fanden um­
fangreiche Weiterbildungsveranstaltungen für Ausbilder, Lehrer 
und Sozialpädagogen statt. Im Mittelpunkt der viermal pro Jahr 
stattfindenden Seminare standen folgende Schwerpunkte: 

1 .  Erweiterung der pädagogischen Handlungskompetenz unter 
sozialpädagogischen Gesichtspunkten bei der ATbeit mit aus­
ländischen Jugendlichen, 

2. Förderung der Identifikation der Teilnehmer mit dem Pro­
jektziel und ihrer Bereitschaft zu kooperativem Handeln, 

3. Die Entwicklungvon Unterrichtsmaterialienfür die Werkstatt· 
unterweisung einschließlich sprachlicher Fördermaßnahmen. 

Es wurden somit nicht nur Weiterbildungsveranstaltungen im en­
geren Sinne erprobt, sondern diese Seminare bekamen zuneh­
mend den Charakter von Arbeitssitzungen mit ausdrücklich pro­
duktorientierten Phasen. 

Im Rahmen dieses Modellversuchs wurden die beteiligten Ausbil­
der zu regelmäßigen Seminaren während der gesamten Laufbahn 
einbezogen. Insbesondere durch die Produktorientierung lern­
ten die Beteiligten, einmal zu kooperieren und zum anderen Pro­
bleme selbständig zu analysieren und Lösungswege zu finden. 
Da im Modellversuch davo� ausgegangen wurde, daß der Ge­
brauchswert vorgefertigter Seminarkonzepte für die Anwender 
generell begrenzt ist, ist das entwickelte Schulungskonzept ledig­
lich als Anregung für die selbständige Bearbeitung ähnlicher Pro· 
bleme während Weiterbildungsseminaren zu verstehen. 

Vor diesem Hintergrund sind die Erfahrungen zum Weiterbil­
dungsbereich - insbesondere als gemeinsame Weiterbildung von 
Ausbildern, lehrern, Sozialpädagogen - besonders interessant 
und durchausgooignet zur Übertragung vor altem im großbetrieb­
lichen Rahmen. 
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Gerhard Steiner/Daniel ViUiger: Aspekte 
der Berufsbildung, Ergebnisse aus dem 
Forschungsprogramm EVA des Schweize­
rischen Nationalfonds über die nicht-aka­
demische Berufsbildung. Band 13, Verlag 
Sauerländer, Aarau und Frankfurt a. M. 
1986. 

Um das Wesentliche vorauszuschicken, das 
knappe Büchlein von rund 100 Seiten ist 
eine hochinteressante Lektüre für alle 
an der Berufsbildung Beteiligten, aber 
vor allem für die 8erufsbildungsforscher. 
Das Buch behandelt i n  Form eines Re­
chenschaftsberichtes die Ergebnisse des 
10. Nationalen Forschungsprogramms der 
Schweiz unter dem Namen EVA (Educa­
tion et vie activel. Die Arbeiten des For­
schungsprogramms dauerten von 1980 bis 
1986. 

Eine wesentliche Zielsetwng des Pro­
gramms EVA war die Förderung des For­
schungsnachwuchses_ Ungeschminkt wird 
darüber berichtet, daß das I nteresse an 
der Berufsbildung von seiten der Wissen­
schaften an den Hochschulen sehr gering 
sei. Daher war es insbesondere in dem 
ersten Teil des Programms eine schwierige 
Aufgabe, Wissenschaftler auf dem Gebiet 
der Berufsbildungsforschung heranzubil­
den. 

Das Programm umfaßte insgesamt 26 Ein­
zelprojekte, die sich um drei Forschungs­
schwerpunkte gruppierten: 

die Entwicklung der Jugendlichen 
(Persönlichkeitsentwicklung) in der 
Berufsausbildung, 

die Organisation der Berufsausbildung 
und die Gestaltung von Lehr- und 
Lernprozessen und 
die übergangsprobleme in den Beruf. 

Diese drei Forschungsschwerpunkte las­
sen den starken soziologischen, pädagogi­
schen und psychologischen Bezug der 
Fragestellungen erkennen_ Es ist für den 
Rezensenten reizvoll festzuhalten, daß 
fast alle behandelten Themen auch im 
Forschungsprogramm des Bundesinstituts 
für Berufsbildung zu finden sind. 

Die Ergebnisse vermitteln einen guten 
Einblick in die heutige Situation der Be­
rufsausbildung in der Schweiz. Manche 
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Ergebnisse können auch unmittelbar auf 
die Bundesrepublik Deutschland übertra­
gen werden, oder sie entsprechen den 
hiesigen Verhältnissen, wie z. B. die ge­
schlechtsspezifischen Rollen bei der Be­
rufswahl oder die weitgehend positiven 
Einstellungen zur Arbeit und die bei uns 
auch festgestellten starken Wechselwir­
kungen zwischen Arbeit und Freizeit. Ju­
gendliche mit einem restriktiven Arbeits­
verhalten, verhalten sich auch in ihrer 
Freizeit passiv_ Andere Ergebnisse reizen 
zu ähnlichen Untersuchungen oder zur 
Vertiefung entsprechender Untersuchun­
gen in der Bundesrepublik Deutschland. 

I n diesen Komplex gehören die Ausein­
andersetzung mit Normen und Werten der 
Ausbildung am Arbeitsplatz und die Ana­
lyse von Lehr- und Lernverhältnissen. Die 
Studien in der Schweiz heben die Bedeu­
tung des sozialen Rahmens für den Au� 
bildungserfolg hervor, insbesondere am 
Anfang der Ausbildung_ Entscheidend 
wiChtig für den Lernprozeß ist die "Zwei­
erbeziehung" zwischen Lehrling und Aus­
bilder. Wie in der Bundesrepublik Deutsch­
land so weiß man auch in der Schweiz nur 
sehr wenig über die Persönlichkeit des 
Ausbilders; wie er eigentlich zum Ausbil­
der geworden ist und wie seine Rolle im 
Betrieb bewertet wird. Das Nationale For­
schungsprogramm EVA widmete den Fra­
gen der Ausbilder einen breiten Raum. Es 
wird hervorgehoben, daß infolge des tech­
nischen Wandels die Bedeutung des Au� 
bilders' noch zunimmt_ Die betriebliche 
Ausbildung wird oft zu einem "letzten 
Refugium" beruflicher Tätigkeiten. Auch 
die Beeinflussung des Lernprozesses von 
Lehrlingen durch den Ausbilder ist hier 
wie dort ein weißer Fleck in der For­
schungslandschaft. Unsere Schweizer Kol­
legen geben hier den Hinweis, sich stärker 
mit dem Alltagswissen des Ausbilders 
beim Lernprozeß zu beschäftigen_ Dabei 
wird, wie bei uns, kritisch festgehalten, 
daß der verantwortliche Lehrmeister in 
vielen Fällen nicht der hauptsächliche 
Ausbilder ist. Es wird beklagt, daß we­
sentliche faktische Ausbildergruppen un­
erkannt sind und daher auch für eine Wei­
terbildung in pädagogisch-didaktischer 
Hinsicht unberücksichtigt bleiben. 

BWP 5/87 

Mehrere Untersuchungen beschäftigen 
sich mit den außerfachlichen Ausbildungs­
zielen und ihrer Vermittlung_ Als Illustra­
tion der Ergebnisse: Bei der "Verkaufs­
tochter" ist folgende Reihenfolge der 
erwarteten Merkmale für einen "guten" 
Lehrling festgehalten worden: 

U nterordnu ng, 
gute äußere Erscheinung, 
Einsatz, 
Selbständigkeit. 

Einen weiteren Untersuchungskomplex 
bildeten die Lernprozesse von' Lehrlingen, 
ihre Lerrimotivationen, -verhalten und 
-aktivitäten. Hierfür wurde eigens ein Ver­
fahren entwickelt, mit dessen Hilfe erfaßt 
werden konnte, welche Lernverfahren 
jemand für geeignet und wirksam hält und 
wie sich jemand einen Erfolg oder Mißer­
folg beim Lernen erklärt_ Die Schweizer 
Kollegen verschweigen nicht, daß die Au� 
wertung außerordentlich aufwendig und 
schwierig war. Sie hat aber ermöglicht, 
daß IIerschiedene Lernstrategien für unter­
schiedliche Lerngruppen entwickelt wer­
den konnten. 
Der Bereich Curriculum für Ausbildungs­
reglements (wie die Ausbildungsordnun­
gen in der Schweiz genannt werden) wurde 
bei den Forschungsschwerpunkten weit­
gehend ausgeklammert. Die Gründe hier­
für erinnern an die Zeiten vor Gründung 
des Bundesinstituts für Berufsbildungsfor­
schung 1969_ Zum einen gab es nur sehr 
wenige Wissenschaftler in der Schweiz, die 
für eine "Reglementsrevision hätten her­
angezogen werden können", zum anderen 
war man sich "nicht im klaren darüber, 
ob derartige Vorhaben von der Praxis 
(Berufsverband BIGA, Fachlehrerschaft) 
überhaupt gewünscht wurden

"
. 

Diese wenigen Hinweise mögen einen Ein­
druck über die umfassenden Arbeiten 
des 10. Nationalen Forschungsprogramms 
EVA geben und zum Lesen der Broschüre 
lrId der Ihrt angegebenen Quellen anregen. 
Man kann den Schweizer Kollegen nur 
wünschen, daß sie auf dem eingeschlage­
nen Weg weitergehen und hierfür die 
erforderliche finanzielle Unterstützung 

. finden werden_ 

Laszlo Alex, Berlin/Bonn 



Neuerscheinungen aus dem BIBB 

In der Reihe: Berichte zur beruflichen Bildung. Hefte 88 und 89 

Der betriebliche Ausbildungsverbund - Praxis und Rechtsfragen 

von Bernd SChwiedrzik, Klaus Meyer und Michael Eule 
unter Mitarbeit von Marlies Fischer 

Verbundausbildung - Anlässe. Meinungen, Perspektiven (Schwiedrzik) 
Betrieblicher Ausbildungsverbund in der Praxis (Meyer) - Heft 88 

Rechtliche Aspekte der Ausbildung im Verbund (Eule) - Heft 89 

1987 

88 ( .. Praxis") und 89 ( .. Rechtsfragen") 

15,- DM (Heft 88) und 12,- DM (Heft 89) 

130 bzw. 95 Seiten 

ISBN 3·88555·319·8 bzw. 3-88555-320-1 

Die belden Hefte enthalten drei thematisch eng zusammenhängende Beiträge zu den 
wesentlichen Aspekten der Ausbildung im Verbund mehrerer Betriebe: 

Organisation und rechtliche Grundlegung der Zusammenarbeit im Ausbildungs­
verbund 

Motive der Verbundinteressenten und Beurteilung der Verbundausbildung durch 
Berufsbildungspraxis und -politik 

Perspektiven kooperativer Ausbildung angesichts veränderter Ausbildungsbedin­
gungen und gestiegener Ansprüche an Qualität und Verwertbarkeit der Ausbildung 

Ein Anhang zu den Beiträgen in Heft 88enthält u. a. eine .. CheCkliste"fürVerbundinter­
essenten, Musterbeispiele für Akquisitionsschreiben 8n potentielle Verbund partner 
sowie Musterverträge und Satzungen von Ausbildungsverbünden. 

Sie erhalten diese Hefte beim Bundesinstitut für Berufsbildung - Referat Verötfentllchungswe
'
sen _ 

Fehrbeiliner Platz 3 - 1000 Berlin 31 - Tel.: (030) 86 83-520 oder 86 83-1 



Neuerscheinungen aus dem BIBB 

Türkische 
Jugendliche 

ausbilden 
Informationen 

und praktische Hilfen 

• Ein Teil des Seminars beleuchtet Ausbildungssitua­
tionen, in denen die kulturspezifischen Verhaltenswei-
sen und unterschiedlichen Wertvorstellungen der türkischen 
Jugendlichen erfahrungsgemäß zu Schwierigkeiten führen können. 
Anhand von Fällen werden typische Konflikte und Mißverständnisse auf dem Hintergrund der 
Erziehungsprinzipien und Erziehungspraxis der türkischen Gesel lschaft und Familie analy­
siert und konkrete Lösungshilfen angeboten . 

• Derandere Teil des Seminars behandelt die Unterweisungs- und Lernsituation mittürkischen 
Auszubildenden und zeigt konkrete Wege auf, wie der Ausbilder sich zielgruppengemäß 
verhalten und den Lernprozeß erleichtern kann. 

Integration fördern 

PH 1 :  Türkische Eltern wollen mitreden 
PH 2: Was türkische Eltern wissen sollten! 
PH 3: In Deutschland leben lernen 

Lern- und Arbeitstechniken entwickeln 

PH 4 :  Informationen finden und aufbereiten 
PH 5: Informationen aufnehmen und ordnen 

Preise: 

Fachrechnen vermitteln: nicht Rechnen paukenl 

PH 6:  Der Logik auf der Spur 
PH 7: Lösungsspuren und Ergebnisse 
PH 8: Richtig rechnen - deutsch rechnen? 

Beim Unterweisen nicht nur an Inhalte denken 

PH 9:  "Weniger" kann "Mehr" sein 
PH 1 0: Selbständig Planen und Handeln 
PH 1 1 :  Gemeinsam lernen lassen 

Veranstalterinformation 
(20 Seiten) 

Referentenleitfaden 

(160 Seiten) 

Seminarpaket (3 Teilbände) 
zusätzliche Teilnehmerunterlagen 

(Mindestabnahme 10 Stück) 

DM 29,-
DM 8,- pro Stück 

Bestell-Nr. 

12.513 
1 2.543 

Teilnehmerunterlagen 

(etwa 140 Seiten) ISBN: 3-88555-304-X 

Sie erhalten diese Unterlagen beim Bundesinstitutfür Berufsbildung - ReferatVeröffentlichungs­
wesen - Fehrbelliner Platz 3 - 1 000 Berlin 31 - Tel.: (030) 86 83-520 oder 86 83-1 


